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Einleitung zu Band V – 2017 bis 2019 

Die drei Jahre von 2017 bis 2019 erweisen sich im Ru ckblick als ziem-

liche Achterbahn-Jahre. Auf der einen Seite die auch schon im letzten 

Band spu rbare Verzweiflung daru ber, dass die Welt du sterer wird. Die 

AfD taucht immer wieder auf, ebenso Donald Trump in seiner ersten 

Regierungszeit. Und die Bundestagswahl 2017 endet – nach gescheiter-

ten Jamaika-Verhandlungen – wieder mit einer Merkel-Regierung. 

Auf der anderen Seite umfasst dieser Dreijahreszeitraum auch das 

Aufblu hen von #unteilbar und Fridays for Future. Plo tzlich gehen Men-

schen wieder auf die Straße fu r progressive Politik, Klimaschutz wird 

zu einem zentralen Thema der politischen O ffentlichkeit, und vielleicht 

gibt es ja doch noch einen Funken Hoffnung auf eine bessere Welt. Zwi-

schen diesen beiden Polen changieren die Texte in diesem Band.  

Angeordnet habe ich sie in vier Abschnitten. Das Buch beginnt mit all-

gemeinen politischen Texten. Hier geht es vor allem um die Wahlen und 

die Vera nderungen im Parteiensystem. Illustriert wird dies unter ande-

rem anhand des politischen Kompasses, dessen Methodologie ich mir 

na her anschaue. In diesem Abschnitt findet sich aber auch ein euphori-

scher Demo-Bericht (250.000 Menschen bei #unteilbar in Berlin) und 

ein Versuch, nachzuvollziehen, was eigentlich mit denjenigen ist, die 

Demokratie augenscheinlich verachten.  

In einem sehr langen Abschnitt geht es dann um grüne Politik, insbe-

sondere um den gru nen Findungs- und Neuaufstellungsprozess, der bei 

Robert Habecks Bu ndnispartei, dem beginnenden starken Mitglieder-

wachstum und bei einem neuen Grundsatzprogramm endet. Hier ist 

auch ein Text zur Rolle der BAGen (Herzkammern) und ein historischer 

Ru ckblick auf die Anfa nge von Campusgrün zu finden.  

Der dritte Abschnitt versammelt Texte zu Digital- und Technologiepoli-

tik. Twitter, Facebook, Google sind im (politischen) Alltag angekommen, 

am Horizont sichtbar wird die AI-Revolution – hier noch unter dem Label 

„maschinelles Lernen“ mitgefu hrt. Digitalpolitik steht nicht mehr so im 

Zentrum, wirft aber; unter „Digitalisierung“ und nicht mehr unter „Netz-

politik“ geht es dennoch weiter um die politische Gestaltung. 
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Den Abschluss bilden einige Texte zu Nachhaltigkeit (in Reallaboren 

und im Kontext zu Digitalisierung), vor allem aber zu Klimaschutz als 

dem zentralen Diskursgegenstand dieser Jahre. Verhandelt wird die 

Fridays-Bewegung (in einem Interview mit meiner damals vierzehnja h-

rigen Tochter) und die Frage, wie weit Klimaschutz und das dahinter 

liegende follow the science eine politische Thematik, wie weit eine mo-

ralische Frage ist.  

Im Vergleich zu den a lteren Blogtexten wird deutlich, dass mein Blog 

weniger als fru her – die goldene Zeit der fru hen 2010er Jahre – Ort hei-

ßer politischer Diskussionen ist. Zugleich halte ich mich politisch mit 

o ffentlichen A ußerungen sta rker zuru ck als fru her, die Beitra ge sind re-

flektierender und weniger pointiert. Das mag mit Fragen des Zeitbud-

gets zu tun haben, sicherlich ist es auch eine Folge meiner neuen beruf-

lichen Rolle in der gru nen Landtagsfraktion.  

Gundelfingen, im Juni 2026 
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Politische und gesellschaftliche Fragen  

 

Rechtsruck im Political Compass – 
ernsthaft? 

8. August 2017 – Politik und Gesellschaft 

Wenn es nach dem „Politi-

cal Compass“ geht, dann 

gab es zwischen 20131 und 

20172 einen massiven 

Rechtsruck im deutschen 

Parteiensystem – wobei 

„rechts“ sich dabei auf bei-

de der Achsen beziehen 

wu rde, die der „Political 

Compass“ als Koordinaten 

der Politik ansieht, also so-

wohl eine Tendenz zu 

mehr Autoritarismus als auch eine wirtschaftspolitische Tendenz nach 

rechts. In der Abbildung sind die beiden Diagramme fu r 2013 und 2017 

u bereinander gelegt. Die Pfeile zeigen, von wo nach wo in diesem Koor-

dinatensystem die deutschen Parteien gewandert sein sollen. 

Wa hrend die Verschiebungen bei SPD und CDU – eine leichte Bewe-

gung der SPD nach „wirtschaftsrechts“, eine leichte Bewegung der CDU 

Richtung liberalere Gesellschaft – irgendwie nachvollziehbar erschei-

nen, verwundert der Rest. Die FDP ist demnach deutlich autorita rer ge-

worden. Die LINKE ist zwar in beiden Diagrammen die Partei, die am 

 
1 https://www.politicalcompass.org/germany2013  
2 https://www.politicalcompass.org/germany2017  

https://www.politicalcompass.org/germany2013
https://www.politicalcompass.org/germany2017
https://www.politicalcompass.org/germany2013
https://www.politicalcompass.org/germany2017
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klarsten im progressiven Quadranten verortet wird, aber auch hier soll 

es eine Bewegung Richtung „Mitte“ gegeben haben. Und Bu ndnis 

90/Die Gru nen – da soll es dem Diagramm zufolge in den letzten vier 

Jahren quasi eine Spiegelung gegeben haben – eine Verschiebung um 

fast ein Drittel des Koordinatensystems sowohl in Richtung wirtschaft-

liche Rechte als auch in Richtung autorita rerer Politik. Die AFD bleibt in 

beiden Darstellungen die autorita rste Partei, angeblich ist sie aber we-

niger wirtschaftlich rechts als die CDU oder die FDP. 

Das 2017er-Diagramm kursiert seit einigen Tagen in sozialen Netz-

werken – insbesondere Mitglieder der LINKEN wollen damit beweisen, 

dass nur eine einzige Partei dem Rechtsruck Stand gehalten hat, und 

natu rlich dafu r dann bei der Bundestagswahl im September auch ge-

wa hlt werden muss. Was ist dran? 

Ich hatte vor einiger Zeit bereits etwas zum „Political Compass“ 

20133 und der Frage, ob Gru ne eine linke Partei sind, geschrieben. Da-

mals vermutete ich, dass fu r die Einordnung der Parteien deren Wahl-

programme ausgewertet wurden. Wenn ich mir allerdings unser Wahl-

programm fu r 2017 anschaue und es mit dem fu r 2013 vergleiche, 

wundert mich dieses Ergebnis. Deswegen habe ich per Mail nachgefragt 

– und als Antwort nur einen lapidaren Hinweis auf „FAQ, Frage 9“4 be-

kommen. Grob u bersetzt steht da: 

Wie ist es möglich, ehrlich festzustellen, wo Politiker*in-
nen liegen, ohne diese zu fragen? 

Wie ist es möglich, herauszukriegen, ob sie ehrlich sind, 
wenn du sie fragst? Grade rund um eine Wahl? Wir bezie-
hen uns auf Berichte, die Abstimmungen im Parlament, 
Programme … und das Handeln, das lauter als Worte 
spricht. Das dauert viel länger, als Politiker*innen schlicht 
zu bitten, den Test zu machen – aber es ergibt doch eine 
viel genauere Einordnung. Bereits früh haben wir ge-
merkt, dass Politiker*innen, die den Test machen, oft auf 

 
3 http://blog.till-westermayer.de/index.php/2014/07/06/links-zwei-drei/  
4 https://www.politicalcompass.org/faq#faq9  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2014/07/06/links-zwei-drei/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2014/07/06/links-zwei-drei/
https://www.politicalcompass.org/faq#faq9
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2014/07/06/links-zwei-drei/
https://www.politicalcompass.org/faq#faq9
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eine Art und Weise antworten, die zwar zur Stimmung in 
der Wählerschaft passt, aber nicht zu ihrem Handeln. 

Der Test, der hier angesprochen wird, ist der Fragebogen, der auf der 

Website „Political Compass“ online ausfu llbar ist, und als dessen Ergeb-

nis zwei Koordinaten ausgespuckt werden: ein Wert auf der wirtschaft-

lichen Links-Rechts-Skala (X: -10,0 bis +10,0), und ein Wert auf der 

Skala zwischen liberta rer und autorita rer Haltung (Y: -10,0 bis +10,0). 

Wie genau aus dem Fragebogen diese Werte berechnet werden, verra t 

die Organisation hinter dem „Political Compass“ leider nicht. Anders als 

bei a hnlichen Arbeiten, wie sie etwa an Universita ten durchgefu hrt wer-

den, und wie sie in mit ausfu hrlichen wissenschaftlichen Vero ffentlichun-

gen dokumentiert werden, bleibt das Rechenmodell im Dunkeln. Es kann 

demnach auch nicht nachvollzogen werden, ob die beiden Achsen tat-

sa chlich orthogonal zueinander stehen, und ob die Fragen im „Test“ und 

die Zuordnung zu den beiden Achsen tatsa chlich eine empirische Basis 

(etwa im Sinn einer Faktorenberechnung) hat. Es bleibt auch recht schlei-

erhaft, wer eigentlich diese Organisation ist. Wikipedia5 verweist hier 

auch nur auf die Website, die eine „Pace News Ltd.“ als Copyright-Inhaber 

ausweist, und auf fru here Vermutungen, dass die Website (seit 2001 on-

line) der britischen Wohlfahrtsorganisation One World Action nahe steht. 

Das alles ist so lange unproblematisch, solange „Political Compass“ 

vor allem als Werkzeug gesehen wird, das dazu beitra gt, die Komplexi-

ta t politischer Haltungen deutlich zu machen. Insofern sehe ich trotz 

der ganzen Intransparenzen einen gewissen Sinn darin, den „Political 

Compass“ als individuellen Test zu nutzen – das Ergebnis bietet einen 

Gespra chsanlass, es kann daru ber diskutiert werden, was hinter so ko-

mischen Chiffren wie „rechts“ und „links“ tatsa chlich zu verstehen ist. 

Als politische Analyse im Vorfeld einer Wahl ist es allerdings schwierig, 

wenn eine im Dunkeln bleibende Organisation ohne Offenlegung ihrer 

Daten Parteien in ein Raster einsortiert. 

Und auch die FAQ hilft hier nur bedingt weiter – da geht es ja eigentlich 

um einzelne Politiker*innen, nicht um Parteien. Und „Berichte“, „Abstim-

 
5 https://en.wikipedia.org/wiki/Political_compass  

https://en.wikipedia.org/wiki/Political_compass
https://en.wikipedia.org/wiki/Political_compass
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mungen“, „Programme“ und „das Handeln“ sind hinreichend vage, um da-

mit auch eine Einordnung nach Bauchgefu hl zu rechtfertigen. In einem 

Mehrheitswahlsystem mag zudem die Bedeutung der einzelnen Politi-

ker*innen noch einmal gro ßer sein als in unserer proportionalen Repra -

sentation. Offen bleibt damit, ob die einzelnen Koordinaten aus den 

Wahlprogrammen heraus destilliert wurden, ob Statements der Spitzen-

kandidat*innen der einzelnen Parteien ausgewertet wurden, oder ob – 

um beim gru nen Beispiel zu bleiben – ein Boris Palmer mit o ffentlichen 

A ußerungen die ganze Bewertung im Raster nach rechts ziehen kann, ob-

wohl die vom Parteitag beschlossene Programmatik, die dann ja auch die 

Grundlage etwa fu r einen Koalitionsvertrag darstellen wu rde, ganz an-

ders aussieht. Ich habe daher noch einmal ausfu hrlicher darum gebeten, 

mir Fragen dazu zu beantworten, welche Materialien genau in die Aus-

wertung einfließen, und wie diese vorgenommen wird. Dazu habe ich 

von „Political Compass“ allerdings bisher keine Antwort erhalten. Sollten 

diese noch eintreffen, werde ich den Artikel hier gerne updaten.  

Die Frage nach der Methodologie ist auch deswegen interessant, weil 

der eigentliche Test sehr stark auf perso nliche Werte zugeschnitten ist – 

neben Fragen zu Freihandel, Abortion oder der Todesstrafe gibt es auch 

Fragen danach, wie wichtig etwa religio se Werte sein sollen, ob eine 

Schulpflicht bestehen soll, oder ob abstrakte Kunst wertvoll ist. Hier wird 

es dann schon schwieriger, ein Parteiprogramm neben den Fragebogen 

zu legen und zu antworten – und Fragen auszulassen, oder mit „neutral“ 

zu antworten, ist nicht vorgesehen. Gleichzeitig fa llt auf, dass in der aktu-

ellen politischen Auseinandersetzung zentrale Fragen (Klimaschutz!) im 

Fragebogen nicht vorkommen, andere dagegen auf la ngst etablierte ge-

sellschaftliche Konsense verweisen (etwa bei der Haltung zur Homose-

xualita t) und damit wenig Differenzierungsmo glichkeiten bieten. 

Ich habe den Versuch trotzdem gemacht, und den Test entlang des 

Wahlprogramms6 ausgefu llt. Bei einigen Fragen war das nicht mo glich, 

da es dort um perso nliche Werte ging. Da spielte dann meine Einscha t-

 
6 https://docs.google.com/spreadsheets/d/1ZA4sDshfAD-

1jpwhSpsTfU1rKi48PnLxXnj3yCQizh4/edit?usp=sharing  

https://docs.google.com/spreadsheets/d/1ZA4sDshfAD-1jpwhSpsTfU1rKi48PnLxXnj3yCQizh4/edit?usp=sharing
https://docs.google.com/spreadsheets/d/1ZA4sDshfAD-1jpwhSpsTfU1rKi48PnLxXnj3yCQizh4/edit?usp=sharing
https://docs.google.com/spreadsheets/d/1ZA4sDshfAD-1jpwhSpsTfU1rKi48PnLxXnj3yCQizh4/edit?usp=sharing
https://docs.google.com/spreadsheets/d/1ZA4sDshfAD-1jpwhSpsTfU1rKi48PnLxXnj3yCQizh4/edit?usp=sharing
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zung der perso nlichen Haltung 

des typischen Parteimitglieds 

eine Rolle; hier habe ich aller-

dings auch eher die mittleren 

Werte (agree/disagree) gewa hlt 

und keine starke Zustim-

mung/Abneigung. Das Ergebnis 

ist -5,75 auf der o konomischen 

Links-Rechts-Skala, und -6,97 

auf der gesellschaftlichen Skala 

– also noch links-liberaler als 

die oben eingetragene Position 

der LINKEN, und etwas unterhalb und links von der fu r 2013 eingetra-

genen Position fu r Bu ndnis 90/Die Gru nen. 

Es kann jetzt natu rlich sein, dass ich meine Partei mit einer gewissen 

Verzerrung betrachte, und meine perso nlichen Werte zu stark mit ein-

geflossen sind. Das Ergebnis ist das, was ich erwartet ha tte – da fu hle 

ich mich beheimatet. 

Deswegen der Aufruf: Vielleicht mag jemand anderes dasselbe Spiel 

noch einmal spielen – gerne auch fu r andere Parteien – und in den Kom-

mentaren dann das Ergebnis mitteilen (ich bastle auch gerne ein Dia-

gramm daraus). Mal sehen, ob dabei ein anderes Bild entsteht als bei 

der Einordnung nach Abstimmungsverhalten und lautem Handeln, die 

„Political Compass“ vorgenommen hat. Ich habe auch eine Vermutung, 

was dabei herauskommen wird: das deutsche politische Spektrum – mit 

Ausnahme vielleicht der AFD – wandert dann im Vergleich zur Abbildung 

auf der Website „Political Compass“ insgesamt sta rker in die Mitte des 

Koordinatensystems. Und das wu rde wiederum bedeuten, dass Deutsch-

land nach wie vor ein recht liberales und an gesellschaftlichem Wohl-

stand orientiertes Land ist – ganz egal, wie sehr versucht wird, diese Hal-

tung umzudrehen und zuzuspitzen. 

Warum blogge ich das? Weil es zwar in der Folge der Terroranschläge und der 

Flüchtlingsdiskussion so etwas wie einen gesellschaftlichen Rechtsruck gegeben 
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haben mag, weil ich aber die These, dass sich damit die grundlegenden Werte 

der Parteien massiv verschoben haben, nicht teile – und gerne empirische Argu-

mente dazu sehen würde.  

P.S.: Eventuell interessant in diesem Kontext ist das WZB Manifesto-Pro-

jekt,7 hier ein Überblicksartikel8 – das ist in seiner inhaltsanalytischen Auswer-

tung für bundesdeutsche Wahlprogramme allerdings erst im Jahr 2013 ange-

kommen, soweit ich das erkennen kann. 

Update (25.08.2017): Während ich von Political Compass auf meine Mail weiter-

hin keine Reaktion bekommen habe, bin ich heute auf wahlnavi.de gestoßen – 

diese Plattform fragt speziell zur Bundestagswahl, legt ihre Methodik offen9 – und 

kommt zu einem Bild, das mir sehr viel realistischer erscheint (unten und oben im 

Vergleich zum Political Compass getauscht). 

 

 
7 https://www.wzb.eu/de/forschung/wandel-politischer-systeme/demokratie-und-

demokratisierung/projekte/the-manifesto-project  
8 https://bibliothek.wzb.eu/artikel/2017/f-20666.pdf 
9 https://voxpoplabs.com/wahlnavi/methodik.pdf  

https://www.wzb.eu/de/forschung/wandel-politischer-systeme/demokratie-und-demokratisierung/projekte/the-manifesto-project
https://www.wzb.eu/de/forschung/wandel-politischer-systeme/demokratie-und-demokratisierung/projekte/the-manifesto-project
https://bibliothek.wzb.eu/artikel/2017/f-20666.pdf
https://www.wahlnavi.de/
http://voxpoplabs.com/wahlnavi/methodik.pdf
https://www.wzb.eu/de/forschung/wandel-politischer-systeme/demokratie-und-demokratisierung/projekte/the-manifesto-project
https://www.wzb.eu/de/forschung/wandel-politischer-systeme/demokratie-und-demokratisierung/projekte/the-manifesto-project
https://voxpoplabs.com/wahlnavi/methodik.pdf
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Ein Stimmungsbild (im Herbst) 

28. August 2017 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

Draußen ist es Spa tsommer. Mal wieder ein Wetterumschwung – vor 

ein paar Tagen waren es noch u ber 35 °C, jetzt regnet es im Herbstmo-

dus. Aber ich will nicht u ber das Wetter schreiben, sondern u ber die 

Bundestagswahl, und dieses Land.  

Eigentlich wollte ich diesen Text anders beginnen, ich hatte ihn auch 

schon halb fertig. Mit einem Blick auf die mo glichen Koalitionen nach 

der Wahl, mit einem Blick auf die FDP, die sich derzeit so in der Mittel-

punkt ru ckt, und auch auf die Original-AfD. Auf die Infas-Analyse in 

der ZEIT1 eingehen, die zeigt, dass Deutschland doch offener und libe-

raler ist, als viele denken, und dass die medial so dominanten rechten 

Hetzer nur eine Minderheit vertreten.  

Und auch dazu wollte ich schreiben, dass zwischen dem Image und der 

tatsa chlichen Verortung nicht nur beim Selbstbild dieses Landes etwas 

 
1 https://www.zeit.de/2017/35/bundestagswahl-deutschland-umfrage-toleranz-libe-

ralismus  

http://www.zeit.de/2017/35/bundestagswahl-deutschland-umfrage-toleranz-liberalismus
http://www.zeit.de/2017/35/bundestagswahl-deutschland-umfrage-toleranz-liberalismus
https://www.zeit.de/2017/35/bundestagswahl-deutschland-umfrage-toleranz-liberalismus
https://www.zeit.de/2017/35/bundestagswahl-deutschland-umfrage-toleranz-liberalismus
https://www.flickr.com/photos/tillwe/35972362093/in/photolist-WNKKZx-oVK2v2-pbcenS-4XqJ25-oVJ3QF-oVJor5-fgVHmR-ESFqA-pbceLs-pdcjL1-iAQEf7-UJRPVu-ire2o-pcXpBa-f9nHQG-ire8c-Wc8jCm-goE3KV-iL7mjZ-5v8x5q-5LTDA-5v8D6s-fSesMn-7kTaCm-pcXpsc-eKWgZ-5i7URU-goJKT9-4GsbY-4Gs65-GkTZG2-7kPjPe-4Sjw4H-4Gs9E-fkt5DH-YApiK-irdGH-fSPosn-4Gsbp-kzRvRa-29skV-aWPk1n-YApM6-4Gs8o-95sdGm-oVJ4te-GcJPad-oVJpuC-oePxiG-4TY26u
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nicht stimmt, sondern ebenso beim Bild der einzelnen Parteien. Da sind 

die diversen Wahltools hilfreich, die eigentlich alle ein gemeinsames Er-

gebnis haben: es gibt einen Pol der mehr oder weniger progressiven Par-

teien, die sich gar nicht so sehr voneinander unterscheiden – Gru ne, 

Linke, SPD, diverse neue Kleinstparteien (Kopien der Linken oder der 

Gru nen, nur ohne den Regierungsbeteiligungsballast), – Gru ne, Linke, 

SPD und diese Kleinstparteien sind jedenfalls allesamt Parteien, die fu r 

eine offenere Gesellschaft und mehr Solidarita t stehen. Wie sie sich zu 

Putin verhalten, welche außenpolitischen Schwerpunkte es gibt, und wie 

ernst die O kologie genommen wird – das unterscheidet sie dann doch. 

Aber die grobe Richtung ist viel weniger unterschiedlich, als manche das 

glauben. (Und viel differenzierter, als andere behaupten.) 

Dann gibt es auf der anderen Seite die CDU irgendwo Mitte-rechts. Es 

gibt die FDP, die eher marktliberal als sozialliberal ist, egal, wie die 

Kampagne aussieht, und zumindest in Baden-Wu rttemberg auch gerne 

mal den populistischen Hau-Drauf gibt. Schließlich die AfD mit ihrem 

autorita ren, rechtspopulistischen Ganz-Rechts-Außen-Kurs.2  

Im Wahl-o-Mat, im Bundeswahlkompass, im Wahlnavi, vermutlich 

auch im Parteienavi – und wie die Tools in ihrer ganzen Unu bersichtlich-

keit alle heißen – sortiert sich also die Landschaft der programmatischen 

Angebote. Die ist relativ vielfa ltig, eigentlich mu sste fu r jeden was dabei 

sein, selbst wenn Leerstellen bleiben: so gibt es keine relevante Partei, 

deren Markenkern das progressive Linksliberale ist. Klar findet sich das 

bei uns Gru nen, vielleicht auch bei anderen Parteien des Spektrums, 

mo glicherweise sogar in kleinen Dosen in der FDP – aber eben immer 

 
2 Ich wollte in diesen Text eigentlich keine hundert Links einbauen, aber auf den Daten-

journalismus der Berliner Morgenpost [https://interaktiv.morgenpost.de/parteien-bun-
destagswahl-2017/] muss ich doch hinweisen. Die haben aus den Daten des Wahl-o-Mat 
(u ber den sich dieses Jahr auch einiges sagen ließe, darunter nicht nur Gutes) und aus 

der Kandidatenbefragung von abgeordnetenwatch zum einen ein Tool gebastelt, das 
zeigt, welche Partei mit welcher anderen der am Wahl-o-Mat teilnehmenden wie stark 
u bereinstimmt, und zum anderen eine Punktewolke, die die Kandidat*innen der Par-

teien nach A hnlichkeit sortiert: auch da wird u brigens deutlich, dass rote, gru ne und 
linke Kandidat*innen sich inhaltlich durchaus nahe stehen (ohne zu einem Brei zu wer-
den), wa hrend FDP und CDU/CSU einen eigenen (zweigeteilten) Cluster bilden – und die 

AfD jenseits von Gut und Bo se verortet ist. Soweit der Datenjournalismus. 

https://interaktiv.morgenpost.de/parteien-bundestagswahl-2017/
https://interaktiv.morgenpost.de/parteien-bundestagswahl-2017/
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nur als zweites oder drittes Thema, nie als definierender Kern. Allerdings 

ist es den Piraten, die Neuen Liberalen, den Liberaldemokraten und wie 

sie alle heißen, bisher auch nicht gelungen, eine solche Partei dauerhaft 

zu etablieren. Mo glicherweise ist es okay, wenn das nur das zweite 

Thema der Partei der jeweiligen Wahl ist. Es gibt keine Leerstelle mehr 

fu r Rechtspopulismus a la FPO  oder Trump. Leider.  

Also: breite Auswahl, Parteien, die bei genauerem Hinsehen doch um 

einiges differenzierter sind. Eigentlich mu sste der Wahlkampf heiß lau-

fen. Tut er aber nicht. Sondern fu hlt sich seltsam an. 

Dazu mag the second – nein, eigentlich the fourth – coming of Mer-

kel beitragen. Relativ egal, wie gewa hlt wird – wenn die Prognosen halb-

wegs stimmen, dann bleibt Angela Merkel unsere Bundeskanzlerin. Das 

ist seltsam, weil wir es hier vor allem mit einer Projektionsfla che zu tun 

haben. Die einen sehen die Wir-schaffen-das-Kanzlerin, die dann unter 

dem Label „christliche Werte“ fu r eine soziale Politik steht, und sogar was 

fu r die Umwelt tun wu rde. Die anderen wa hlen die Parteivorsitzende der 

CDU, die Seit an Seit mit der CSU la ngst weit ins konservative Feld geru ckt 

ist. Die einen denken an Wendemano ver nach Fukushima und an die O ff-

nung der Tu r fu r die Ehe fu r alle, die anderen an Dobrindt, de Maiziere 

und Spahn.3  

Wie heißt noch einmal der Kanzlerkandidat der SPD? Nicht Schro der 

(der will russischer Oligarch werden), auch nicht Schmidt (der war 

mal), weder Steinmeier noch Steinbru ck, sondern Schulz, genau. War 

mal ein neues Gesicht, schafft es jetzt aber nicht, Themen zu setzen. Na-

tionale Bildungsoffensive – klar, why not, Bildung ist immer gut (auch 

wenn Schulpolitik eher fu rs Verlieren von Wahlen taugt) – aber da mu s-

sen dann halt 16 La nder mitmachen, und nicht nur die mit SPD-Regie-

rungschef. Und was hatte er sonst fu r Themen? Vage bleiben mir Versu-

che in Erinnerung, sich mit „zu viele Flu chtlinge“ zu profilieren (oder 

war das Gabriel?). Und, ach klar, mehr Gerechtigkeit, das steht auf den 

schreienden Kindern, pardon, Wahlplakaten der SPD ebenfalls drauf. 

 
3 Und der CDU-Wohlfu hlwahlkampf tut alles, um diese Projektionsfla che so weit wie 

mo glich zu o ffnen, und so wenig Konkretes wie nur irgendwie mo glich ru ber zu bringen. 
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Gutes Thema, weil in den letzten Jahren fast immer in SPD-Hand, also 

etwa mit der Arbeitsministerin.  

Also, das u bliche seit 2009: die SPD ka mpft auf verlorenem Posten, 

zieht aber nicht. Diesmal wa re sie ja sogar bereit, die im auslaufenden 

Bundestag noch bestehende linke Mehrheit in eine Koalition umzuwan-

deln, vielleicht jedenfalls. Nur sieht’s fu r die, bei Lichte betrachtet, nicht 

besonders gut aus. Die SPD steht schwach da, die Linke weiß eh nicht 

so richtig, ob sie in eine Koalition gehen wu rde, jedenfalls nicht, wenn 

dafu r eine der zwanzig oder dreißig roten Linien u berschritten werden 

mu ssen, und auch wir Gru ne schwa cheln, wenn wir ehrlich sind. 

Das ist u brigens einer der Punkte, den ich an diesem Wahlkampf nicht 

verstehe. Wir haben eine handwerklich und inhaltlich gut gemachte 

Kampagne. Unser Spitzenkandidat ist ebenso pra sent wie unsere Spit-

zenkandidatin, und beide machen ihre Sache hervorragend. Kampagne 

und das richtig gute – progressive, konkrete, „anwendungsorientierte“ 

– Wahlprogramm passen zu uns. Sie sind inhaltlich klar, in der Zuspit-

zung auf zehn Punkte, die wir unbedingt umsetzen wollen, erst recht. 

Die Veranstaltungen sind gut besucht, und gru ne Themen stehen mit-

ten auf der Agenda: in Bangladesch und Houston zeigt der Klimawandel 

(an den AfD und FDP noch immer nicht glauben) seine ganze Wirkungs-

macht. Der Dieselskandal hat die Notwendigkeit fu r eine Verkehrs-

wende und fu r eine Transformation der Automobilwirtschaft deutlich 

gemacht, deutlicher geht es eigentlich gar nicht. Es gibt einen Lebens-

mittelskandal ums Ei. Und nach und nach kommt heraus, dass es sowas 

wie ein Netzwerk von Rechten, auch in der AfD, auch bei Polizei und 

Bundeswehr, gibt, die schon mal daru ber nachdenken, wenn sie nach 

der Revolution an die Wand stellen wollen. 

Eigentlich beste Voraussetzungen fu r ein gru nes Rekordergebnis. Und 

doch sind die Leute sonderbar zo gerlich, wenn es darum geht, gru n zu 

wa hlen. Im gru nen Wahlwerbespot gibt es diese Szene mit dem Kanin-

chen und der Schlange. Seit Juni bewegt sich nichts – bei acht Prozent 

ist Schluss in den Umfragen. Warum dieses Zo gern?4 

 
4 Und gleichzeitig tauchen nach und nach Elemente aus der Rhetorik der AfD in der Mitte 
des medialen und o ffentlichen Diskurses auf. Dass alle Parteien gleich und „die Politiker“ 

https://www.gruene.de/ueber-uns/2017/10-punkte-fuer-gruenes-regieren.html
https://www.gruene.de/ueber-uns/2017/10-punkte-fuer-gruenes-regieren.html
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Eigentlich wu rde ich mir ja wu nschen, dass ein Wahlkampf vor allem 

ein Zeitpunkt ist, in dem einzelnen Parteien sagen, wie sie die Probleme 

der na chsten vier Jahre lo sen wollen. Das passiert fast gar nicht. Statt-

dessen werden Kleinigkeiten hochgekocht, A ußerlichkeiten in den Mit-

telpunkt gestellt, und die direktere Kommunikation ist von Nickeligkeit 

gepra gt und davon, keinem was zu go nnen, und nur daru ber zu reden, 

was andere nicht ko nnen.  

Aber auch wenn der Wahlkampf sachlicher wa re, wenn alle die unter-

schiedlichen Ideen, wie die Probleme, die ja nun mal da sind, gelo st 

werden ko nnen, in den Mittelpunkt stellen wu rden – oder, um es anders 

zu beschreiben: ihre Zukunftsbilder, ihre Ideen, wo es mit diesem Land 

in den na chsten vier und den na chsten vierzig Jahren hingehen soll – 

die Stimmungslage wa re wohl nicht anders.5  

Ist es die Last des Regierens in den La ndern? Ein U berdruss damit, 

dass sich da manches nur langsam und manches gar nicht a ndert (und 

manches an der Tatsache ha ngt, dass die Landeskompetenz nur bis da-

hin reicht, und im Bund eben keine Gru nen regieren?). Ist hier das Ver-

trauen verloren gegangen?6  

Ist es die Tatsache, dass Gru ne nach wie vor eine streitlustige Partei 

sind, und dass davon doch auch einiges nach außen dringt? Wa re mehr 

Geschlossenheit, ein einheitliches Bild, ein sta rkeres Wertscha tzen 

auch des innerparteilichen Gegners besser?7  

Sind es Winfried und Boris? Oder Toni, Ju rgen und Claudia? Sind es 

Cem und Katrin? Oder gar Robert?  

 
verachtenswert seien. Dass unliebsame Meinungen totgeschwiegen wu rden. Dass die 

Grenzwerte nur Erfindungen sein. Dass es „denen“ um Angstmache gehe. Etc. etc. 
5 Apropos Parteien und Wahlkampf: die in O sterreich gerade laufende scheinbare Ab-
schaffung der Parteien zugunsten charismatischer Listenfu hrer ist auch nicht das Rich-
tige. 
6 Das Ergebnis von DiB und V³ und BGE und du. und wie sie alle heißen, wird ein Indi-

kator dafu r sein. 
7 Sicher, aber das ist in anderen Parteien auch nicht anders, befu rchte ich. Und noch 
viel gro ßer ko nnen wir unsere Einigkeit beim Kampf gegen den Klimawandel, bei der 
Umwelt, aber auch bei Gleichstellung und Integration eigentlich gar nicht schreiben 

als auf unseren diesja hrigen Plakaten. 
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Ist es die fehlende klare Ansage, was nach der Bundestagswahl pas-

siert – ra cht sich hier die Offenheit fu r Koalitionen sowohl mit der SPD 

als auch mit der CDU?8  

Ist es der Medienfokus auf der Lindner-Werbung und der FDP mit der 

scho neren Geschichte?9  

Ich kann es nicht genau fassen, aber irgendwie hat sich Teilen der O f-

fentlichkeit ein Bild u ber Bu ndnis 90/Die Gru nen festgesetzt, das u ber-

haupt nicht zu meiner Innenwahrnehmung passt. Wir haben klare Vor-

stellungen davon, dass der Weg in die Zukunft einer ist, der gestaltet 

werden muss, dass es Probleme gibt, die gelo st werden mu ssen – und 

dass wir dafu r Mut brauchen. Das meint „Zukunft wird aus Mut ge-

macht“. Cem sprach davon, dass es Fortschritt nur mit gru n gibt – auch 

das ist natu rlich, wie alles in einem Wahlkampf, u bertrieben, aber in der 

Tendenz sehe ich es auch so.  

Manchmal weht der Wind der Geschichte in die falsche Richtung. Da 

hilft dann alles Strampeln nicht. Trotzdem wu rde ich gerne wissen, wo 

wir falsch abgebogen sind, trotzdem bleibt das Gefu hl einer seltsamen 

deutschen Wahlkampfzeit voller Ablenkungen und Sumpfblasen. Und 

das gefa llt mir nicht. 

Warum blogge ich das? Als Stimmungsbild, und um eine gewisse Ratlosigkeit fest-

zuhalten. Ich drücke diesem Land trotzdem die Daumen, dass am 24. September 

ein Ergebnis herauskommt, dass der deutschen Weltoffenheit und dem deutschen 

Gefühl des weit gefassten Sich-umeinander-Kümmerns gerecht wird.  

P.S.: Ich mag Videoformate nicht so, aber dieses Analysevideo der SZ10 ist durchaus 

hilfreich. Kernaussage: Um jetzt noch zu gewinnen, müssen Grüne zuspitzen. 

 
8 Aber wie soll eine relativ kleine Partei auf Bundesebene sonst progressive Politik vo-
ranbringen? Und wie anders als in einem Programm sollen wir festhalten, was wir tun 

werden und wofu r wir stehen? Oder mu ssten wir klar sagen, dass eine vierte Amtszeit 
fu r Merkel nicht an uns scheitern wird? 
9 Rausgeflogen, neues Gesicht, groß im Kommen – egal, dass ab Reihe zwei nichts an-
ders ist als vorher? 
10 https://www.sueddeutsche.de/politik/wahlkampf-was-die-gruenen-jetzt-noch-ret-

ten-kann-1.3644800  

http://www.sueddeutsche.de/politik/wahlkampf-was-die-gruenen-jetzt-noch-retten-kann-1.3644800
https://www.sueddeutsche.de/politik/wahlkampf-was-die-gruenen-jetzt-noch-retten-kann-1.3644800
https://www.sueddeutsche.de/politik/wahlkampf-was-die-gruenen-jetzt-noch-retten-kann-1.3644800
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Oh, wie schön war Jamaika 

20. November 2017 – Politik und Gesellschaft 

Ich war dann doch vernu nftig genug, gestern Abend vor Mitternacht ins 

Bett zu gehen. Da sah es noch so aus, als wu rde es eine Einigung in den 

Jamaika-Sondierungsverhandlungen geben ko nnen. Irritierende 

Tweets von Nicola Beer, dass wieder alles offen sei, mal beiseite. Jeden-

falls wurde klar, wo die gru nen Schmerzgrenzen liegen. Ein CSU-Hinter-

ba nkler verku ndete Einigungen bei sicheren Herkunftsla ndern, in mei-

ner Timeline folgte fast schon ritualisierte Empo rung, bis dessen 15 Mi-

nuten vorbei waren, und das Ganze sich als Geru cht entpuppte.  

Dass die Verhandlungen sich so lange hinzogen, ha tte irritieren ko n-

nen. Am fru hen Abend lag fu r mein Gefu hl, was ich so las und wahr-

nahm, der Abbruch schon in der Luft. Ich schrieb, dass hier ein Paar 

verhandelt, dessen Beziehung gescheitert ist, dass sich das Ende aber 

nicht eingestehen mo chte. Als sich die Gespra che dann doch weiter in 

den Abend hinzogen, war meine Interpretation ein „jetzt haben sie’s“, 

der Punkt des Scheiterns schien u berwunden, der letzte Kompromiss 

gefunden, der Knoten durchgehauen. 

https://www.flickr.com/photos/tillwe/34615560356/in/photolist-UJRN79
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Wie weit unser gru nes Sondierungsteam dabei tatsa chlich gegangen 

ist, und wie weit die Partei dem gefolgt wa re, werden wir nun allerdings 

nicht erfahren. Denn zur Abstimmung u ber die Aufnahme von Koaliti-

onsverhandlungen wird es nicht kommen.  

Schuld daran, und da ist sich nicht nur meine reichlich und zu Recht 

daru ber empo rte gru ne Filterblase einig, ist Christian Lindner, der neue 

Posterboy der Verantwortungslosigkeit. Wenn stimmt, was aus Ver-

handlungskreisen berichtet wird, dann la sst sich ru ckwirkend so etwas 

wie eine Strategie erkennen: die FDP wollte Jamaika nicht. Und dass die 

Verhandlungen sich so lange hingezogen haben, hat auch etwas damit 

zu tun, dass versucht wurde, eine Situation zu konstruieren, in der 

Gru ne abbrechen sollten. Mit immer neuen Forderungen, mit dem In-

fragestellen von gefundenen Kompromissen, zuletzt wohl mit der Aus-

setzung des Familiennachzugs als neuer Hu rde. Die Strategie ging nicht 

auf, weil das gru ne Sondierungsteam verantwortungsvoll agierte und 

immer wieder Kompromissangebote machte, Bru cken baute, auf die 

anderen zukam. 

Dagegen wirkte die FDP (und wohl auch die CSU …) wie die Inkarna-

tion der Kompromisslosigkeit. Nicht, weil es um irgendwelche Werte 

ging, um zentrale Bausteine der Programmatik – sondern aus Prinzip, 

und, ru ckblickend, eben mit dem Ziel des Scheiterns vor Augen. Kurz 

vor der Wand war es dann letztlich doch Lindner selbst, der das Schei-

tern der Sondierungen erkla rte und dann davon lief. 

Das wirkte eher bedenkentra gerisch als mutig, und die vorgebrachten 

Gru nde fand ich nicht u berzeugend. Aber es ist ja nicht das erste Mal, 

dass die FDP die Partei voran stellt und sich Verhandlungen verweigert 

– ich denke da an Niedersachsen und Baden-Wu rttemberg, wo es je-

weils nicht zu Ampel-Verhandlungen kam, weil die FDP es partout nicht 

wollte. Ich frage mich auch, was jetzt in Schleswig-Holstein passiert – 

belastungsfrei fu r das dortige Jamaika-Bu ndnis du rften die Verhand-

lungen jedenfalls nicht gewesen sein. 

Zwei Monate nach der Bundestagswahl, nach einem Herauszo gern 

der Sondierungsgespra che aufgrund von Wahlen und unionsinternem 

Einigungsbedarf, nach qua lend langen Verhandlungen – an dieser Stelle 
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auch mein Dank an das gru ne Sondierungsteam, das fu r das Beste die-

ser Partei steht und stand – steht die Bundesrepublik nun im Neuland.  

Ein bisschen erinnert das an Oh, wie schön ist Panama, das Kinder-

buch von Janosch: Tiger und Ba r machen sich, ohne Plan, auf den Weg 

nach Panama, und landen am Schluss dann doch wieder zu Hause, nur 

das gru ne Plu schsofa ist neu. Auch bei Jamaika alles zuru ck auf den Aus-

gangspunkt? 

Wie es jetzt weitergeht, ist offen. Drei Optionen stehen im Raum. Die 

SPD ko nnte sich doch noch darauf einlassen, u ber eine Große Koalition 

zu verhandeln. Die Bedingungen dafu r sind aber nicht einfacher gewor-

den. Einerseits gro ßere Verhandlungsmacht seitens der SPD, anderer-

seits ist sie in einer schwierigen Selbstfindungsphase. 

Die Bundeskanzlerin ko nnte es mit einer Minderheitenregierung ver-

suchen, mo glicherweise auch verbunden mit einem Tolerierungsabkom-

men. Angesichts der Mehrheitsverha ltnisse im Bundestag heikel, und de-

finitiv nichts, was auf Bundesebene schon einmal versucht wurde. Aber 

wenn es einen Zeitpunkt gab, so etwas zu versuchen, dann wa re der jetzt. 

Vielleicht ist es auch schon das Ende der Kanzlerin Merkel, durch ei-

nige Monate der gescha ftsfu hrenden Regierung oder eine Minderhei-

tenregierung auf Zeit mit einem Minimalprogramm hinausgezo gert, 

aber doch schon sichtbar. 

Oder es ko nnte – nach Scheitern der Wahl der Kanzlerin, ausgerufen 

durch den Bundespra sidenten, wenn ich den Weg richtig verstehe – zu 

Neuwahlen kommen. Das wa re der Weg des maximalen Stresses fu r 

Parteiorganisationen und Mitglieder – mal ganz abgesehen von den neu 

gewa hlten MdB und deren Sta ben -, und ob am Schluss ein signifikant 

anderes Ergebnis heraus ka me, steht in den Sternen. Was allerdings an-

ders wa re: die Jamaika-Option wa re von vorneherein tot. Wenn es nicht 

zu einer klaren Mehrheit reicht, wu rde am Schluss dieser Neuwahlen 

dann ein sehr großes Fragezeichen stehen.  

Die Ausgangslage fu r alle Parteien wa re dadurch eine andere – viel-

leicht erinnern sich Wa hler*innen auch in einigen Monaten noch daran, 

wer Bedenken voran gestellt und wer verantwortungsvoll verhandelt 

hat. Die Zukunft ist offen. 



Politische und gesellschaftliche Fragen 

16 

Unabha ngig davon hat der Jamaika-Prozess Dinge vera ndert. Christian 

Lindner hat, nolens volens, mo glicherweise das Fundament fu r zuku nftige 

Formen schwarz-gru ner Zusammenarbeit gelegt, insofern wohl Gru ne 

und CDU durchaus auf dem Weg zu einer Einigung waren. Zugleich hat er 

angefangen, die Sa ge an den schwarz-gelben Ast zu legen.  

Gru n-intern stehen die Sondierungsverhandlungen einerseits fu r 

eine so noch nie dagewesene Geschlossenheit, die durchaus wahrge-

nommen wurde. Cem O zdemir und Katrin Go ring-Eckardt haben mas-

siv an Statur gewonnen, auch Michael Kellner ist jetzt deutlich sichtba-

rer als vorher. Der parteiinterne Streit wird nicht vorbei sein, aber es 

gibt aus meiner Sicht jetzt noch mehr Argumente dafu r, zusammen zu 

arbeiten, statt sich intern spalten zu lassen. 

Und andererseits wurde deutlich, dass Bu ndnisse mit der CDU und 

der CSU nur mo glich sind, wenn sehr weit von gru ner Programmatik 

abgewichen wird. Die Vorstellung eines neuen, fast schon natu rlichen 

„bu rgerlichen“ Parteienbu ndnisses entpuppten sich als Blu tentra ume. 

Der von einigen Journalist*innen herbeigeredete „Lagerwechsel“ hat 

nicht stattgefunden, und wird nicht stattfinden. U ber all das wird in der 

Partei zu reden sein.  

Deutlich gemacht haben die Sondierungsverhandlungen aber auch, 

dass es große politische Themen gibt, u ber die hart gerungen werden 

muss. In gewisser Weise war die Berichterstattung dazu politischer als 

die Berichterstattung u ber den Wahlkampf. Es ist eben nicht so, dass 

alle Parteien Klimaschutz wollen, und es ist auch nicht so, dass alle Par-

teien sich daru ber einig sind, wie die Zukunft des Einwanderungslan-

des, der Sozialversicherungen oder des Bildungssystems aussieht. Es 

wa re scho n, wenn das nicht in Vergessenheit gera t, wenn das na chste 

Mal irgendjemand Plakate in Technicolor aufha ngt. 

Warum blogge ich das? In erster Linie aus Ärger über das kindische Verhalten 

der FDP. Oder, ums in ein Bild zu packen: der Fortschrittsbalken bei der Neuin-

stallation stand bei 80%, und dann meldete der Rechner irgendeine lapidare 

Inkompatibilität und brach ab. 
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Annäherungen an seltsame Welten, oder: 
Demokratie als Utopie 

26. Dezember 2017 – Politik und Gesellschaft 

Weihnachten ist ja gerne gesehen als Zeitpunkt fu r Ru ckblicke auf das 

vergangene Jahr. Perso nlich kann ich nicht klagen, wenn ich auf 2017 zu-

ru ckblicke. Aber das große Ganze liegt mir schwer im Magen – nach 

Brexit und Trump gab es 2017 nicht nur neu aufflammende Kriege und 

Konflikte, sondern auch Wahlergebnisse in Europa, bei denen doch er-

schreckend viele Menschen rechtspopulistische Parteien und deren Kan-

didat*innen gewa hlt haben. Die AfD sitzt jetzt nicht nur in diversen Land-

tagen, sondern auch im Bundestag. In Frankreich und in O sterreich wur-

den Rechtsaußen-Pra sident*innen nur knapp verhindert. Und in O ster-

reich regiert nun die FPO  mit und dreht das Rad des Fortschritts zuru ck.  

Und wenn ich bei meinen ha ufigen Zugfahrten – oder selbst im Bekann-

tenkreis – mitkriege, u ber was Menschen sich unterhalten, was sie be-

wegt, was ihre Grundannahmen sind: auch dann ist da erschreckend viel 

dabei, was gut zu diesen rechten Tendenzen passt. Und ich frage mich, 

was in diesen Menschen eigentlich vorgeht. Wie sie die Welt sehen.  
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Als Spezies fahren wir Menschen ja ab auf Intrigen und Skandale; 

ganze Industrien leben davon. Aus dieser Perspektive sind das gute 

Neuigkeiten. Aus allen anderen: eher nicht. Und ich frage mich, wie es 

eigentlich dazu kommen konnte. Ich habe irgendwann mal Soziologie 

studiert. Eine Hauptmotivation fu r die Entscheidung, dieses Studium 

aufzunehmen, war fu r mich der Wunsch, Menschen im Plural besser 

verstehen zu ko nnen. Wie funktioniert das eigentlich? Jetzt kann Sozio-

logie vieles (und ich habe auch vieles gelernt), aber eine gute Erkla rung 

dafu r, warum 15 bis 30 Prozent der Bevo lkerung zu menschenfeindli-

chen Einstellungen neigt, ist mir bisher nicht untergekommen. Jedenfalls 

scheint es sich mir dabei nicht um rationale Entscheidungen zu handeln. 

Und auch Klasseninteressen passen als Erkla rmuster nicht wirklich (da 

reicht ein Blick auf die Steuerpolitik der „Kleine-Mann-Parteien“). Habi-

tus? Lebensstile? Wo wa re da der Ansatzpunkt, wenn traditionelle Arbei-

termilieus und Professor*innen plo tzlich AfD wa hlen?  

Am ehestens scheinen mir noch diskurs- und wissenssoziologische 

Ansa tze brauchbar zu sein. (Also Theorien, die die unterschiedlichen 

mentalen Vorstellungen daru ber, wie die Welt ist, in den Mittelpunkt 

stellen). Wenn es stimmt, dass ein großer Teil der Menschen, die sich 

fu r ru ckwa rtsgewandte politische Angebote entscheiden, dies tun, weil 

sie fest davon u berzeugt sind, in einer Welt zu leben, in der sie nach 

Strich und Faden hinters Licht gefu hrt werden, in der Verschwo rungen 

der Ma chtigen Wirklichkeit sind, in der Umerziehungsprogramme 

stattfinden und in der das eigene kleine Leben massiv bedroht ist – 

dann wa re das eine schlechte Nachricht. Und zwar deshalb, weil sich 

derartige verfestigte Vorstellungen kaum knacken lassen. Argumente 

helfen nicht: menschliche Gehirne sind ziemlich gut darin, nur sehen zu 

wollen, was zu dem passt, was sie schon wissen.  

Wenn das so stimmt, das ein gro ßerer Teil der fu r rechte Tendenzen 

empfa nglichen Menschen das nicht tut, weil sie davon u berzeugt sind, 

dass der Nationalsozialismus eine gute Sache war, und das auch nicht 

tut, weil sie darin ein zynisches Instrument sehen, denen da oben mal 

eines auszuwischen, und dabei noch fu r unterhaltsame Schlagzeilen zu 

sorgen – sondern weil Diskursfragmente wie die im vorherigen Absatz 
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skizzierten sich tatsa chlich verankert und niedergesetzt haben, dann 

stellt sich am Ende die Frage nach der Demokratie.  

Wahrscheinlich ist es mit der Demokratie so, wie mit anderen großen 

Utopien auch: der Lackmustest dafu r, ob diese Vorstellung, wie die Welt 

besser funktionieren ko nnte, etwas taugt, sind Menschen, die davon 

nicht u berzeugt sind, die auf ihre eigenen Vorteile bedacht sind, die 

hartherzig und kleinlich sind. Die meisten literarischen Utopien sind ja 

eher langweilig, weil dort keine derartigen Menschen vorkommen, ent-

sprechend auch keine Konflikte, Intrigen und Skandale. Und damit fehlt 

schlicht der Unterhaltungswert.  

Demokratie ist dann fu r Medien spannend, wenn es um knappe Ergeb-

nisse geht. Klare Frontlinien sind hervorragend, am Zwischenmenschli-

chen oder am Gro ßenwahn einzelner Akteure scheiternde Verhandlun-

gen ebenso. Demokratie ist dann langweilig, wenn Unterschiede zwi-

schen den Parteien nicht erkennbar sind oder kleingeredet werden ko n-

nen. Wenn sie sich mit Themen befasst, die nur begrenzt ins Schema der 

erwartbaren Konflikte passen. Und natu rlich ist Demokratie auch dann 

langweilig, wenn Wahlergebnisse zu klaren Koalitionen fu hren. 

Demokratie als Utopie geht davon aus, dass – im Ideal: alle Menschen – 

bewusste und wohl abgewogene Entscheidungen treffen, und dass damit 

dann zumindest umgesetzt wird, was eine Mehrheit richtig findet. Die 

Utopie Demokratie geht weiter davon aus, dass diese Mehrheit dann auch 

noch in der Lage ist, die fu r sie beste Option zu wa hlen – egal, ob es um 

ein Thema geht oder darum, wer die Wa hler*innen repra sentieren soll. 

Die Utopie Demokratie sieht nicht vor, dass Menschen nicht zur Wahl ge-

hen, aus einer Laune heraus irgendwas ankreuzen, ihre Interessen nur ver-

zerrt durch mediale Projektionen und Facebook-Suchergebnisse wahrneh-

men, auf vermutete Gewinnertickets setzen oder mehr oder weniger nach-

vollziehbare taktische Erwa gungen in die Wahl einfließen lassen.  

Aber es ist doch so: Dieselben Menschen, die Schwierigkeiten damit 

haben, im Zug zu erkennen, was eine Wagennummer ist, wo die Wagen-

klasse steht, und wann ein Sitzplatz reserviert ist, sind auch die, die zur 

Wahl gehen. Und dieselben Menschen, die davon ausgehen, dass selbst-

versta ndlich jedem die Grundsa tze humanistischer Bildung bekannt 
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sind, und dass wer kein Brot hat, Kuchen essen kann – auch das sind 

die, die zur Wahl gehen. Das geho rt zum ganzen Bild dazu.  

Was ich damit sagen will: Ich mache mir Sorgen, dass die Utopie Demo-

kratie in ihrer derzeitigen praktischen Umsetzung auf Wa hler*innen 

sto ßt, die nicht nur andere Interessen haben, als es meine sind, und die 

nicht nur ganz andere Dinge fu r normal und selbstversta ndlich halten, als 

ich es tue, sondern die sich mo glicherweise nur sehr begrenzt dafu r inte-

ressieren, was eigentlich die Folge ihrer Wahlentscheidung ist. Und da-

rauf ist Demokratie nicht wirklich ausgelegt. Jetzt wa re es billig (und im 

utopischen Sinne undemokratisch), nach Tests zur politischen Bildung 

vor Wahlteilnahme zu rufen oder dergleichen mehr. Wer unbedingt et-

was positives darin sehen will, dass jetzt die AfD im Bundestag sitzt, kann 

sie auch als eine Partei sehen, die einen bisher nicht repra sentierten Teil 

der Bevo lkerung offensichtlich angesprochen und damit die Wahlbeteili-

gung erho ht hat. Und eigentlich macht mir ja auch weniger die AfD Sor-

gen, als die Tatsache, dass andere – FDP, Teile der Union, wohl auch der 

eine oder andere in der SPD und Linkspartei, und vielleicht auch Boris 

Palmer – glauben, dass es an ihnen wa re, der AfD ihre Wa hler*innen wie-

der wegzunehmen, indem weiter nach rechts geru ckt wird. Dass kann 

dann leicht der Dominoeffekt sein, der uns am Ende in O sterreich landen 

la sst. Und da will ich nicht hin. 

Das Ganze hat auch noch eine andere Seite. Vor ein paar Tagen war der 

Tag des Ehrenamtes. Auch das Bundesfamilienministerium wirbt derzeit 

um das Ehrenamt und fu r gesellschaftliches Engagement. Zusammen 

kommt das Ministerium – inklusive zum Beispiel der Sportvereine – auf 

rund 30 Millionen Engagierte1. Das ist einerseits eine ziemlich scho ne 

Zahl. Andererseits heißt das auch, selbst wenn angenommen wu rde, dass 

es hier keine „Doppelengagierten“ gibt, dass in der Altersgruppe zwi-

schen – sagen wir mal – 16 und 70 Jahren nur rund jede und jeder Zweite 

irgendwie ehrenamtlich engagiert ist. Und andere Statistiken fallen noch 

deutlich geringer aus.2  

 
1 https://www.youtube.com/watch?v=Jvr7H73KkCQ  
2 In Parteien und anderen Formen des dezidiert politischen Engagements ist es u bri-

gens nur ein winziger Bruchteil davon. 

https://www.youtube.com/watch?v=Jvr7H73KkCQ
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Ich weiß selbst, wie anstrengend es sein kann, Familie, Beruf, Freizeit 

irgendwie zusammenzubringen, und wie schnell dann schlicht keine Zeit 

mehr u brig bleibt. Insofern mag es gute Gru nde dafu r geben, sich in kei-

nem Verein und keinem Projekt zu engagieren. Und natu rlich ist es nicht 

nur Zeit, sondern schnell auch finanzieller Aufwand, ehrenamtlich ta tig 

zu sein. Trotzdem wu rde ich gerne wissen, was eigentlich diese Men-

schen machen, und vor allem: wie deren Bezug zur Gesellschaft, zum 

Ganzen aussieht. Auch das kann ja unterschiedlich sein – vielleicht gibt es 

große Freundeskreise, in denen etwas unternommen wird, vielleicht fin-

det zwar kein „formales“ Engagement statt, aber dafu r werden die Pakete 

im Haus angenommen und in Abwesenheit die Blumen gegossen. 

Das wa re alles denkbar. Trotzdem habe ich den Verdacht, dass es Men-

schen gibt, die eigentlich von dem Land, in dem sie leben, nichts wissen 

wollen. Die zwar mo glicherweise zur Wahl gehen, sich aber nicht dafu r 

interessieren, wie es anderen Menschen geht. Und die ganz schnell da-

bei sind, sich abgeha ngt und hinters Licht gefu hrt zu fu hlen. Dann sind 

die anderen schuld. 

Das ist nur ein Verdacht. Und es gibt natu rlich auch die hoch engagier-

ten Rechten, im sa chsischen Heimatverein oder auf wo chentlichen De-

monstrationen, etc. Um die geht es mir hier nicht, sondern um den ver-

muteten Teil der Menschen in Deutschland, der weder in neuartigen noch 

in traditionelleren Formen des Zusammengeho rigseins eingebunden ist. 

Ich vermute, dass ein Teil der AfD-Wa hler*innen genau hier zu finden ist. 

Auch das ist in der Demokratie als Utopie nicht vorgesehen, dass sich 

Menschen an Wahlen beteiligen, die sich an Gesellschaft nicht beteiligen 

wollen. Aber selbstversta ndlich geho rt auch das zur realen Demokra-

tie dazu.  

Hoffnungen, diese vermutete Gruppe zu erreichen, habe ich wenige. 

Ich kann mir vorstellen, dass sich u ber die Zeit im Sinne eines Genera-

tioneneffekts etwas a ndert. Aber vielleicht ist auch das nur eine Utopie 

– diesmal die der Bildung und der Aufkla rung.  

Warum blogge ich das? Als erste Iteration einer Annäherung an seltsame Le-

benswelten.
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Die Welt im Jahr 2020 

5. September 2018 – Politik und Gesellschaft, Zukunftsvisionen 

Die Zukunft vorherzusagen, ist bekanntermaßen schwierig. Das gilt umso 

mehr, wenn es um die ferne Zukunft geht. Dagegen lassen sich u ber die 

nahe Zukunft – also zum Beispiel das Jahr 2020 – recht zuverla ssige Aus-

sagen treffen. Mal abgesehen von dem Fall, dass ein unvorhersehbares 

Ereignis eintritt – schwarze Schwa ne mit Gischt und Verwirbelung.1  

Dass das Jahr 2020 halbwegs vorhersagbar ist – allen Beschleunigungs-

thesen zum Trotz – liegt an den Zyklen und Rhythmen, die sich in den 

letzten Jahrzehnten gar nicht so sehr vera ndert haben. Ein Gesetz zu ma-

chen, wenn’s nicht gerade darum geht, ganz eilig etwas durchzupeit-

schen, dauert von den ersten Ideen bis zum Inkrafttreten, mit Anho run-

gen und Lesungen etc. etc., ein bis zwei Jahre. Eine europaweite Aus-

schreibung fu r irgendein Infrastrukturprojekt oder eine gro ßere Investi-

tion braucht sicherlich ein halbes Jahr – und bis das Ding dann gebaut 

oder installiert ist, kann ein Jahrzehnt vergehen. Ein neues medizinisches 

Verfahren, von den ersten Ideen bis zur Anwendung: auch das sind min-

destens fu nf bis zehn Jahre, u ber die wir hier reden, wenn nicht mehr (ja, 

 
1 Es gab eine Zeit, in der die Zahl 2020 mal fu r die richtig weit in der Zukunft liegende 

Zukunft stand. Aber hey – heute sind das weniger als eineinhalb Jahre. 

https://www.flickr.com/photos/tillwe/33716467140/in/photolist-29hiedC-XbLDLA-WdcY52-VgyYZz-TnpH1Y-TXpSeD-JB7Zmo-YA9Yqi-YxvzRs-XbLEoN-XbLDXh-WdcXrD-WdcXVK-WdcWFF-WdcWZX-VgyZxP-TXpStB-SUr3e7-QReFJL-QReG6s
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das gilt auch fu r CRISPR). Neue Bildungspolitik in der Lehrerbildung 

kommt erst einige Jahre spa ter in den Schulen an. Selbst das gerne als Ge-

genbeispiel genommene, ach so disruptive Smartphone, 2007 plo tzlich 

aus Apples Hand in die Welt gekommen, hat ja seine Vorgeschichte. Mo-

biltelefone fanden seit Mitte/Ende der 1990er Jahre weitere Verbreitung, 

Smartphones im Sinn von „mehr als nur telefonieren“ gab es seit Anfang 

der 2000er Jahre (Nokia und Symbian als Betriebssystem oder Black-

berry waren damals die Gera te der Wahl), und selbst das tastenlose Bild-

schirmtelefon mit Touchscreen hatte einen technischen Vorlauf. 

Es wird weiter große Massenmedien geben, die einen großen Teil der 

o ffentlichen Aufmerksamkeit kanalisieren. Und es wird weiter schlecht 

kontrollierbare soziale Medien geben, mo glicherweise wird dann aber 

nicht mehr Facebook die Plattform der Wahl sein. Ihre Effekte werden 

sich nicht großartig vera ndert haben. 

Schwarze Schwa ne beiseitegelassen, wissen wir, dass 2020 Angela 

Merkel weiter Bundeskanzlerin ist und mit einer großen Koalition re-

giert. Trump steht kurz vor seiner Wiederwahl, wenn er nicht vorher 

abgesetzt wurde. Großbritannien ist mo glicherweise aus der EU ausge-

treten, mo glicherweise auch nicht – aber die EU gibt es weiterhin. China 

spielt weiterhin eine große Rolle, und der afrikanische Kontinent wird 

weiter ausgebeutet. 2020 wird mit hoher Wahrscheinlichkeit ein wa r-

meres Jahr als 2018 sein, jedenfalls wird die CO2-Konzentration in der 

Atmospha re weiter steigen – auch hier gilt, dass Gesetze und technolo-

gische Neuerungen, sollte es sie denn bis dahin geben, nicht von heute 

auf morgen wirksam werden.  

Es laufen noch Kohlekraftwerke, und die weit u berwiegende Zahl der 

Autos, die im Verkehr sind, ist weder autonom noch elektrisch. Es mag 

mehr autonome Fahrzeuge als heute geben, aber innerhalb von einein-

halb Jahren werden sie nicht massiv und fla chendeckend auftreten. Und 

dasselbe gilt – mal abgesehen, vielleicht, von einzelnen La ndern wie 

Norwegen – fu r Elektrofahrzeuge. 2020 wird es kein Grundeinkommen 

geben, und die Arbeitszeit in Deutschland wird weiterhin bei knapp 40 

Stunden pro Woche liegen. Die Schulzeit wird maximal 13 Jahre dauern, 

und das Abitur ist nach wie vor der Zugang zur Hochschule. Die Studie-



Politische und gesellschaftliche Fragen 

24 

rendenzahlen werden etwa so hoch sein wie heute, und wie in den letz-

ten Jahren auch wird die u berwiegende Mehrzahl der Studierenden im 

Bachelor-Master-System studieren. 

Das Problem mit dem wachsenden Zulauf Rechtsaußen wird sich 

2020 leider nicht gelo st haben. Und es wird weiterhin der Osten sein, 

der hier besonders anfa llig ist – mo glicherweise mit der einen oder an-

deren AfD-Mitregierung in Bundesla ndern, und leider wohl weiterhin 

mit einem Rechtsaußen regierten Ungarn in der EU. Es ist mo glich, dass 

weitere EU-Staaten nach rechts kippen. Die Schwedenwahl an diesem 

Wochenende beispielsweise ko nnte in diese Richtung ausgehen. 

Ebenso ist es gut mo glich, dass Rechtsaußenparteien bei der Europa-

wahl 2019 noch besser abschneiden als beim letzten Mal, und in der EU 

an Einfluss gewinnen werden. 

Menschen werden weiterhin und in gro ßerer Zahl vor Krieg und ande-

ren Katastrophen fliehen und versuchen, aus Diktaturen und repressiven 

Staaten zu entkommen. Hier ko nnte sich, je nachdem, wie die EU in den 

na chsten eineinhalb Jahren reagiert, und wie sich Bewegungen wie die 

Seebru cke etablieren, mo glicherweise etwas in Richtung mehr Humani-

ta t vera ndern – oder nicht. Je nachdem, wie viele Menschen hier weiter 

auf die Straße gehen, ist das eine oder das andere wahrscheinlicher. Und: 

Die Weltrevolution bleibt auch im 202. Geburtsjahr von Marx aus. 

Diese Liste klingt jetzt halbwegs fatalistisch. Aber eigentlich macht sie 

nur deutlich, dass es erstens sinnlos ist, Zukunftsprognosen fu r die nahe 

Zukunft abzugeben, dass zweitens Zukunft gestaltbar ist, dazu aber meist 

– wenn nicht gerade Gelegenheitsfenster sich o ffnen – sehr viel Geduld 

notwendig ist, bis aus einer Idee politische Mehrheiten und tatsa chliche, 

gesellschaftliche Wirklichkeit werden. Die meiste Vera nderung geht 

schleichend vor sich. Drittens: abgesehen von den bereits erwa hnten 

schwarzen Schwa nen – wenn sich dann doch einmal etwas a ndert, dann 

ist es kaum vorhersehbar und kann rasant und ereignishaft passieren.  

Warum blogge ich das? Weil ich mir nicht sicher bin, ob ich diese soziotechnische 

Trägheit allen Beschleunigungsdebatten zum Trotz eher beruhigend oder eher 

beunruhigend finden soll.
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#unteilbar, oder die Rückkehr zur Politik 

14. Oktober 2018 – Politik und Gesellschaft 

Wow! Knapp 250.000 Menschen sind echt ziemlich viele. #unteilbar hat 

es geschafft, die auf die Straße zu bringen. Oder, wie die ZEIT titelt: die 

Sammlungsbewegung ist da.1 Keine Retortengeburt a la „aufstehen“ des 

nationalen Flu gels der Linkspartei, sondern eine Bewegung, die sich 

aus verdammt vielen Quellen speist. #unteilbar, fu r Solidarita t und ge-

gen Ausgrenzung, gegen den Versuch, Geflu chtete gegen Arme, Mig-

rant*innen gegen Queers auszuspielen. 

Und das hat sich richtig gut angefu hlt, auch wenn der gru ne Block ganz 

scho n lange zwischen den Hits der Linkspartei und der Volkslied-Arbei-

teraufstand-Rhetorik der interventionistischen Linken ausharren muss-

te, bis endlich genug vorderer Teil der Demo sich in Bewegung gesetzt 

hatte. Menschenstau fu r die gute Sache, quasi. Demo – und danach dann 

noch sieben Stunden Abschlusskundgebung, bis in den Abend hinein, mit 

Dota Kehr, Gro nemeyer, Tocotronic, Bernadette La Hengst und und und. 

Das viele Menschen zu #unteilbar kommen wu rden, hatte sich schon 

angedeutet. 50.000 bei der Demo gegen die Abholzung des Hambacher 

Waldes. Viele zehntausende bei Demos und Aktionen der Seebru cke 

u berall in Deutschland. 2018 ist ein Demojahr. Das hat was mit den Um-

sta nden zu tun. Es passieren schreckliche Dinge, nicht zuletzt im Mittel-

meer. Wer da keinen humanita ren Funken spu rt, nicht solidarisch ent-

brennt, muss ein ziemlich abgestumpfter Mensch sein. Aber ich glaube, 

 
1 https://www.zeit.de/politik/deutschland/2018-10/unteilbar-demonstration-ber-
lin-gegen-rechts/komplettansicht  

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2018-10/unteilbar-demonstration-berlin-gegen-rechts/komplettansicht
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2018-10/unteilbar-demonstration-berlin-gegen-rechts/komplettansicht
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2018-10/unteilbar-demonstration-berlin-gegen-rechts/komplettansicht
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2018-10/unteilbar-demonstration-berlin-gegen-rechts/komplettansicht
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2018/10/img_20181013_140133.jpg
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dass das mehr ist als ein Abwehrreflex gegen die Braun-Blauen. Wir 

sind mehr, wir sind die Vielen. Multitude und Vielfalt, aber eben auch 

schlichte Quantita t: das bunte Mehrheitsdeutschland, auf das stolz zu 

sein dann irgendwie ok ist. 

Hinter diesem Demojahr 2018 steht noch etwas anderes. Wir haben 

gesehen, wie bru chig der demokratische Konsens ist. Demokratisches 

Miteinander, eine offene und freie Gesellschaft: das wirkt so stabil und 

unverru ckbar, langweilig bis hin zur grauen Normalita t. Aber es ist gar 

kein statischer Block aus Stein, sondern etwas lebendiges, die ultima-

tive soziale Plastik, die immer wieder neu ausgehandelt und mit Leben 

gefu llt werden muss. Und dazu ist es manchmal notwendig, lautstark 

pra sent zu sein. Heute waren es 250.000, die fu r die Werte des Grund-

gesetzes demonstriert haben. 

Das zweite Element, dass diese großen Demos mo glich gemacht hat, 

ließe sich als der Wunsch nach einer Wiedergewinnung des Politischen 

beschreiben. Politik geschieht nicht einfach, sondern besteht aus Ent-

scheidungen, die so oder so ausfallen. Und dabei mitreden zu wollen, er-

lebt gerade einen Pendelausschlag. Dazu geho rt auch ein neues Versta nd-

nis von Parteien. Gru n wirkt in der aktuellen Neuerfindung auch deswe-

gen attraktiv, weil uns etwas bewegungsartiges anheftet. Dazu geho rt 

Meinungsvielfalt statt Dogmatismus, dazu geho rt eine Handlungsorien-

tierung, die, glaube ich, fu r viele Neumitglieder wichtiger ist als der hehre 

Streit ums bessere Papier. Wer jetzt bei Gru nen Mitglied wird, bekennt 

sich damit, ero ffnet sich aber auch einen Gestaltungsraum. 

Auch andere Parteien schauen auf Bewegungen. Gleichzeitig fa llt auf, 

dass die Proteste gegen den Braunkohleabbau (u.a. mit Ende Gela nde), 

gegen das Sterben im Mittelmeer (mit der Seebru cke) und gegen Hass, 

Ausgrenzung und Rassismus (#unteilbar) eben jeweils nicht von den 

klassischen Bu ndnissen linker Parteien und Gewerkschaften organi-

siert wurden, sondern dass jeweils neue – junge! – bewegungsartige 

Initiativen maßgeblich dahinter stehen, die erst den breiten Resonanz-

raum o ffnen, der diese Erfolge ermo glicht. Neben dem professionellen 

Material sind es vielleicht gerade die unza hligen handgemalten Papp-
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schilder, die Symbol dafu r sind, wie offen und anschlussfa hig diese For-

mate sind, ohne Unterwerfung unter ein Format zu fordern. 

#unteilbar ist erst der Anfang. Politik hat einen Sinn, weil es um etwas 

geht. Wir lassen uns unser Land und unsere Verfassungswerte nicht ka-

puttmachen. Wir ka mpfen – aber nicht verbissen, sondern lebendig, lo-

cker, mit Freude! 

Warum blogge ich das? Am sehr großen grünen Block teilzunehmen, war ur-

sprünglich gar nicht mein Plan. Heute fand in Berlin eine Sitzung meiner BAG 

Wissenschaft statt; mehrheitlich haben wir beschlossen, die Sitzung zu unter-

brechen, um zu der #unteilbar-Demo zu gehen. Im Nachhinein die richtige Ent-

scheidung und ein leichtes historisches Kribbeln. Da passiert etwas, und ja: wir 

sind ein Teil davon 





  

29 

Nachdenken u ber 
Bu ndnis 90/Die Gru nen  

 

Niemand braucht eine 
grüne Wildwasserfahrt 

6. Januar 2017 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

Irgendwie hatte ich ja die Hoffnung, dass 2017 besser beginnen wu rde, 

als 2016 endete. Vorweihnachtsstress, Weihnachten, Nachweihnachts-

urlaub mit den Kindern, dann noch ein paar Tage kinderfrei, die ich zum 

Auskurieren einer Erka ltung und zum Umdekorieren meiner Wohnung 

genutzt habe. Ab Montag geht dann der Arbeitsalltag, d.h. fu r mich auch, 

die Politik, wieder los. Ziemlich viel Zeit, um das Netz (und die Politik) 

mal weitgehend zu ignorieren.1 

 
1 Auch mein Blog lag wa hrend dessen still. Das war zwar so nicht geplant, ist aber 

auch nicht weiter schlimm. Ausgefallen ist dadurch – neben einigen Fotos der Woche – 
vor allem der Ru ckblick auf das Jahr 2016. Da das aber vor allem eine Wiederholung 
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Nach dieser Pause kommt mir die politische Lage schrill, laut und ab-

stoßend vor. Zum Teil liegt das an den objektiven Fakten, etwa an den 

Umfragezahlen fu r die AfD, an diversen politischen Vorhaben der Bun-

desregierung, oder auch an der sich rapide na hernden Pra sidentschaft 

Donald Trumps, die bisher nicht so aussieht, als wu rden sich irgend-

welche Hoffnungen auf „Normalisierung“ erfu llen. (Siehe auch Charles 

Stross’ Prognose fu r 20172). Zum Teil liegt es aber auch an Tonart und 

Lautsta rke. Die ist nicht nur auf Twitter und Facebook schlimmer, als 

ich sie in Erinnerung hatte, sondern auch in dem, was die Massenme-

dien dann daraus machen.  

2017 ist ein Bundestagswahljahr. Die inner- wie zwischenparteiliche 

Metapher des Jahres scheint Aufru stung zu werden. An Lautsta rke und 

Schrillheit der Forderungen. Mit einem gewissen Touch „AfD“. Ist es 

denn wirklich so, dass die innere Sicherheit das Top-Thema sein wird, 

dass die Bundestagswahl 2017 entscheidet? Und wenn es so ist (ich bin 

nicht u berzeugt), wa re das nicht gerade ein Thema, in dem es wenig 

hilft, wenn alle das gleiche fordern? Haben wir Gru ne innenpolitische 

Konzepte, die unsere potenziellen linksliberalen bis mittigen Wa h-

ler*innen u berzeugen, uns im Herbst 2017 die Stimme zu geben? 

Oder liegen gru ne Kernkompetenzen (und ja: auch die Zuschreibun-

gen und Ideen, warum jemand uns wa hlt) nicht eigentlich bei anderen 

Themen? Ist es dann klug, sich auf jeden tosenden Newszyklus drauf-

zuwerfen und beim Wildwasserfahren mitzumachen, bis das Kanu 

sinkt? Was ist mit Umwelt- und Klimaschutz, damit, die offene Gesell-

schaft zu verteidigen, mit einem emanzipatorischen Sozialstaat (gerade 

im Angesicht der Digitalisierung)? Haben wir da nicht kluge Ideen, und 

sind das nicht mo glicherweise auch Fragen, die Menschen bewegen?  

Schrillheit: Auch innerparteilich nervt mich der Tonfall, mit dem ge-

rade miteinander umgegangen wird. Wir sind eine Partei mit mehreren 

Machtzentren, und wir sind eine diskussionsfreudige Partei. Beides 

 
der Trends ist, die schon vor einem Jahr da waren (Ru ckgang der Zugriffszahlen, Ver-
lagerung von Diskussionen nach Facebook, wenn u berhaupt), macht das nicht so viel. 
2 http://www.antipope.org/charlie/blog-static/2016/12/things-can-only-get-better-

par.html  

http://www.antipope.org/charlie/blog-static/2016/12/things-can-only-get-better-par.html
http://www.antipope.org/charlie/blog-static/2016/12/things-can-only-get-better-par.html
http://www.antipope.org/charlie/blog-static/2016/12/things-can-only-get-better-par.html
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richtig. Aber gerade in einem wirklich wichtigen Wahljahr wie 2017 

ka me es, glaube ich, „da draußen“ besser an, wenn Bu ndnis 90/Die Gru -

nen etwas geschlossener, etwas weniger vielstimmig, und etwas „for-

matierter“ auftreten wu rden. (Und ja, das betrifft auch die Regierung 

des Landes Baden-Wu rttemberg). 

Ich weiß, dass es nicht einfach ist, sich zuru ckzuhalten, wenn „offen-

sichtlich“ die falsche Strategie gewa hlt wird, das falsche Konzept nach 

vorne gesetzt wird, einfach alles falsch gemacht wird. Aber trotzdem 

wa re es gut, sich darauf zu besinnen, dass Parteien als Organisationen 

nur deswegen wirksam sind, weil sie – insgesamt, im Großen und Gan-

zen – als Einheit auftreten und wahrgenommen werden, und nicht als 

beliebige Ansammlung von Einzelpersonen.  

Es wa re sicherlich naiv, jetzt nur darauf zu verweisen, dass es ja etab-

lierte Verfahren gibt, mit denen wir als Partei zu Beschlu ssen kommen.3 

Trotzdem: Wir haben Bundesdelegiertenkonferenzen und La nderra te, 

wir haben einen gewa hlten Bundesvorstand und eine als solche konsti-

tutierte Bundestagsfraktion. Wenn wir selbst diesen Einrichtungen und 

den damit verbundenen Verfahren nicht trauen, wenn wir selbst Partei-

tagsbeschlu sse nicht wichtig und gewa hlte Gremien irrelevant finden – 

wie sollen wir dann bitte Wa hler*innen vermitteln, dass da irgendeine 

Relevanz mit verbunden ist? Hier wa re etwas mehr Loyalita t bei einigen 

sicherlich angebracht. 

Und ja, es gibt eine Ebene der Meinungsbildung in der Partei, die mit 

diesen Verfahren wenig zu tun hat. Natu rlich haben Landesregierungen 

und große Landtagsfraktionen einen eigenen, ganz realen, Machtan-

spruch, und fu hlen sich erst einmal nicht daran gebunden, was so eine 

BDK beschließt. Aber auch hier gibt es Koordinierungsverfahren (Arne 

Jungjohann hat dazu was aufgeschrieben) und keinen Grund fu r unab-

gestimmte Alleinga nge. 

Um’s etwas optimistischer zu wenden: Gerade heute, gerade in dieser 

Weltlage gibt es allen Grund fu r starke Gru ne. Diesen Anspruch ko nnen 

 
3 Andere Parteien stellen Einheitlichkeit nochmal ganz anders her; dass es bei uns im 
Kern immer noch politische Entscheidungen von Parteitagen – oder: Urwahl – allen 

Mitgliedern eine wichtige Rolle spielen, ist gut. 

http://arnejungjohann.de/die-g-laender-buendnis-90die-gruenen-in-der-foederalen-arena/
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wir nur plausibel machen, wenn wir da, wo wir mitregieren, eine Politik 

machen, in der gru ne Erfolge sichtbar werden – und wenn wir da, wo 

wir erst mitregieren wollen, gemeinsam ein Programm vertreten, statt 

Telefonkonferenzen und Plena auf Twitter und Facebook abzuhalten. 

Ich habe ein bisschen die Hoffnung, dass mit dem Ergebnis der Urwahl 

(Wahlbriefe mu ssen bis zum 13.1. in der Bundesgescha ftsstelle sein) 

der aktuelle innerparteiliche Unsicherheitszustand durch Klarheit er-

setzt wird. Das wird dann aber auch ho chste Zeit.  

Warum blogge ich das? Weil es für erfolgreiche Politik auch so was wie Begeis-

terung und Herzblut braucht. Und ich gerne ein grünes Projekt für die Bundes-

tagswahl 2017 hätte, das mit Begeisterung und Herzblut mitgetragen wer-

den kann.
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Kurz: Urwahl – das Ergebnis ist da 

18. Januar 2017 – So grün, so grün 

Eigentlich habe ich keine Zeit, wir 

sind gerade mitten in den Haus-

haltsverhandlungen, aber trotz-

dem muss ich doch drei Punkte 

zur Urwahl loswerden.  

Erstens, aus dokumentarischen Gru nden, nochmal das Ergebnis: Kat-

rin Go ring-Eckardt erhielt 23.967 Stimmen (70,6% der 33.935 gu ltigen 

Stimmzettel), Cem O zdemir wurde mit 12.204 Stimmen (36,0%) ge-

wa hlt, ganz knapp vor Robert Habeck, auf den 12.129 Stimmen (35,7%) 

entfielen. Anton Hofreiter bekam 8.886 Stimmen (26,2%). Enthaltung: 

59, Nein: 249. Wahlbeteiligung: 59 Prozent. Diese Ergebnis entspricht 

in etwa meinen Erwartungen. Ich hatte 36 Prozent fu r Cem, 31 Prozent 

fu r Robert und 30 Prozent fu r Toni getippt. Die Reihenfolge stimmt, und 

auch das alle recht nah beieinander liegen, hatte ich erwartet. Dass der 

Abstand zwischen Cem und Robert so knapp ausfallen wu rde, war da-

gegen nicht nur fu r mich u berraschend. 

Zweitens: Das Verfahren fu r die Urwahl hat zwar Tu cken1 – und wer 

weiß, was herausgekommen wa re, wenn wir eine integrierte Stichwahl 

oder ein Pra ferenzwahlverfahren verwendet ha tten. Mo glicherweise 

wa ren dann in der Zweitausza hlung Stimmen von Toni zu Robert ge-

wandert und die Pla tze 1 und 2 ha tten sich gedreht. Aber das ist Kon-

junktiv. Das Verfahren wurde so beschlossen, wie es eingesetzt wurde, 

und das Ergebnis gilt jetzt. Politisch interpretiert haben Katrin und Cem 

jetzt den Auftrag, uns in die Bundestagswahl 2017 zu fu hren. Mit unse-

rer Unterstu tzung sollen sie diese Herausforderung jetzt angehen, und 

vorne stehen – und dabei natu rlich auch politische Akzente setzen, 

sonst wa re eine Urwahl sinnlos. Wir brauchen jetzt vor allem eines: Ge-

schlossenheit! (Und daru ber, wie das Verfahren 2021 aussieht, reden 

wir rechtzeitig vorher). 

 
1 http://blog.till-westermayer.de/index.php/2016/12/08/kurz-urwahlverfahrensfragen/  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2016/12/08/kurz-urwahlverfahrensfragen/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2016/12/08/kurz-urwahlverfahrensfragen/
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Drittens sehe ich bei allen Weichenstellungen in der breiten Streuung 

der Stimmen u ber Cem, Robert und Toni auch einen Hinweis darauf, 

wie unterschiedlich Teile der Partei aufgestellt sind. 36 Prozent fu r Cem 

sind kein Freifahrschein fu r „Kretschmann pur“, und auch nur begrenzt 

ein Indikator fu r die Sta rke der einzelnen Stro mungen. Gerade bei Ro-

bert bin ich mir sehr sicher, dass er nicht nur von Realos, sondern auch 

von vielen Linken und erst recht von vielen, vielen „ungebundenen“ 

Mitgliedern gewa hlt wurde. Und ich bin mir ebenfalls sicher, dass viele 

ihre Entscheidung nicht von Inhalten, sondern von Faktoren wie „Me-

dientauglichkeit“ abha ngig gemacht haben. Ich wu rde mir daher wu n-

schen, dass Cem und Katrin sich gut u berlegen, wie sie es schaffen, mit 

klarem Profil und gleichzeitig gemeinsam mit der breiten und vielfa lti-

gen Parteibasis einen guten Wahlkampf zu machen. Last but not least 

wu rde ich mich freuen, wenn Robert diese Abstimmung als Zeichen da-

fu r nimmt, dass er nicht nur in Schleswig-Holstein gebraucht wird. 
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Sieben einfache Schritte, um die 
Bundestagswahl doch noch zu gewinnen 

23. Februar 2017 – So grün, so grün 

Irgendwie kommt gerade alles zusammen, politisch gesehen. Fettna pf-

chen und echte politische Fehler, SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz 

(bei dem ich mich ja immer frage, was ein Zug ohne Bremsen eigentlich 

am Zielbahnhof macht, und wer fu r den entstehenden Schaden auf-

kommt) vs. CDU-CSU-Kanzlerkandidatin Angela Merkel (bei der nicht 

mehr wirklich klar ist, wofu r sie eigentlich steht) – naja, und die sinken-

den Umfragewerte fu r uns Gru ne, die haben mit all dem was zu tun. Und 

schlagen ma chtig auf den Magen. Was also tun, um die Bundestagswahl 

(und Saarland, Schleswig-Holstein und NRW …) doch noch zu gewinnen? 

 

1. Nicht irre machen lassen. Keine Panik! Das heißt vor allem auch: jetzt 

nicht wie ein aufgeschreckter Hu hnerhaufen herumrennen. Nicht ta g-

lich zweimal den Kurs wechseln. Und vor allem nicht anfangen, sich auf 

offener Bu hne zu zerlegen. 
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2. Denn: Nur zusammen gewinnen wir. Das heißt auch: es gab eine Ur-

wahl, die hatte ein Ergebnis, und das ist jetzt zu akzeptieren. Wer mo chte, 

dass Gru ne bei der Bundestagswahl stark werden, schafft das nicht im 

Grabenkampf gegen die von der Basis gewa hlten Spitzenkandidat*innen 

Cem O zdemir und Katrin Go ring-Eckardt. Die stehen jetzt vorne, und wir 

sollten hinter ihnen stehen. 

3. Zeigen, wo Grün – wie – den Unterschied macht. Denn Personen sind 

zwar wichtig fu r Wahlen, noch wichtiger ist aber Glaubwu rdigkeit. Das 

heißt, es wa re gut, jetzt sehr deutlich herauszuarbeiten, wo Gru n in den 

La ndern, in denen wir mitregieren, den Unterschied macht. Dass der 

Bogen von Schwarz-Gru n in Hessen bis Linksrot-Rot-Gru n in Thu ringen 

weit ist, la sst sich dabei nicht a ndern. Umso wichtiger ist es, jetzt zu zei-

gen, was Gru n kann.  

4. Klar sagen, was nur Grün kann I. In den La ndern regieren wir mit. Im 

Bund sind wir momentan kleine Oppositionsfraktion. Umso wichtiger ist 

es, im Wahlkampf deutlich zu machen, was nur Gru n kann, wenn wir auf 

Bundesebene mitregieren wu rden. Das eine große Feld ist die Internati-

onalita t. Wir sind (schon aufgrund des grenzu berschreitenden Charak-

ters von Umweltproblemen) die einzige Partei, die nicht zuallererst an 

Deutschland denkt, sondern europa isch, international und kosmopoli-

tisch aufgestellt ist. Das macht – da, wo die diesbezu glichen Einscha tzun-

gen und Regeln gea ndert werden ko nnen, na mlich auf Bundesebene! – 

beispielsweise in der Asylpolitik einen riesigen Unterschied.  

5. Klar sagen, was nur Grün kann II. Wir sind und bleiben die Partei, 

die fu r Umweltschutz, Naturschutz und Klimaschutz steht. Ich will kei-

nen „Alle reden von Deutschland, wir reden vom Wetter“-Wahlkampf, 

wie er uns schon einmal aus dem Bundestag gekickt hat. Aber wenn wir 

es nicht schaffen, die Dringlichkeit der o kologischen Frage zu kommu-

nizieren – wer sollte das dann tun? Da wu rde ich mir manchmal ein 

bisschen mehr Radikalita t wu nschen, u brigens. 

6. Klar sagen, was nur Grün kann III. Wir stehen dafu r, unsere Gesell-

schaft geo ffnet zu haben, und wir stehen dafu r, die Gesellschaft zusam-

menzuhalten. Because it’s 2016, sagte Trudeau, und diese neuen Selbst-

versta ndlichkeiten sind in Deutschland zu ganz großen Teilen gru ner 
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Verdienst. Insofern ist es natu rlich unsere Aufgabe und unser Alleinstel-

lungsmerkmal, dafu r zu ka mpfen, dass die Bundesrepublik weiter ein of-

fenes und tolerantes Land bleibt, dass sie es da, wo es Diskriminierungen 

gibt, wird, und dass wir nicht zulassen, dass das Pendel zuru ckschla gt. An 

dieser Stelle treffen sich liberale Gesellschaftspolitik und soziale Frage, 

und aus dieser Perspektive ist das auch ein glaubwu rdiges gru nes Thema 

– ohne so zu tun, als sein wir eine SPD- oder Linkspartei-Kopie. 

7. Mobilisieren, mobilisieren, mobilisieren – und zwar in der richtigen 

Tonlage! Wir haben 2016 einen deutlichen Mitgliederzuwachs gehabt. 

Unter den Wa hler*innen gibt es viele, die sich eigentlich schon vorstel-

len ko nnten, mal gru n zu wa hlen. Um die gilt es jetzt zu ka mpfen. Wenn 

die letzten paar Wahlen eines gezeigt haben, dann, dass es um jede 

Stimme geht. Nicht zur Wahl zu gehen, Kleinstparteien zu wa hlen, sich 

von Schulzmerkel blenden zu lassen und deswegen SPD oder CDU/CSU 

zu wa hlen – wer starke Gru ne im Bundestag haben will, muss Gru n 

wa hlen. Und das mu ssen wir deutlich machen. 

 

Nicht zuletzt: U berzeugen kann nur, wer selbst von der Sache u berzeugt 

ist, um die es geht. Eigentlich macht es uns ja sympathisch, dass wir im-

mer wieder Streiten und Ringen, uns selbst in Frage stellen und da und 

dort auch neu erfinden. In diesem Wahljahr hilft das aber nicht. Solange 

wir nicht davon u berzeugt sind, dass starke Gru ne im na chsten Bundes-

tag – und mo glichst auch in der na chsten Bundesregierung – einen Un-

terschied machen, solange werden wir nicht u berzeugen. Also, lasst uns 

optimistisch sein und lasst uns diesen Optimismus auch zeigen! 

Warum blogge ich das? Weil mich die eine oder andere innerparteiliche „Ana-

lyse“ nervt.
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Zukunft wird aus Mut gemacht – 
eine erste Einschätzung 

11. März 2017 – So grün, so grün 

„Liebe wird aus Mut gemacht“, heißt es bei 

Nena (und spa ter bei Jan Delay). Dass der 

gestern vorgelegte Entwurf fu r das gru ne 

Bundestagswahlprogramm 2017 unter 

dem Motto „Zukunft wird aus Mut ge-

macht“ steht, du rfte damit durchaus et-

was zu tun haben. Wie dem auch sei: diese 

fu nf Worte konzentrieren aus meiner 

Sicht sehr gelungen die Haltung, mit der 

wir Gru ne in die Bundestagswahl ziehen 

(sollten) – zukunftsorientiert, auf Lo sungen aus, optimistisch, unver-

zagt – und mit Hirn und Herz. 

Wer sich selbst u ber den Entwurf des Wahlprogramms informieren 

will, kann das auf der gru nen Website tun. Beschlossen wird das Pro-

gramm auf einer Bundesdelegiertenkonferenz im Juni. Wie immer wird 

es dafu r A nderungsantra ge geben; diesmal mit Vorlauf und der Not-

wendigkeit, sie u ber das Tool Antragsgru n einzubringen. Ich bin ge-

spannt, ob die Zahl der A nderungsantra ge a hnliche Ho hen erreicht wie 

bei den letzten Bundestagswahlprogrammen, oder ob sie diesmal 

handhabbarer und damit demokratischer ausfa llt. 

Denn einiges ist anders: mutig und mit frischem Gru n ist nicht nur das 

Motto, mit dem Programmentwurf vorgestellt wurde, sondern auch die 

Tonlage und der Aufbau des Programms unterscheiden sich deutlich 

von fru heren Jahren. Das Programm ist spu rbar ku rzer. Der Anspruch 

ist nicht Vollsta ndigkeit, und erst recht nicht – wie 2013 – die bis aufs 

letzte Komma durchgerechnete Konzeptpra sentation, sondern es geht 

darum, zum einen gru ne Ziele darzustellen, und zum anderen um ganz 

konkrete, in der na chsten Bundesregierung umsetzbare Projekte, die 

dazu beitragen, diese Ziele zu verwirklichen.  

http://www.gruene.de/ueber-uns/2017/zukunft-wird-aus-mut-gemacht.html?pk_campaign=programmentwurf-hero
http://www.gruene.de/ueber-uns/2017/zukunft-wird-aus-mut-gemacht.html?pk_campaign=programmentwurf-hero
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Als BAG-Sprecher Wissenschaft, Hochschule, Technologiepolitik bin 

ich, als ich vor einigen Monaten zum ersten Mal von diesem neuen Auf-

bau erfahren habe, zuerst einmal zusammengezuckt. Dieser Aufbau be-

deutet na mlich auch, dass auf eine strikte fachpolitische Gliederung 

verzichtet wird. Im vorliegenden Entwurf kommt Hochschulpolitik 

zwar vor, und es gibt auch ein Schlu sselprojekt zur dringend notwendi-

gen Bafo g-Reform, aber es gibt eben nicht mehr das eine Kapitel „Hoch-

schule und Wissenschaft“. Aber ein Wahlprogramm ist kein Lexikon. In-

sofern bin ich froh, dass der Bundesvorstand und die Schreibgruppe an 

dem jetzt realisierten Aufbau und an der Ausrichtung entlang der Frage, 

welche Probleme wir wie lo sen, welche Ziele wir wie erreichen, festge-

halten hat. Das macht das Programm lesbarer, zuga nglicher und – das 

gilt insbesondere auch fu r die Pra ambel – ansprechender. 

Der Entwurf ist sta rker als fru her ein Text aus einem Guss. Die vier 

großen Kapitel ergeben zusammen fast schon so etwas wie ein gru -

nes Credo: 

Umwelt im Kopf 
Welt im Blick 
Freiheit im Herzen 
Gerechtigkeit im Sinn  

Herz und Hirn also auch hier – mir gefa llt das. Manche Zeitungskom-

mentare1 verku rzen, weil O kologie wie immer bei uns vorne steht, das 

ganze jetzt auf ein reines O koprogramm. Ist es aber nicht. Und wenn 

sich der Konkretisierungsgrad der Projekte in den einzelnen Kapiteln 

unterscheidet, dann sagt das vielleicht etwas u ber bundespolitische 

Handlungsmo glichkeiten aus, sagt aber auch etwas daru ber aus, wo 

noch nachgescha rft werden muss. 

Womit wir wieder bei den Antra gen wa ren. Ich bin gespannt, ob wir 

es als Partei schaffen, Nachscha rfungen und an der einen oder anderen 

Stelle auch Kontroversen u ber das richtige Instrument, um ein Ziel zu 

erreichen, zu fu hren, ohne wie sonst eine Antragsflut zu produzieren, 

 
1 Huch: Gru ne jetzt doch nicht mehr auf dem absteigenden Ast – wie sollen wir denn 

das darstellen, passt ja gar nicht zum vorherrschenden Narrativ? 
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die am Schluss dann zu einem Programm fu hrt, dessen stringentes Kon-

zept nur noch zu erahnen ist.2  

Hier sind dann auch die BAGen und Kreisverba nde gefragt, kluge An-

tra ge zu stellen, statt kontextblind fu r die Partei insgesamt die eigenen 

zentralen Fragen und Wahrheiten in den Vordergrund zu packen. Und, 

diese Prognose sei gewagt: ich gehe davon aus, dass Antragskommis-

sion und Bundesvorstand sich anders als bisher nicht mehr darauf ein-

lassen, Formelkompromisse zu finden, um die Antragszahl zu reduzie-

ren, sondern dass es diesmal sta rker um Abstimmungen zwischen kla-

ren Alternativen gehen wird. Ob ich mit dieser Vermutung richtig liege, 

werden wir im Mai und Juni sehen.  

Und noch etwas: dem Programm ist diesmal ein umfangreicher Pro-

zess vorgeschaltet gewesen – nicht nur in Schreibgruppe und Bundes-

vorstand, sondern auch die BAGen – inkl. BAG-Konvent – und Landes-

verba nde wurden sta rker als bisher u blich schon im Vorfeld eingebun-

den. Bei weitem nicht jeder Vorschlag hat es in den Programmtext ge-

schafft. Aber es ist doch eine andere und bessere Vorgehensweise, 

wichtige Akteure der Partei mitzunehmen. Und auch das zeigt sich in 

diesem Programmentwurf. 

Warum blogge ich das? Weil die Entstehung des Programms ein Kernprozess der 

innerparteilichen Meinungsbildung vor der Bundestagswahl ist.

 
2 Auch wenn manche das nicht glauben wollen: der Veggieday war nie das große 

gru ne Schlu sselprojekt fu r 2013 – sondern ein Vorhaben unter Hunderten …  
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Erste Zahlen zum grünen 
Wahlprogramm 2017 

4. Mai 2017 – So grün, so grün1 

Vor kurzem endete der Antragsschluss fu r A nderungsantra ge zum gru -

nen Bundestagswahlprogramm 2017. Ein Anlass, sich einmal anzu-

schauen, wer wie viele A nderungsantra ge gestellt hat. 

Zu beachten ist dabei zuna chst die Grundlage, auf die sich die A nde-

rungsantra ge beziehen. Mit rund 330.000 Zeichen ist der Entwurf fu r 

das gru ne Bundestagswahlprogramm 2017 deutlich ku rzer ausgefallen 

als das Programm zur Bundestagswahl 2013, das im Entwurf etwa 

450.000 Zeichen umfasste, und nach der Beschlussfassung der Bundes-

delegiertenkonferenz auf eine La nge von rund 660.000 Zeichen2 an-

wuchs. Damals waren rund 25003 A nderungsantra ge gestellt worden.  

Zwischen 2013 und 2017 sind einige Dinge passiert. Eine wichtige A n-

derung betrifft die Art und Weise, wie A nderungsantra ge gestellt werden 

ko nnen.  

 
1 Hinweis: in der ersten Fassung dieses Textes fehlten noch einige A nderungsantra ge, 
die zum Zeitpunkt der Auswertung am 4.5.2017 noch nicht online waren. Inzwischen 

sind 2127 A nderungsantra ge erfasst; den Artikel habe ich daraufhin deutlich u berar-
beitet. 
2 https://blog.till-westermayer.de/2013/05/was-auf-der-bdk-mit-dem-wahlprogram-
mentwurf-passierte/  
3 https://blog.till-westermayer.de/2013/04/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-

2013-ansteht/  

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/05/10/was-auf-der-bdk-mit-dem-wahlprogrammentwurf-passierte/
http://blog.till-westermayer.de/index.php/2013/04/24/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/
https://blog.till-westermayer.de/2013/05/was-auf-der-bdk-mit-dem-wahlprogrammentwurf-passierte/
https://blog.till-westermayer.de/2013/05/was-auf-der-bdk-mit-dem-wahlprogrammentwurf-passierte/
https://blog.till-westermayer.de/2013/04/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/
https://blog.till-westermayer.de/2013/04/regieren-nach-zahlen-was-auf-der-bdk-2013-ansteht/
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Dies betrifft insbesondere die A nderungsantra ge von Einzelantrags-

steller*innen. Dazu kurz noch einmal ein Blick in die gru ne Satzung: An-

tragsberechtigt sind prinzipiell die Landesverba nde, die Kreisverba nde, 

die Ortsverba nde, die Bundesarbeitsgemeinschaften, die Gru ne Jugend 

und der Bundesfrauenrat. Zudem ko nnen 20 Personen gemeinsam einen 

Antrag einreichen. Auf der letzten Bundesdelegiertenkonferenz gab es 

nun den Vorschlag, fu r A nderungsantra ge zum Wahlprogramm – auch als 

Reaktion auf die große Zahl an A nderungsantra gen im Jahr 2013 – diese 

Hu rde auf 60 Personen hochzusetzen. Dieser Vorschlag war nicht erfolg-

reich. Festgelegt wurde allerdings ein recht fru her Antragsschluss (sechs 

Wochen vor dem Programmparteitag), und die mehr oder weniger obli-

gatorische Nutzung des Tools Antragsgru n zur Einreichung und Authen-

tifizierung der Unterzeichner*innen eines Antrags.4  

Vielleicht noch ein Wort zu Antragsgru n5: aus meiner Sicht ist dies ein 

sehr komfortables Tool. Dabei ko nnen gewu nschte A nderungen direkt 

im Antragstext markiert werden, und – bei Erfu llung der formalen Vo-

raussetzungen – als A nderungsantrag eingebracht werden. Dazu ist ein 

Login in das gru n-interne Netzwerk (fru her als „Wurzelwerk“ bekannt) 

notwendig. A nderungsantra ge ko nnen kommentiert werden, und es 

ko nnen fu r Entwu rfe per Link „Unterschriften“ gesammelt werden. Al-

les sehr komfortabel – nur fehlt eine Funktion, mit der ein U berblick 

u ber die auf Unterstu tzung wartenden Antra ge gegeben wird. So sind 

Menschen, die einen Antrag als Personenantrag einbringen wollen, da-

rauf angewiesen, auf Facebook oder in Mailinglisten um Unterstu tzung 

zu werben.  

Die einzelnen A nderungsantra ge (Kapitel-Unterkapitel-Zeile-ggf. Num-

mer) ko nnen dann durch Tabs am Rand des Textes aufgerufen werden 

und werden beim Beru hren mit der Maus in den Urtext des Antrags ein-

 
4 Mehr oder weniger, weil weiterhin die Einreichung von Unterschriften per Fax oder 
Brief mo glich ist – was nicht mehr akzeptiert wurde, war die einfache Nennung von 

Unterzeichner*innen, da es Missbrauchsfa lle gegeben hatte, also Menschen auf Unter-
zeichnerlisten gelandet waren, die einen Antrag gar nicht unterstu tzt hatten. Dieses 
neue Verfahren fu hrte in einigen Kreisen zu Unmut, da fru her eine einfache „Ich bin 

dabei“-Mail reichte. 
5 https://antraege.gruene.de/  

https://antraege.gruene.de/
https://antraege.gruene.de/
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geblendet – siehe oben. Damit ist eine Arbeit nah am Programmtext mo g-

lich, und trotz einer großen Zahl an A nderungsantra gen bleibt die U ber-

sicht erhalten. 

Interessant ist angesichts dieser A nderungen im Verfahren nun die 

Frage, ob sich am Antragstellungsverhalten etwas vera ndert hat. Dazu 

habe ich die Liste aller A nderungsantra ge mit Hilfe von Excel ausgewer-

tet. Nicht beru cksichtigt wurden hierbei die 13 Antra ge, die sich auf das 

Programm insgesamt beziehen, und beispielsweise die Ersetzung be-

stimmter Begriffe im gesamten Programm behandeln, ebenso nicht die 

„Ur-Antra ge“ des Bundesvorstands zu den einzelnen Kapiteln. Zuru ck-

gezogene Antra ge wurden ebenfalls nicht beru cksichtigt.  

Insgesamt ergeben sich damit 2127 A nderungsantra ge zum Wahlpro-

gramm – das entspricht gut der am 4.5.2017 von Michael Kellner ge-

tweeten Aussage, dass rund 2200 Antra ge eingegangen seien.  

Wie ist die Zahl von 2127 A nderungsantra gen nun zu bewerten? Ab-

solut betrachtet ist das eine große Zahl an Antra gen; soweit mir be-

kannt, auch im Vergleich zu anderen Parteien. Allerdings waren es 2013 

mit rund 2500 A nderungsantra gen sogar noch einige mehr. Zu beach-

ten ist dabei allerdings, dass der Programmtext, wie bereits angespro-

chen, diesmal um rund ein Viertel ku rzer ausgefallen. Bezogen auf das 

Textvolumen6 ist die Zahl sogar gestiegen. 

Auffa llig ist, das sei an dieser Stelle bemerkt, dass nur wenige Antra ge 

Globalalternativen darstellen. Vielmehr geht es oft um einzelne Sa tze 

oder bestenfalls Absa tze. Das relativiert die sehr groß erscheinende 

Zahl etwas. 

Es gab in verschiedenen Gremien die Ansage, sich doch bitte mit der 

Stellung von Antra gen zuru ckzuhalten. Auch – aber das ist meine per-

so nliche Sicht – die Tatsache, dass der Text diesmal geschlossener und 

runder formuliert ist als 2013, hat nicht zu einer deutlich geringeren 

Zahl von A nderungsantra gen gefu hrt. Jedenfalls la sst sich festhalten, 

dass die Gro ßenordnung sehr a hnlich ist wie 2013. Unkenrufe, dass es 

 
6 2013: rechnerisch alle 180 Zeichen im Programm ein Antrag; 2017: rechnerisch so-

gar alle 155 Zeichen im Programm ein Antrag. 
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nur einige hundert A nderungsantra ge geben wu rde, haben sich nicht 

besta tigt – und auch die Hoffnung auf ein deutlich vereinfachtes Verfah-

ren auf dem Programmparteitag und auf einen sta rkeren Fokus auf Ab-

stimmungen du rfte sich aufgrund der immer noch sehr hohen Zahl an 

A nderungsantra gen nicht erfu llen.  

Wie verteilen sich die Antra ge nun auf das Programm? Ein direkter 

Vergleich mit 2013 ist hier nicht mo glich, da das Programm anders auf-

gebaut ist. Es gibt vier große Kapitel („Umwelt im Kopf“, „Welt im Blick“, 

„Freiheit im Herzen“, „Gerechtigkeit im Sinn“ [sowie eine Pra ambel]), 

denen jeweils fu nf bis sieben Unterkapiteln zugeordnet sind. 2013 wa-

ren dagegen ku rzere Themenkapitel mit einer bereits vom Aufbau her 

sta rkeren fachpolitischen Ausrichtung aneinandergereiht. Die folgende 

Abbildung gibt einen ersten U berblick u ber die Verteilung der Antra ge 

auf die Kapitel.  

 

 

Sichtbar wird dabei, dass Umwelt, Weltpolitik und Freiheit jeweils etwa 

gleich stark mit A nderungsantra gen bedacht wurden, wa hrend auf das 

Gerechtigkeitskapitel weniger Antra ge – nur 17 statt 25–27 Prozent al-

ler A nderungsantra ge – entfallen. 

 

Die Verteilung der Antra ge la sst sich nun auch noch einmal auf die ein-

zelnen Unterkapitel (und theoretisch dort auch noch einmal auf einzelne 

Zeilen …) herunterbrechen. Dann ergibt sich, ohne die leicht unterschied-

liche La nge der Unterkapitel zu beru cksichtigen, folgendes Bild: 

http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2017/05/verteilung_auf_kapitel_neu.png
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Oder als Top-10 der am sta rksten von Antra gen betroffenen Unterkapitel: 

 

▪ WB-EZ („Wir ka mpfen um Europas Zusammenhalt“): 160 Antra ge 

(8%) 

▪ WB-FU („Wir beka mpfen die Fluchtursachen und schu tzen Flu cht-

linge“): 150 Antra ge (7%) 

▪ UK-BM („Wir sorgen fu r saubere, bezahlbare und bequeme Mobili-

ta t“): 136 Antra ge (6%) 

▪ WB-FM („Wir stehen ein fu r Frieden und Menschenrechte“): 123 

Antra ge (6%) 

▪ FH-DS („Wir sta rken die Demokratie“): 120 Antra ge (6%) 

▪ UK-GL („Wir sorgen fu r gesunde Lebensmittel ohne Gift und Tier-

qua lerei“): 108 Antra ge (5%) 

▪ GS-SZ („Wir machen den Sozialstaat sicher und zukunftsfest“): 107 

Antra ge (5%) 

▪ FH-SF („Wir sorgen fu r Sicherheit und erhalten die Freiheit“): 106 

Antra ge (5%) 

▪ UK-UN („Wir erhalten unsere Natur“): 98 Antra ge (5%) 

▪ GS-KS („Wir investieren in Kindertagessta tten, Schulen und Univer-

sita ten“): 95 Antra ge (4%) 

http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2017/05/verteilung_auf_kapitel_detail_neu.png
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Aufschlussreich ist auch der Blick auf die Antragsteller*innen. 

 

 

Die meisten Antra ge, ein gutes Drittel – das hat sich durch die noch hin-

zugekommenen Antra ge gegenu ber der ersten Fassung dieses Textes 

noch vera ndert – sind Personenantra ge (735, 35%). 2013 lag diese Zahl 

mit rund 47 Prozent aller Antra ge allerdings noch deutlich ho her – das 

betrifft sowohl die Personenantra ge insgesamt als auch die von den 

Bundestagsabgeordneten gestellten Antra ge. Von den Personenantra -

gen entfallen 200 auf MdBs (rund 9% aller Antra ge), dazu kommt noch 

eine recht große Zahl von Antra gen aus dem europa ischen Parlament. 

Insbesondere Volker Beck (52 Antra ge), Beate Mu ller-Gemmecke (18 

Antra ge), Julia Verlinden (16 Antra ge), Peter Meiwald (15 Antra ge) und 

Franziska Brantner (14 Antra ge) waren unter den MdB recht fleißig, bei 

den MdEP sind mit Antra ge von Sven Giegold (20 Antra ge) und Ska Kel-

ler (12 Antra ge) aufgefallen.  

Ein weiteres knappes Drittel der Antra ge (624 Antra ge, 29%) entfallen 

auf die Bundesarbeitsgemeinschaften (BAGen) der Partei. Das liegt in ab-

soluten Zahlen noch einmal deutlich u ber den Antragsstellungen im Jahr 

2013. Danach folgt mit rund einem Viertel der Antra ge die Kreis- und 

https://www.facebook.com/flashcologne/posts/1835044803175970?pnref=story
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2017/05/verteilung_antragstell_neu.png
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Ortsverba nde (zusammen 529 Antra ge, 25%), Landesverba nde (125 An-

tra ge, 6%), sowie die Gru ne Jugend (75 Antra ge, 4%) und der Bundes-

frauenrat (39 Antra ge, 2%). Auch das alles entspricht in etwa den Zahlen 

aus dem Jahr 2013 – abgesehen von der Gru nen Jugend, die 2013 noch 

138 Antra ge gestellt hatte, also 2017 nur etwa halb so aktiv war. 

 

 

Anders gesagt: insbesondere gab es geringere Zahlen von A nderungs-

antra gen von Einzelpersonen sowie von der Gru nen Jugend sowie mehr 

A nderungsantra ge von den BAGen. Wer mo chte, kann dies als eine Ver-

schiebung von Einzelantra gen hin zu den fachlichen Gremien in der 

Partei, also den BAGen, lesen. 

Bei den BAGen war 2013 die BAG Arbeit, Gesundheit, Soziales ganz 

vorne, gefolgt von der BAG ChristInnen. Diesmal sieht es so aus – mit 

einer Reihe von Parallelen zu den Kapiteln mit den meisten Antra gen: 

http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2017/05/diff_antragstell_neu.png
http://blog.till-westermayer.de/wp-content/uploads/2017/05/wordle_antragstell-1.png
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▪ BAG Frieden und Internationales (80 Antra ge) 

▪ (GRU NE JUGEND [75 Antra ge]) 

▪ BAG Europa (55 Antra ge) 

▪ BAG Demokratie und Recht (50 Antra ge) 

▪ BAG Wirtschaft und Finanzen (45 Antra ge) 

▪ BAG Mobilita t und Verkehr (40 Antra ge) 

▪ (Bundesfrauenrat [39 Antra ge]) 

▪ BAG Globale Entwicklung (38 Antra ge) 

▪ BAG Tierschutzpolitik (31 Antra ge) 

▪ BAG Frauenpolitik (29 Antra ge) 

▪ BAG Arbeit, Soziales, Gesundheit (27 Antra ge) 

▪ BAG Energie (26 Antra ge) 

 

Trotz der Vera nderungen im Antragstellungsverhalten hat die wie auch 

immer gefasste Parteibasis mit 2127 Antra gen insgesamt der Antrags-

kommission doch eine erhebliche Arbeit beschert – weiterhin ein Zei-

chen fu r eine lebendige innerparteiliche Demokratie. Ich bin nun ge-

spannt, wie auf dem Parteitag und in den vorgeschalteten Antragsstel-

ler*innen-Treffen mit diesen A nderungsantra gen verfahren wird. 

Warum blogge ich das? Vor allem deswegen, weil sich meine Vermutung, dass es 

doch wieder eine sehr große Zahl an Änderungsanträgen geben wird, bestä-

tigt hat.
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Bei uns 

18. Juni 2017 – So grün, so grün 

Es ist schon eine Weile her, dass ich so geflasht war von einem unserer 

Parteitage. Dass ich mit dem positiven Gefu hl nach Hause fahre, dass wir 

klar sind, dass wir gebraucht werden, und dass wir eine Partei sind. Und 

dieses positive Gefu hl liegt nicht am Schlafmangel und auch nicht an der 

Sonne, die sich nach drei Tagen Progammdebatte zeigte, sondern an et-

was anderem. Es hat la nger gedauert, als es notwendig gewesen wa re, 

und es war ein schmerzhafter Prozess – aber jetzt haben wir uns sortiert. 

Jetzt sind wir als Partei wieder bei uns. Gru n zu sein, fu hlt sich endlich 

wieder stimmig an. Gemeinsam, geschlossen, entschlossen – und nicht 

ein mutloser Haufen von sich untereinander befehdenden Gru ppchen. 

Und auch das ist angekommen, wurde wahrgenommen und wird uns in 

der vorsichtig-positiven bis enthusiastischen Presseberichterstattung 

zuru ckgespiegelt. Das tra gt. Ja: Wir werden gebraucht, und wir wissen 

genau, was wir in diesem Land zum Positiven a ndern wollen. 
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Die Programm-BDK hatte aus meiner Sicht drei Funktionen. Und die 

hat sie diesmal – da ein großer Dank vor allem an Micha Kellner, an den 

Bundesvorstand, aber auch an alle weiteren Beteiligten – alle drei mit 

Bravour erfu llt. Erstens: Die Parteitagsinszenierung ist gelungen. Reden 

der Spitzenkandidat*innen vor klatschenden Menschenmengen, mittten 

im Saal. Im Hintergrund beeindruckende Bilder, die gru ne Programmatik 

genauso ru bergebracht haben wie eine Na he zu den Menschen. Das har-

monische Ineinandergreifen der Auftritte der „Spikas“ und der anderen 

Promis hat sehr deutlich gemacht, dass wir gemeinsam, arbeitsteilig et-

was erreichen wollen. Diese Inszenierung war nach innen gerichtet – sie 

hat motiviert, sie hat uns allen Energie gegeben, bis hin zum Abschluss 

mit Nenas Feuerra dern – aber sie war auch nach außen gerichtet: Wir 

sind die Klimaschutzpartei. Und als solche werden wir ganz konkret ge-

braucht. Wir sind die Partei des sozialen Zusammenhalts. Und als solche 

sind wir mehr denn je gefragt. Wir sind die Partei, die fu r Freiheit ein-

steht. Und da unterscheiden wir uns von allen anderen. Wer diese Bot-

schaften nicht gesehen, nicht mitgenommen hat – egal, ob vor der „blue 

marble“, der Erde aus dem All, vor dem Eisba ren, im Arktis-Einspieler, in 

den bewegenden – und im Fall von Nadia Murat sehr beru hrenden – Re-

den von Menschen aus aller Welt, steckt im Sand fest. Okay: eine gelun-

gene Inszenierung. – Aber das ist doch nur Verpackung, ho hnt es. Nein.  

Denn zweitens: Dieser Parteitag hat gearbeitet. 2200 Antra ge sind in 

das Programm eingeflossen, es gab viele modifizierte U bernahmen und 

Kompromisse, aber auch viele Abstimmungen. Es war nicht so, dass von 

vorneherein alles feststand, und es nur noch um „Verkaufe“ ging. Nein: 

die Parteibasis hat – am Samstag u ber zwo lf Stunden ohne Pause – kon-

zentriert zugeho rt. Hat abgewogen und entschieden. Mit Bedacht, mit Ge-

schlossenheit, mit einem Gefu hl fu r klare Botschaften – von der Einlei-

tung bis zum Schlusskapitel mit den noch einmal modifizierten zehn 

Punkten. Wir Delegierte haben uns nicht verleiten lassen, bei Die-da-

oben-wir-da-unten-Spielchen mitzumachen. Wir haben – oft flu gel- und 

landesverbandu bergreifend – abgestimmt, an einigen Stellen auch gegen 

den Vorschlag des Bundesvorstands. Herausgekommen ist ein Pro-

gramm, das rund und ambitioniert ist. Auch das Programm ist bei uns, es 
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steht fu r unsere gru nen Antworten auf die planetaren und hiesigen Her-

ausforderungen. Ja, wir haben Instrumente, um bis 2030 aus der Kohle-

verstromung auszusteigen, um die Autoindustrie dazu zu bewegen, sich 

dem Strukturwandel zu stellen, um Kinderarmut zu beka mpfen, um 

Deutschland gerechter und freier zu machen. Dazu geho ren die Ehe fu r 

alle, das Familienbudget und der Pakt fu r das Zusammenleben. Dazu ge-

ho rt die Gestaltung der Digitalisierung und die Freiheit im Internet. Wir 

sind klar.1 – Also: eine Inszenierung, die richtig gut war, die klare und 

notwendige Signale gesetzt hat. Ein ambitioniertes und progressives 

Programm, das sagt, was wir wollen – und hinter dem wir alle stehen. 

Zukunft wird aus Mut gemacht ist kein leerer Slogan. Das ist ein Gefu hl.2  

Und drittens? Der Parteitag hat gezu ndet. Das Gefu hl der Motivation, 

der Energieschub, das „jetzt geht’s entschlossen in die 98 Tage bis zur 

Wahl“ – das fehlte vielen. Und jetzt ist es da. Das ist sehr gut. 

Ich bin nach diesem Parteitag des Optimismus sehr zuversichtlich, 

dass dem Programm eine grandiose Wahlkampagne folgen wird. Dass 

Cem und Katrin und wir alle es schaffen werden, in Talkshows und auf 

Marktpla tzen, in den „Ho hlen der Facebook-Trolle“ (so Toni Hofreiter) 

und an den Haustu ren zu u berzeugen. Das Programm dafu r ist da. Un-

sere Spitzenkandidat*innen haben ihre Feuerprobe bestanden. Und, 

am wichtigsten: wir sind bei uns. Wir haben unsere Mitte gefunden. 

Und jetzt geht es los.

 
1 U brigens auch bei so ‚visiona ren‘ Themen wie dem Grundeinkommen: Wir werden 
einen gesellschaftlichen Diskurs daru ber starten, und stehen dafu r, Modelle zu erpro-

ben. Kindergrundsicherung etc. etc. sind die ersten Bausteine dafu r. 

Oder auch, um mir eine hochschulpolitische Abschweifung zu erlauben: die klare Aus-
sage, dass wir die Hochschulfinanzierung zwischen Bund und La ndern auf eine neue 
Basis stellen wollen. Dass wir mit Programmen und einer Novelle des Wissenschafts-

zeitvertragsgesetzes das unsere dazu beitragen werden, dass Wissenschaftler*innen 
ohne Existenzangst forschen und lehren ko nnen, egal in welchem Stadium ihrer Karri-
ere sie sich befinden. Dass das Bafo g ausgebaut und modernisiert wird. Und dass wir 

die Wissenschaftsschranke und den Zugang zu freiem Wissen umsetzen, die gerade in 
den Mahlsteinen der Groko zerrieben werden … 
2 Oder, wie es Simone Peter beschrieb: ein Wahlprogramm, das gleichzeitig eine Lie-
beserkla rung an alle im Land, die dringend notwenige Vera nderung wollen ist, und 

eine Kampferkla rung an die, die sie blockieren … 
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Parteitag im Konjunktiv 

25. November 2017 – So grün, so grün 

Irgendwann fiel mir dann auf, wie oft in den Reden von „ha tten“, „wu rde“ 

und „wa re“ die Rede war. Klar, nicht ganz verwunderlich – schließlich war 

der eigentliche Anlass des Parteitags kurz vor Mitternacht am vorherigen 

Sonntag spontan verschwunden. Und selbstversta ndlich spielten die Er-

gebnisse der abgebrochenen Sondierungen und deren Bewertung eine 

große Rolle – von der Entta uschung und Trauer u ber verpasste Chancen, 

in den Klimaschutz einzusteigen, und weitere Einschra nkungen beim Fa-

miliennachzug zu verhindern, bis zur halbwegs unverhohlenen Freude 

daru ber, die Zumutung Jamaika nicht auf sich nehmen zu mu ssen. 

Und klar, dass sich diese Emotionalita t vor allem in Richtung FDP ent-

lud. Cem O zdemir stellte klar, dass eine nach rechts und ins populisti-

sche abrutschende FDP nicht la nger den Anspruch auf Liberalita t ver-

treten ko nne. Katrin Go ring-Eckardt fand die angeblich so mutigen und 

innovativen Freidemokraten als Kleingeister und Bedenkentra ger wie-
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der, als es darum ging, ob Deutschland den Sprung Richtung Energie-

wende schaffen wu rde.  

Fu r all das gab es großen Beifall; noch gro ßer nur der Applaus fu r das 

Lob fu r das Sondierungsteam mit seinen vierzehn so verschiedenen 

Mitgliedern. Gerade darin, und in der kleinteiligen inhaltlichen Vorbe-

reitung im Programmprozess, in der Bundestagsfraktion, aber auch in 

den Bundesarbeitsgemeinschaften lag ein Grund fu r das Standing und 

die begru ndete Hartna ckigkeit der gru nen Sondierer*innen. Wenn wir 

es schaffen, diese selbstbewusste, inhaltlich fundierte Gemeinsamkeit, 

diesen Teamgeist in die weitere Zukunft der Partei mitzunehmen, ha-

ben wir einiges gewonnen. 

Parteitag im Konjunktiv aber auch, weil noch alles andere als Klarheit 

daru ber herrschte, wie es den jetzt mit der Bundesregierung eigentlich 

weitergehen wird. Ob die Erfahrungswerte noch gelten, die eine Große 

Koalition als wahrscheinlich erscheinen lassen, oder ob Neuland betre-

ten wird mit einer – wie auch immer gearteten – Minderheitsregierung. 

Oder ob es doch zu den Neuwahlen kommt, die niemand will. In jedem 

Fall wa re die gru ne Position eine andere. 

Ich bin froh, dass auch der zentrale Beschluss dieses Parteitags (ne-

ben einer Sympathiekundgebung fu r die wegen Verstoß gegen den § 

219a verurteilte A rztin, einer Resolution zum Hambacher Forst und ei-

nem Arbeitsauftrag zum Thema digitale Urabstimmung) sich hier nicht 

festlegt, sondern klar macht, dass wir Gru ne bereit sind, zu reden, Ver-

antwortung zu u bernehmen, uns auf Kompromisse einzulassen und ge-

gebenenfalls auch Neues zu wagen. Adenauers „Keine Experimente“ ist 

ein schlechter Ratgeber zu einem Zeitpunkt, zu dem Erprobtes mo glich-

erweise nicht mehr funktioniert. 

Der einta gige Parteitag (in einem ehemaligen Busdepot im Berliner Be-

zirk Treptow-Ko penick, mit dem Charme backsteinindustrieller Umnut-

zung) war also kein Parteitag der Beschlu sse, sondern einer der Debatte. 

Alle vierzehn Mitglieder des Sondierungsteams kamen zu Wort (und 

wurden alle von Katrin einzeln charakterisiert – die Frau hat ungeahnte 

Talente), dazu kamen unza hlige geloste Redebeitra ge. Leider war mir das 

Losglu ck mal wieder nicht hold, aber da ging es mir wie vielen anderen. 
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So wichtig auch der parteiinterne Diskurs ist und war, in dem dann 

doch klar wurde, wo Mehrheiten und wo Minderheiten liegen, so war 

doch der einzige externe Redner, der Klimaforscher Prof. Hans Joachim 

Schellnhuber, das wahre Highlight des 42. Bundesparteitags.  

Dass wir die einzige Partei seien, die sich fu r wissenschaftliche Fakten 

interessiere, war Honig fu r uns Gru ne (auch wenn’s vermutlich nur bei 

der Klimapolitik stimmt, und in anderen Politikfeldern mal mehr, mal we-

niger). Der Physiker Schellnhuber machte aber auch deutlich, dass wir 

eigentlich noch viel zu wenig radikal sind. Kipppunkte im planetaren Sys-

tem – das Abschmelzen von Gro nland und der Antarktis, aber auch Wet-

terzyklen wie der Monsunregen – machen ein Handeln notwendig, das 

noch u ber das ja im Weiter-so-Szenario noch la ngst nicht erreichte Pari-

ser Klimaziel von 1,5 bis 2,0 Grad Erwa rmung hinaus deutliche Anstren-

gungen nach sich zieht. Es braucht Anstregungen, um aus dem lokalen 

Minimum des fossilen Zeitalters in eine neu zu erfindende Moderne der 

2020er und 2030er Jahre zu kommen. Kohleausstieg und Agrar- und Ver-

kehrswende werden da nicht reichen, es wird dann beispielsweise auch 

um den Ausstieg aus Beton und Zement gehen.  

Dass wir fu r diese gar nicht mehr so ferne Neuerfindung der Moderne 

ein – positives – politisches Narrativ finden mu ssen, um die große Trans-

formation hinzukriegen, das war die eine große Botschaft von Schellnhu-

ber. Die andere war es, Klimapolitik und Flucht miteinander zu verbin-

den. Wenn der Meeresspiegel ansteigt, Du rren am einen Ort und Starkre-

genereignisse am anderen heute noch besiedelte Teil der Erde unbe-

wohnbar machen, wird sich die Frage stellen, wo diese Klimaflu chtlinge 

hin sollen. Der Weg von Puerto Rico nach Florida ist da erst der Anfang. 

Auf diese Bewegungen muss Politik sich vorbereiten – Schellnhuber 

brachte hier die Idee eines „Klimapasses“ ins Spiel, die all denjenigen, die 

aufgrund von Klimaereignissen ihre Heimat verlassen mu ssen, das Recht 

gibt, sich in einem der Hauptemissionsla nder anzusiedeln. 

Vor diesem Hintergrund erschienen selbst konjunktive Erfolge in der 

Sondierung klein; umso bitterer, wenn noch nicht einmal der Einstieg 

in den Kohleausstieg gelingt, wenn die von Merkel selbst vereinbarten 

Klimaziele nicht mehr gelten sollen. Und zugleich ist damit eine große 
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Aufgabe fu r uns Gru ne beschrieben: wenn wir nicht diejenigen sind, die 

den Weg in eine postfossile Moderne vorbereiten, wer soll es dann tun? 

Das – mo glicherweise – als kleinste Oppositionsfraktion tun zu mu s-

sen, wird kein Spaß. Das a ndert aber nichts an der politischen Relevanz 

des Themas. Es bleibt zu hoffen, dass wir es schaffen, in den kommen-

den weiter unsere gemeinsam geteilten Inhalte in den Vordergrund zu 

stellen, und auf dem im Sondierungsprozess gewonnenen innerpartei-

lichen Vertrauen aufzubauen. Ich bin hier hoffnungsvoll, selbst wenn 

manche es als Beschimpfung empfinden, wenn die Presse die neu wahr-

genommene Vernunft der Gru nen lobt, wenn manche allzu gern in alte 

Rituale zuru ckfallen wollen, oder wenn der Ru ckzug ins kuschelige 

gru ne Nest lockt, in dem keine konventionellen Landwirt*innen oder 

Industriearbeiter*innen sto ren. Nein, Katrin hat recht: wir mu ssen 

ganz bewusst auch dahin gehen, wo die sind, die diesmal nicht gru n ge-

wa hlt haben. Dann schauen wir mal, was an Zukunftsgestaltung so 

mo glich ist 

Der na chste Parteitag steht bereits im Januar an – die Europawahl 

ruft, es soll ein Grundsatzprogrammprozess gestartet werden, und 

auch der Bundesvorstand muss (eigentlich noch 2017) neu gewa hlt 

werden. Dafu r wu nsche ich mir eine Haltung von Vertrauen und Zu-

sammengeho rigkeitsgefu hl als Grundlage. Wenn wir es dann noch 

schaffen, die Leute nach vorne zu stellen, die inhaltlich stark sind und 

weithin sichtbar fu r gru ne Ziele werben – und diese Leute haben wir – 

dann bin ich zuversichtlich, dass das Ende der gru nen Geschichte noch 

lange nicht erza hlt ist. 

Warum blogge ich das? Kleiner Reisebericht.
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Flügelbilder 

26. November 2017 – So grün, so grün 

Ein Nebenaspekt der 

gru nen Parteitage sind 

die Flu geltreffen im 

Vorfeld. Ob und wieso 

die notwendig sind, 

wa re eine la ngere De-

batte. Ich war aus alter 

Verbundenheit beim 

Treffen des linken Flu -

gels („gru n links den-

ken“), und habe den 

Redebeitra gen und auch der Applausverteilung zugeschaut. Und ein biss-

chen daru ber nachgedacht, wie das mit den gru nen Flu geln eigentlich ist. 

Wenn wir ganz schematisch davon ausgehen, dass die Orientierung 

an „links“ (was auch immer das sein mo ge) und „rechts“ als politischer 

Grundeinstellung innerhalb der gru nen Partei einer Normalverteilung 

folgt – wobei die Mitte der Partei dann nicht identisch mit der Mitte der 

Gesellschaft ist – ergibt sich, wie bei Normalverteilungen u blich, ein di-

cker „Bauch“ mit zu den Ra ndern hin schnell abflachenden Ausla ufern. 

Als Diagramm dargestellt, ko nnte das etwa so aussehen: 

Auf der x-Achse geht es von „links“ bis „rechts“, auf der y-Achse um die 

Zahl der Mitglieder, die jeweils einer politische Haltung zuzuordnen 

sind. Das ist eindimensional, aber hier geht es auch nur um ein Denk-

modell. Insofern gehe ich im Folgenden davon aus, dass es so eine Ori-

entierung gibt, und dass jedes Mitglied auf – in diesem Fall – einer Skala 

von 1 bis 13 angegeben ko nnte, wie „links“ bzw. „rechts“ es sich inner-

halb des gru nen Spektrums fu hlt. 

Nun geho ren la ngst nicht alle Mitglieder, die sich „links“ einordnen 

wu rden, zum linken Flu gel, und ebenso nicht alle, die sich „rechts“ ein-

ordnen wu rden, zu den Realos. Die Stro mungen sind auch nur teilweise 
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mitgliedschaftlich zu denken – wer zu den entsprechenden Treffen ein-

geladen wird, wer auf den entsprechenden Mailinglisten und Verteilern 

ist, geho rt wohl dazu. Es sind also eigentlich eher Wolken mit faserigen 

Ausla ufern als hart umkantete Gebilde.  

Strikt schematisch nehme ich im Folgenden an, dass beide Flu gel je-

weils gleich groß sind, also gleich viele „Mitglieder“ haben, und dass es 

neben dem großen Flu gel jeweils noch eine kleinere, radikalere Abspal-

tung gibt. Ob das bei den Realos genau so zutrifft, entzieht sich meiner 

Kenntnis. Aber immerhin treten einige – sagen wir mal: „Ultrarealos“ – 

o ffentlich sichtbar auf, wer da an einen Tu binger Bu rgermeister denkt, 

liegt wahrscheinlich nicht falsch. Auf der anderen Seite gibt es zwei halb-

wegs formal organisierte Gruppierungen – grün.links.denken als breit 

aufgestellte Stro mung, und Teile der „Gru nen Linken“, die fu r sich in An-

spruch nehmen, die einzigen zu sein, die die Partei wieder zu ihren Wur-

zeln zuru ckfu hren ko nnte. Wer mo chte, kann auch daru ber spekulieren, 

wo beispielsweise der KV Friedrichshain-Kreuzberg zu verorten wa re. 

Alle vier hier als symmetrisch angenommenen Gruppierungen sind in 

sich wiederum nicht homogen, sondern decken verschiedene Positio-

nierungen ab. Auch diese ko nnen grob als normalverteilt angenommen 

werden, d.h. es gibt einen klaren Schwerpunkt (links bzw. rechts der 

angenommenen Mitte der Partei), und es gibt wiederum Ausla ufer, die 

sich – so zumindest hier angenommen – in der Mitte der Partei u ber-

lappen. Ob jemand sich dem einen oder anderen Flu gel zugeho rig fu hlt, 

oder gar nicht organisiert ist, ist dann kontingent, also abha ngig von 

zum Beispiel biographischen Zufa llen.  

In der Darstellung hier wu rden sich insgesamt etwas weniger als die 

Ha lfte aller Parteimitglieder einer Stro mung zugeho rig fu hlen. Wahr-

scheinlich ist das noch u bertrieben viel. Mein Eindruck auf Parteitagen: 

jeder der beiden großen Flu gel stellt etwa 20 Prozent der Delegierten.  

Wenn die Darstellung oben die Bundespartei insgesamt repra sentiert, 

so ließe sich doch daru ber spekulieren, dass die Verteilung der Mitglieder 

auf das Spektrum von „links“ bis „rechts“ in einzelnen Landesverba nden 

anders ausfa llt. Das ko nnte dann in Berlin eher aussehen wie hier links 

gezeigt, oder in Baden-Wu rttemberg eher so, wie hier rechts gezeigt. 
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Soweit das Denkmodell. Empirische Daten dazu, wie sich Flu gelzuge-

ho rigkeiten in der Mitgliederschaft bzw. unter den Parteitagsdelegier-

ten tatsa chlich verteilen, liegen mir nicht vor, wa ren aber durchaus in-

teressant. Ebenso offen ist, ob die Normalverteilung tatsa chlich die Ver-

teilung innerhalb der Partei wiedergibt (oder ob es nicht eher eine Art 

eingedellter Hut sein mu sste …), wie groß die Stro mungen in Wirklich-

keit sind, und ob sie symmetrisch gedacht werden ko nnen. Schließlich 

ko nnte das Ganze auch noch auf die „links“-„rechts“-Verteilung in der 

Gesellschaft bezogen werden, statt auf eine vorgestellte Normalvertei-

lung innerhalb der Partei. Dann wa re sicherlich eine Schwerpunktset-

zung in der „linken Mitte“ sichtbar. 

Warum blogge ich das? Wozu ein Denkmodell, das empirisch keinerlei Fundierung 

hat? Mir ging es vor allem darum, eine Darstellungsform zu finden, in der die He-

terogenität innerhalb der beiden großen Flügel sichtbar wird. Ob es die Wirklich-

keit der Partei wieder gibt, darüber lässt sich trefflich streiten. Wenn an dem 

Denkmodell aber etwas dran ist, fände ich es vor allem interessant, weiterzuden-

ken, was das eigentlich für die große Zahl der nicht in Strömungen organisierten 

Mitglieder der Partei bedeutet – und deren Verhältnis zu Linken wie Realos.
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Phase 4: Grüne als Plattform neu erfinden 

13. April 2018 – So grün, so grün 

Die Energie, die Annalena Baerbock und Robert Habeck mit ihren Be-

werbungen fu r den gru nen Bundesvorstand ausgestrahlt haben, ist 

nicht verblasst. Nein: es ist spu rbar, dass sich in der gru nen Bundesge-

scha ftsstelle jetzt etwas bewegt. Nicht nur, weil diese neu aufgestellt 

wird und Doppelspitze jetzt nicht mehr als Parallelstruktur, sondern als 

Team gedacht wird. Nein, auch der beginnende Grundsatzprogramm-

prozess – ein schreckliches Wort – strahlt diese Energie aus. 

Letztlich geht es um nichts weniger als die ja auch von mir immer mal 

wieder eingeforderte Neuerfindung der Partei. Im Impulspapier des 

Bundesvorstands fu r das heute und morgen in Berlin stattfindende 

„Startkonvent“ fu r die Erarbeitung des neuen Grundsatzprogramms 

finden sich viele Umschreibungen der Herausforderungen und Anfor-

derungen, die mit dieser Neuerfindung, fu r die „vierte Phase der Gru -

nen“, verbunden sind. Besonders spannend finde ich einen eher un-

scheinbaren Begriff. Dort heißt es na mlich auch:  

„Wir Grünen wollen Plattform sein. Uns geht es um eine 
Rückbesinnung auf das Politische. Politische Debatten 
sind keine Glaubenslehren, sondern Streitkulturen.” 

Neben dem sehr richtigen Anspruch, Politik wieder als Politik – und da-

mit als Streit um Interessen – zu behandeln, taucht dort der Begriff „Platt-

form“ auf. Plattform kann ja mit verschiedenen Dingen assoziiert werden. 

Ich bin mal so frei und denke mir, dass Plattform sein wollen nicht nur auf 

Macron in Frankreich (und, das etwas bo sere Beispiel: Kern in O ster-

reich) anspielt. Da werden Parteien zu Plattformen einer Bewegung, nur 

noch lose zusammengebunden u ber charismatische Perso nlichkeiten. 

Das hieße dann auch: Raum fu r die politische Auseinandersetzung bie-

ten, ohne Parteilichkeit und die Mottenkiste der alten Volksparteien mit 

ihren ganzen Bindungen und Fahnen hervorzukramen. 

Plattform sein zu wollen, ist, etwas abstrakter gesprochen, eine Selbst-

definition als Ort. Eine Plattform ist irgendetwas ra umliches, erho htes, 

https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Beschluesse/Beschluesse_BuVo/20180406_Beschluss_Neue_Zeiten._Neue_Antworten..pdf
https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Beschluesse/Beschluesse_BuVo/20180406_Beschluss_Neue_Zeiten._Neue_Antworten..pdf
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vielleicht mit Gela nder und Aussicht. Sie kann betreten werden, und auf 

ihr kann – dann wird sie zur Bu hne – o ffentlich gespielt oder gestritten 

werden. Aber ich assoziiere mit Plattform noch etwas anderes, vielleicht 

gar nicht gemeintes. Digitalisierungskritik als Gesellschaftskritik kennt 

den Begriff des „Plattformkapitalismus“ und meint damit die neuen, glo-

balen Oligopole, die davon leben, als Plattform Dinge zu vermitteln. Wer 

etwas kaufen oder verkaufen will, macht das bei Amazon, weil alle bei 

Amazon sind. Damit bestimmt Amazon die Regeln des Spiels mit. Wer im 

Netz kommunizieren will, macht das auf der Plattform Facebook, weil 

alle bei Facebook sind. Damit bestimmt Facebook die Regeln des Spiels 

mit. Wer eine App sucht, findet sie in einem der Appstores der Mobiltele-

fonbetriebssystemhersteller. Wieder Plattform. 

Vielleicht ist es vermessen, aber frei assoziiert ko nnte Plattform sein 

zu wollen politisch auch heißen: wer den politischen Diskurs sucht, wer 

daru ber ringen will, in welche Richtung es geht, wer mitgestalten will – 

fu r den bieten Bu ndnis 90/Die Gru nen eine Plattform, vielleicht sogar 

die Plattform. 

Großer Anspruch also. Und sonst so? Das Impulspapier mo chte aus 

dem Anfang der 2000er Jahre her ru hrenden derzeit gu ltigen Grundsatz-

programm der Partei u bernehmen, dass der Mensch mit seiner Wu rde 

und Freiheit im Mittelpunkt gru ner Politik steht. Der Mensch, die 

Menschheit – das ist die Ausgangsperspektive. Was insofern spannend 

ist, weil damit Naturschutz und O kologie funktional werden und anthro-

pozentrisch gedacht werden mu ssen: Naturschutz, Umweltschutz, Kli-

maschutz, eine – so das Impulspapier – radikalisierte o kologische Frage, 

aber eben von der Menschheit aus gedacht, und nicht von Eigenwerten 

der Natur her. An den radikalisierten o kologischen Impuls schließen fu nf 

weitere Impulse an, die jeweils vom Menschen aus gedacht sind. Diese 

sechs Themen werden morgen in Workshops diskutiert, aus ihnen her-

aus soll dann bis 2020 das neue Programm entstehen. 

▪ „Mensch als Kapital oder Kapital fu r den Menschen“ – Arbeits- und 

Sozialpolitik, soziale Sicherungssysteme, ein Update fu r die Kapita-

lismuskritik – neue soziale Leitplanken. 
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▪ „Mensch und Maschine oder Mensch als Maschine“ – was machen 

wir mit der Digitalisierung, braucht es neue Formen der politi-

schen Einhegung und Kontrolle? 

▪ „Der Mensch und das Leben“ – Wissenschaftsgesellschaft und Bio-

ethik; hier steht auch die teilweise in der Presse schon diskutierte 

Aufforderung, nochmal zu hinterfragen und klar zu argumentieren, 

ob ein Abschied von der pauschalen Gentechnikkritik notwen-

dig ist. 

▪ „Der Mensch in einer Welt in Unordnung“ – Sicherheit, Außenpoli-

tik, Entwicklungspolitik in einer auf den ersten Blick chaotischer 

gewordenen Welt. 

▪ „Der Mensch und der Mensch und der Mensch“ – Vielfalt, Diversi-

ta t, Einwanderung und Globalisierung. 

Wer mo chte, findet in diesem Impulspapier einiges kritikwu rdiges. Ein 

Beispiel dafu r ist die Frage, wie Feminismus und alle davon abgeleite-

ten Fragen von der Zeitpolitik bis zur Aushandlung der Geschlechter-

verha ltnisse in diesem Menschenkatalog ihren Platz finden.  

Gleichzeitig steht die Diskussion mit dem Papier ja erst am Anfang. 

Ich bin gespannt und freue mich auf den Auftakt und die Debatten heute 

und morgen. Das wird was! 

Warum blogge ich das? Weil ich den Impuls für ein neues Grundsatzprogramm 

sehr wichtig und sehr grün finde.
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Auf dem Weg zu einer digital fundierten 
Halbtagsgesellschaft? 

14. April 2018 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün, Zukunftsvisionen 

Ganz am Ende der Diskussion im Workshop „Digitalisierung“ (oder, wie 

er offiziell hieß: Mensch und Maschine oder Mensch als Maschine) beim 

gru nen Auftakt fu r das Grundsatzprogramm passierte etwas. Da gab es 

einen Impuls, der gut an den Anfang der Debatte gepasst ha tte. Ein Zu-

kunftsforscher, der uns interessiert zugeho rt hatte, machte uns darauf 

aufmerksam, dass der Zeithorizont unserer Diskussion verrutscht war.  

2020 soll das neue Grundsatzprogramm das Licht der Welt erblicken. 

Und es soll bis – so jedenfalls die Ansage von Robert Habeck – plus mi-

nus bis zum Jahr 2040 halten. Das ist die Welt, in der zum Beispiel 

meine Kinder etwa dreißig Jahre alt sein werden. Von heute aus: 22 

Jahre in der Zukunft – 22 Jahre zuru ck hieße 1996. Da war ich am An-

fang meines Studiums. Ja, es gab da schon PCs mit dem brandneuen Be-

triebssystem Windows 95. Mobiltelefone waren noch prima r Telefone 

und keine mobilen Fenster zur Welt. Mein Computer hatte noch ein Dis-

kettenlaufwerk, das Studium lief im Magister- und noch nicht im Ba-

https://www.flickr.com/photos/tillwe/5606630685/
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chelor-/Master-System, und es war ziemlich cool, auf den Informatik-

Workstations unter Solaris mit einer der ersten Fassungen des Nets-

cape Navigators im Netz surfen zu ko nnen, ohne auf Telefonkosten ach-

ten zu mu ssen. Macs waren zum Layouten da (und standen als hu bsch 

geformte Ka sten rum), Monitore hatten Ro hren, und in einem Hiwi-Job 

gab es tatsa chlich NeXT-Cubes als Arbeitsrechner. Aber ich schweife ab.  

Was ich sagen will, und was dann doch wieder etwas mit der Inter-

vention am Ende des Workshops zu tun hat: 22 Jahre in der Zukunft ist 

gerade mit Blick auf Digitalisierungsthemen ganz scho n weit weg. Es 

wa re ziemlich vermessen, jetzt mit Sicherheit sagen zu wollen, welche 

der heute gehypten Technologien sich bis dahin als solide Normalita t 

durchgesetzt haben, welche aus dem Aus plo tzlich aufs Spielfeld treten, 

und welche vo llig vergessen sein werden. 

Unsere Diskussion war tatsa chlich stark von den Fragen gepra gt, die 

jetzt (und nicht 2040) anstehen. Ein paar Beispiele: Ko nnte so ein Pro-

zess wie der zur Grundsatzprogrammerstellung nicht doch besser auf ei-

ner digitalen Plattform gemanagt werden? Wie viel Digitalkompetenz 

muss das Bildungssystem vermitteln? Du rfen schon Kinder im Kinder-

garten mit Tablets umgehen, oder ist das eher nicht so gut? Wa re eine 

Verwaltung, die vormacht, wie Datenschutz und Open Source zusammen 

gehen, nicht wunderbar? Muss Facebook zerschlagen oder als o ffentliche 

Infrastruktur betrachtet werden? Wer kontrolliert die Datenbesta nde, 

die in Algorithmen des maschinellen Lernens einfließen? Wem geho ren 

Gesundheitsdaten? Trauen wir dem Staat? Wie viele private PKWs lassen 

sich durch ein autonom fahrendes Auto ersetzen? Brauchen wir ein be-

dingungsloses Grundeinkommen, um Arbeitspla tze, die von Robotern 

und Algorithmen aufgefressen werden, irgendwie auszugleichen? Oder 

setzen wir auf disruptive Innovation und die Hoffnung, Arbeit neu und 

flexibler denken zu ko nnen?  

Sind das die Fragen, die zwischen 2020 und 2040 relevant werden? 

Hier wa re es tatsa chlich gar nicht schlecht gewesen, am Ende anzufan-

gen – also bei der Frage, in was fu r einer Welt wir 2025, 2030 oder 2040 

leben wollen. Das wa re wohl erst einmal eine Diskussion geworden, die 

nicht viel mit Digitalisierung – die ja letztlich auch nur eine Technologie, 
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ein Medium ist, und entsprechend gestalt- und formbar ist – zu tun ge-

habt ha tte, sondern viel mehr mit Visionen des attraktiven Lebens in 

den 2030er Jahren. Dazu probeweise ein paar Pra missen. 

Prämisse 1: Die o kologischen Grenzen dieses Planeten sind real. Die 

Maßnahmen gegen den Klimawandel sind halbherzig, auch Mitigation 

wirkt zeitversetzt. Das hat global betrachtet dramatische Folgen – u ber-

schwemmte Teile von Bangladesch und Florida, eine Ausbreitung von 

Wu sten, Wetterkapriolen und „Starkwetterereignissen“. Versteppung in 

Italien. Ein eisfreies Gro nland. Und auch in Deutschland heißere Som-

mer und nassere Winter. Mit all den Folgen wie etwa der Flucht aus kli-

matischen Gru nden. Zugleich gibt es Ressourcen, die knapp werden, 

und die nicht einfach durch nachwachsende Rohstoffe ersetzt werden 

ko nnen. Nicht nur werden Mu llkippen als Minen genutzt, um zum Bei-

spiel bestimmte Edelmetalle zu gewinnen – in manchen Teilen der Erde 

ist Wasser extrem knapp, auch an beackerbarem Boden fehlt es. 

Prämisse 2: Der sich jetzt schon andeutende Kampf der Systeme ist 

noch heißer und heftiger geworden. Klassisch-autokratische Regime wie 

in Russland oder der Tu rkei konkurrieren mit weitgehend undemokrati-

schen Kapitalismen wie in China oder in den USA und mit den Resten ei-

nes liberalen, demokratischen Systems in Teilen Europas und Kanadas.  

Prämisse 3: Ein zentrales Thema ist dabei Wohlstand im Sinne der Be-

friedigung aufeinander aufbauender Bedu rfnisse (egal, was von 

Maslow zu halten ist). Da kommen Essen und eine nicht gesundheits-

scha dliche Umwelt, siehe Pra misse 1, vor dem Bedu rfnis nach Freiheit. 

Prämisse 4: Die heute vorhandenen globalen Verflechtungen und Ab-

ha ngigkeiten gibt es weiterhin. Trotz Brexit und Trump wird die Globa-

lisierung nicht gestoppt. Auch das System der Nationalstaaten hat sich 

nicht aufgelo st. Vielleicht gibt es neue Blo cke und Bu ndnisse – China 

und Afrika, beispielsweise, in enger Kooperation – aber es gibt keinen 

Weltstaat, der global Regeln setzt, und auch die EU ist eher schwa cher 

als sta rker geworden.  

Wenn wir ein Grundsatzprogramm vor dem holzschnittartigen Hin-

tergrund dieser Welt der 2030er Jahre denken, wo wu rden wir da hin 

wollen? Wa re so etwas wie eine Halbtagsgesellschaft attraktiv? Der Be-
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griff kommt aus der sozial-o kologischen Debatte, gemeint ist eine Ge-

sellschaft, die Arbeit bzw. ihre Bu rger*innen soweit subventioniert (ob 

u ber ein BGE oder andere Arrangements), dass eine (bezahlte) Arbeits-

zeit von 20 Stunden pro Woche finanziell ausko mmlich ist, und die da-

mit Ressourcen fu r ehrenamtliches Einbringen in den Zusammenhalt 

der Gesellschaft – auch als Sorgearbeit bekannt – freisetzt, die damit 

sehr lebendig und lebenswert wird? Finanziert durch eine kluge Be-

steuerung der weiter gewachsenen Produktivita t? 

Eine Gesellschaft, die gleichzeitig, vor dem Hintergrund von Pra misse 

1 gedacht, es geschafft hat, Wachstum/wirtschaftliche Leistung weitge-

hend von Energieverbrauch und dem Verbrauch nicht erneuerbarer 

Rohstoffe entkoppelt zu haben, in der es zwar nach wie vor „Wachs-

tumsbranchen“ gibt, die aber eben nicht mehr „Mehrverbrauchsbran-

chen“ sind, sondern beispielsweise Umweltreparaturbranchen?  

Vor dem Hintergrund von Pra misse 2: Wa re das Leben in einer sol-

chen Gesellschaft lebenswert und „wohlhabend“ genug, um auch fu r 

Menschen in anderen Regimen als erstrebenswert zu gelten? 

Auch das ist jetzt nur eine sehr grob skizzierte Vision. Und, um wieder 

zur Digitalisierung zu kommen, was wu rde das fu r die jetzt in Gang ge-

setzten Entwicklungen bedeuten? 

Um das mit den 20 Stunden ausko mmlich bezahlter Arbeit hinzukrie-

gen, mu sste tatsa chlich ein recht großer Teil der heute geleisteten Ar-

beit durch Roboter, Maschinen und Algorithmen u bernommen werden. 

Die dadurch gewachsene Produktivita t du rfte nicht allein den Unter-

nehmen zugutekommen, sondern mu sste an die Gesellschaft zuru ck-

fließen. Gleichzeitig mu ssten diese Prozesse und Produktionsweisen 

auf Effizienz und CO2-Freiheit getrimmt sein – von der no tigen Energie 

(und der Produktion der Maschinen und Chips selbst!) bis hin zur Wei-

terverwendung von Reststoffen. Da kommt dann mo glicherweise auch 

der Datenschutz mit ins Spiel – und Fragen von Patenten, intellektuel-

lem Eigentum und offener Hard- und Software. 

Eine solche Skizze gibt keine Antwort darauf, ob autonome Fahrzeuge 

unterwegs sein sollen, ob Blockchain u berbewerteter Quatsch oder 

eine wichtige Dezentralisierungstechnologie ist. Sie gibt keine Antwort 
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auf Digitalkompetenz im Kindergarten und auch keine darauf, wer Al-

gorithmen auf Diskriminierung hin untersucht. Trotzdem wu rde eine 

solche Welt nur funktionieren, wenn, um mich zu wiederholen, Arbeit 

durch Technik ersetzt wird. Und damit stellt sich dann doch die Frage 

nach der Ethik und Funktionsweise von KI, Maschinenlernen und algo-

rithmischen Entscheidungen, und es stellt sich doch die Frage, welche 

Kompetenzen notwendig sind oder wa ren, um in einer solchen Welt er-

fu llt leben zu ko nnen. 

Warum blogge ich das? Als Langfassung meines Tweets „Halbzeitgesellschaft 

und Postwachstum digital fundiert – wäre das eine attraktive grüne Vision? 

#startkonvent“. Und als Beitrag zur weiteren Programmdebatte.

https://twitter.com/_tillwe_/status/985150652669218817
https://twitter.com/_tillwe_/status/985150652669218817
https://twitter.com/_tillwe_/status/985150652669218817
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Über fliegende Teppiche und eine mögliche 
Zukunft als offene Bündnispartei 

28. Oktober 2018 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

Heute wird in Hessen gewa hlt. Ich kenne das Ergebnis noch nicht, gehe 

aber davon aus, dass die letzten Umfragen nicht vo llig daneben liegen 

werden, und – a hnlich wie in Bayern – Verluste bei der Union und bei 

der SPD sowie gru ne Gewinne zu erwarten sind. Ob es 20 Prozent wer-

den, ob Gru ne erst-, zweit- oder drittsta rkste Partei in Hessen werden, 

und ob sich daraus Chancen fu r Tarek Al-Wazir ableiten lassen, nicht 

nur stellvertretender Ministerpra sident zu werden – all das wird in ein 

paar Stunden klar sein. 

Mir geht’s um etwas anderes. Bayern und Hessen sind in gewisser 

Weise die ersten Testfelder einer neuen gru nen Aufstellung fu r den Bund. 

Auch da sind wir wieder mal Umfragensiegerin in der Mitte der Legisla-

turperiode. Jedenfalls dann, wenn die Legislaturperiode einen normalen 

Verlauf nimmt und die „Große“ Koalition im Bund weiter Bestand hat. An-

gesichts der derzeitigen Umfragen, angesichts der Unklarheit u ber po-

https://www.flickr.com/photos/tillwe/44556782285/in/photolist-2aTkaMk-2ch7Aun-2aTka3e-2bAUSjY-29NUUeA-C7cdMf-U7Wsdd-U7WrRG-TLWLk3-UmV2Yx-2ccxNwj-29mufaR-WCRP1v-UifKGj-TLWKTG-UmV3b6-TQ3Ggr-TLq3gQ-TLq36Q-TLq2LS/
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tenzielle Merkel-Nachfolger*innen in der CDU wie in der SPD halte ich es 

fu r sehr wahrscheinlich, dass „Schrecken ohne Ende“ fu r die alten Volks-

parteien die weniger riskant erscheinende Strategie ist und die Koalition 

ha lt. Aber auch das werden wir in den na chsten Tagen wissen. 

Peter Unfried schreibt heute in der taz von Gru nen als Partei vernu nf-

tiger Leute. In der ZEIT wird u ber groß angelegte Strategien spekuliert, 

um die Mitte der Gesellschaft zu gewinnen. Klar ist jedenfalls: Gru n zu 

wa hlen ist heute keine randsta ndige Entscheidung mehr. Ein Fu nftel, 

ein Viertel, ein Drittel – potenziell die Ha lfte aller Wa hler*innen! – kann 

sich vorstellen, eine Stimme fu r Bu ndnis 90/Die Gru nen abzugeben.  

Das ist ein Erfolg einer unaufgeregten Klarheit. Auf der einen Seite 

stehen die großen Herausforderungen. Nicht nur der Klimawandel und 

die anhaltende o kologische Krise, sondern auch die soziale Polarisie-

rung in Deutschland. Das weltweit unter Druck geratene Modell der li-

beralen Demokratie. Eine Weltpolitik, die ihre Mitte verloren hat. (Ach 

ja: der digitale Wandel ist auch noch da und wartet nicht.) 

Angesichts dieser Herausforderungen, angesichts der Dringlichkeit 

wu rde es nahe liegen, nun in Alarmismus zu verfallen. Das Ende ist 

nahe. Manchmal macht diese Welt ja wirklich diesen Eindruck. Aber fu r 

Untergangsprophezeiungen wird niemand gewa hlt. Ich nehme heute 

eine gru ne Linie war, die in etwa heißt: ja, es gibt da gigantische Her-

ausforderungen, und ja, es ist wichtig, hier und jetzt zu handeln (statt 

sich im Zweikampf zu verbeißen). Und ja: wir haben ein paar Ideen, wie 

diese Probleme gelo st werden ko nnten, aber bei weitem noch nicht alle 

Antworten. Wir wissen, in welche Richtung es gehen soll. Wir haben 

U berzeugungen, fu r die wir bereit sind, aktiv zu werden, aber wir sind 

ebenso bereit, zuzuho ren. Und diese gru ne Linie sto ßt durchaus auf In-

teresse bei Wa hlerinnen und Wa hlern. 

Wenn dann noch Personen dazu kommen, die eine solche Haltung 

glaubhaft vermitteln, weil sie dafu r stehen: fu r fro hliche Gespra chsbe-

reitschaft und Klarheit in der Position, fu r Unaufgeregtheit angesichts 

von richtig großen Herausforderungen und fu r Kompetenz und Lo -

sungsbereitschaft – dann fa ngt der gru ne Teppich an zu fliegen. Und das 

sehen wir gerade. 
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Bisher klappt das ganz gut. Als Partei ko nnen wir ein bisschen was dazu 

tun, dass dieser Teppich in der Luft bleibt. Unsere Bundesdelegierten-

konferenz am 9.–11. November, bei der Europaliste und Europawahlpro-

gramm beschlossen werden, ist in gewisser Weise der Lackmus-Test da-

fu r, ob die eben skizzierte Haltung in dieser Partei breit angekommen ist. 

Es gibt aber auch Turbulenzen, die von außen kommen – wenn BILD sich 

sensationslu sterne Kampagnen startet, beispielsweise. Da kommt es 

dann darauf an, zusammenzustehen und sich nicht intern zu zerlegen. 

Mittelfristig stellt sich bei Wahlergebnissen, die eher in Richtung 20, 30 

Prozent gehen, schnell die Volksparteifrage. Selbst mit inzwischen 

70.000 Mitgliedern sind wir weit von der gesellschaftlichen Verwurze-

lung entfernt, die die klassischen Volksparteien, die ja immer noch meh-

rere hunderttausend Mitglieder haben, auszeichnet. Ich halte es fu r un-

realistisch, in den na chsten Jahren in diese Gro ßenordnungen vorzusto-

ßen. Was wir stattdessen anbieten ko nnen, als in der Mitgliedschaft klei-

nere Partei, ist etwas, was vielleicht zeitgema ßer ist als das Modell der 

Volkspartei. Wir ko nnen Bu ndnispartner sein.  

Das Grundsatzprogramm von 1980 und der gru ne Grundkonsens von 

1993 betonen die sozialen Bewegungen als Wurzel der gru nen Partei-

werdung. Bewegungspartei im Sinne eines „parlamentarischen Arms“ 

sind wir sicher nicht mehr. Aber wir ko nnen heute der Kristallisations-

keim sein, der breite Bu ndnisse aus der (umfassend zu verstehenden) 

Zivilgesellschaft zusammenbringt. Bu ndnisse, die sich von links bis in 

die liberale Mitte erstrecken. Die fu r eine vernu nftige Politik stehen – 

egal, ob es um einen humanen Umgang mit Flu chtlingen, um die Werte 

des Grundgesetzes oder um die gemeinsam notwendige Anstrengung 

geht, den CO2-Ausstoß nicht nur in Deutschland massiv zu reduzieren. 

Das sind die Fragen unserer Zeit, die viele Menschen umtreibt (u bri-

gens auch Unternehmerinnen und Unternehmer). Ich glaube, dass es 

unsere Rolle und Aufgabe sein ko nnte, diesen heute zentralen Themen 

eine politische Stimme zu geben. Das kriegen wir hin – gemeinsam. 

Warum blogge ich das? Als kleine Reaktion auf die Wahlen in Bayern und Hessen 

und auf die Debatte angesichts der bundesweiten Umfragewerte.
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Grüner Parteitag in Leipzig: Europa – darum 
kämpfen wir 

12. November 2018 – So grün, so grün 

Es fu hlt sich gerade ziemlich gut an, Mitglied von Bu ndnis 90/Die Gru -

nen zu sein. Das hat was mit den 20 Prozent in den Umfragen zu tun, 

aber sehr viel mehr noch mit einer der Ursachen fu r diese 20 Prozent – 

aktuell sind wir nahe dran an der platonischen Form einer gru nen Par-

tei. So muss das sein! 

Gibt es den Ausdruck eines heiteren Ernsts? Das ist in etwa die Haltung, 

mit der wir derzeit der Welt begegnen, und das ist die richtige Haltung.  

Wir leben in Zeiten, in denen ziemlich viel schief la uft. Manches davon 

ist lebensbedrohend fu r die Zukunft der Menschheit. So kann es nicht 

weitergehen. Deswegen, und das ist glaube ich der Kern dessen, was Ro-

bert Habeck mit „radikal“ meint, braucht es Antworten, die dieser Situa-

tion angemessen sind. Aber nur weil die Dinge so sind, wie sie sind, wer-

den wir nicht verbissen – ich schrieb irgendwann mal etwas u ber grumpy 

old men –, werden auch nicht moralistisch und moralinsauer, und erst 

recht verschließen wir nicht die Augen vor dem Zustand der Welt. Nein: 

wir schauen hin, wir entwickeln sehr konkrete Ideen, wie die Welt besser 

werden kann, und wir treten dafu r ein. U berzeugt, aber nicht abgehoben, 

hart in der Sache, aber fair und verbindlich (oder, wie das Handes-

blatt schreibt, „moderat“) im Ton. Nach innen wie nach außen. Und damit 

dann, um nochmal Robert aufzunehmen, auch bu ndnisfa hig. 

Ein paar Jahre lang war es in weiten Teilen der Partei eher anders-

herum. Ein inhaltlicher Rutsch in die sagenumwobene Mitte, fast schon 

ein Weichkochen unserer Programmatik, aber dafu r ein schriller, lauter, 

knalliger und von der eigenen Sache zu 120 Prozent u berzeugter Ton-

fall – nach innen wie nach außen. 
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So herum, wie es jetzt ist, steht die Partei auf den Fu ßen. Wer will, 

kann da auch von geerdet sprechen. Das war bei diesem Parteitag in 

Leipzig immer wieder zu merken. In den leisen To nen, als Igor Levit fu r 

uns die Ode an die Freude und die Goldberg-Variationen spielte. In den 

emotional aufgeladenen Momenten der Rede von Annalena Baerbock. 

In der Disziplin, mit der wir ein fu r gru ne Verha ltnisse recht knappes, 

aber sehr, sehr konkretes Europaprogramm beschlossen haben. Und in 

einer Liste, die einer „Partei der Vielen“ vollkommen angemessen ist. 

Dass das Europawahlprogramm diszipliniert und mit großer Kompro-

missbereitschaft verhandelt wurde, auch in den Runden im Vorfeld, hat 

glaube ich auch etwas damit zu tun, in welcher Situation wir uns befin-

den. Es geht um etwas. Und das spu ren wir. Nicht um Regieren oder Op-

position, sondern eher darum, dass derzeit ein Kampf darum stattfindet, 

in was fu r einem Land, in was fu r einem Europa wir eigentlich leben wol-

len. Es geht um Hegemonie und Deutungsmacht. Lassen wir als Land uns 

auf die rechte Verfu hrung ein, rutschen ab in dunkle Zeiten, oder stehen 

wir zu diesem Land genau wegen all der Dinge, die es ausmachen, und 

die die Rechten hassen. Verteidigen wir Europa, stehen wir fu r Humanita t 

– auch im Mittelmeer – ein, und geben das Klima noch nicht auf? Oder 

gewinnen Ressentiments und Wurstigkeit? Darum wird in diesem Land 

heute gezerrt, um diese Fragen. Deswegen wissen wir, dass es um etwas 

geht – und deswegen lassen wir uns nicht ablenken von potenziellen par-

teiinternen Streits, ministerpra sidentiellen Wutausbru chen oder dem 

Beharren auf die eine beste Lo sung im Programm.  

Die BDK in Leipzig war ein „Arbeitsparteitag“ – zum einen, weil das 

Programm beschlossen wurde, auch wenn hier doch sehr viel im Vor-

feld gekla rt wurde, zum anderen und vor allem aber deswegen, weil die 

Europaliste gewa hlt wurde. Es gibt bei uns eine Bundesliste, keine sech-

zehn Landeslisten, und es gibt natu rlich Absprachen (in und zwischen 

Stro mungen, klar) und Vorschla ge, aber im Großen und Ganzen doch 

eine offene Listenaufstellung. Und weil jede Bewerberin und jeder Be-

werber sich in bis zu zehn Minuten vorstellen darf, zieht sich das ganz 

scho n hin. Die Wahl selbst erfolgt am Schluss auf Papier, wa hrend der 

Aufstellung aber als elektronisches Meinungsbild. Das geht schnell.  
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Auf den ersten vier Pla tzen gab es keine Gegenkandidat*innen. Mit 

Ska Keller und Sven Giegold stehen zwei wirklich europa isch profilierte 

Menschen an der Spitze der Liste. Es folgen die bisherigen Europapar-

lamentarier*innen Terry Reintke und Reinhard Bu tikofer. Auf den meis-

ten weiteren Pla tzen – gewa hlt wurden insgesamt 40 Kandidat*innen 

(bei 96 Abgeordneten aus Deutschland im EP, wir bra uchten also etwa 

45 Prozent, um alle Kandidat*innen ins Parlament zu bekommen …) – 

gab es dann fast immer mehrere Kandidaturen. Unsere baden-wu rt-

tembergische Europaabgeordnete Maria Heubuch verlor beispiels-

weise und ist jetzt nicht wieder aufgestellt, Martin Ha usling wurde da-

gegen auf Platz 6 erneut gewa hlt. 

Insgesamt haben wir eine sehr diverse, sehr vielfa ltige Liste. Dass es 

eine Mindestquotierung gibt, ist lange gru ne Tradition, und 100 Jahre 

nach der Einfu hrung des Frauenwahlrechts wichtiger denn je. Die 

Pla tze 1, 3, 5 usw. gehen also an Frauen (darunter diesmal auch eine 

offen als solche auftretende Transfrau), die Pla tze 2, 4, 6 usw. sind of-

fene Pla tze (gewa hlt wurden auf diesen offenen Pla tzen diesmal 19 

Ma nner und eine Frau).  

Es sind viele neue Gesichter darunter, eine ganze Reihe an Fachpoliti-

ker*innen aus den BAGen, einige sehr in Menschenrechtsfragen enga-

gierte junge Frauen und Ma nner. U.a. Hannah Neumann, Friedens- und 

Konfliktforscherin, auf Platz 5, Anna Cavazzini, Menschenrechtsrefe-

rentin bei Brot fu r die Welt und BAG Europa, Platz 7. Erik Marquardt, 

der beeindruckende und bescha mende Fotoreportagen von der Seenot-

rettung im Mittelmeer gemacht hat, Platz 8. Menschen mit ganz unter-

schiedlichen Hintergru nden und Fa higkeiten. Die Sozialpolitikerin Kat-

rin Langensiepen auf Platz 9 wird wohl als erste Frau mit sichtbarer Be-

hinderung ins Parlament einziehen. Der Sinto Romeo Franz wurde auf 

Platz 10 erneut aufgestellt. Auf Platz 11 Jutta Paulus, langja hrige Spre-

cherin der BAG Energie, inzwischen Landesvorsitzende in Rheinland-

Pfalz. Sergey Lagodinsky, Mitglied der Repra sentantenversammlung 

der Ju dischen Gemeinde Berlin, gewann mit einer eindrucksvollen 

Rede Platz 12. Menschen, die Europa leben. Henrike Hahn auf Platz 13 

hat u.a. an der Sorbonne Nouvelle in Paris studiert und ist bei Pulse of 
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Europe aktiv. Michael Bloss auf Platz 14 war Sprecher des Europaver-

bandes der Gru nen Jugend, FYEG. Auf Platz 15 Anna Deparnay-Grunen-

berg, Forst- und Nachhaltigkeitswissenschaftlerin mit deutsch-franzo -

sischem Hintergrund, und auf Platz 16 Rasmus Andresen aus Flens-

burg, da nische Minderheit in Schleswig-Holstein.  

Ich ko nnte noch weiter machen. Aber vielleicht wird auch so klar: So 

vielfa ltig (aber wohl auch so jung) war eine gru ne Europaliste selten. 

Falls nochmal jemand nach einem Generationswechsel fragt, egal ob es 

um das Alter geht oder um Politikkarriere – der ist bei uns gelungen. 

Und mit uns wa re auch ein Europa ische Republik ausrufbar. 

Liste und Programm passen zusammen, ergeben ein stimmiges Bild. 

U ber dem Parteitag stand „Europa. Darum ka mpfen wir.“ – und ja, im 

Doppelsinn dieses Slogans hat auch dieser europa ische Geist, das Ge-

fu hl, sich hier und heute als ganz klar pro-europa ische Partei zu pra sen-

tieren, dazu beigetragen, dass mit großer Ernsthaftigkeit – aber nie ver-

bissen, nie unfair, nie abgehoben – auf diesem Parteitag gearbeitet, ge-

wa hlt und gerungen wurde.1  

Es fu hlt sich gut an, Mitglied dieser Partei zu sein. Gemeinsam mit vie-

len anderen. Mit den Vielen, und im Bu ndnis mit allen Kra ften – den 

Vielen, der Multitude – die in diesem historischen Moment darauf be-

stehen, zivilisatorische Errungenschaften zu erhalten und auszuweiten, 

und um das bessere Morgen zu ka mpfen. 

Warum blogge ich das? Was wäre ein Parteitag – ich war diesmal nur als BAG-

Sprecher und als Ersatzdelegierter dabei – ohne Parteitagskritik?

 
1 Und natu rlich ist die BDK mit ihren 840 Delegierten und vielen Ga sten immer noch 
und wieder das große gru ne Familientreffen – das wurde in Momenten sichtbar wie 

der Verabschiedung des Schatzmeisters Benedikt Mayer oder als am 11.11. die rheini-
sche Fro hlichkeit fu r einen ganz kurzen Moment explodierte. Oder Claudia Roth, die 
auch kurz vor Mitternacht noch im Parteitagspra sidium die Delegierten wach hielt – 

etwa durch spontanen Wechselgesang.  
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Ein Programm für heute 

31. März 2019 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün, Zukunftsvisionen 

Gestern und vorgestern fand in Berlin der Grundsatzkonvent statt, auf 

dem der „Zwischenbericht“ fu r das neue gru ne Grundsatzprogramm 

vorgestellt wurde, und zugleich ein bisschen gefeiert wurde – schließ-

lich trat genau vor 40 Jahren die „Sonstige Politische Vereinigung DIE 

GRU NEN“ zur Europawahl an, das war sozusagen die erste Gru ndung 

der Gru nen als Partei, die zweite folgte dann ein Jahr spa ter nach deut-

schem Recht in Karlsruhe.1 

Freitagnachmittag bestand der Konvent vor allem aus Bu hnenpro-

gramm (aber was fu r einem!) – Micha Kellner, Robert Habeck und An-

nalena Baerbock stellten den Zwischenbericht vor; Katharina Borchert 

(Mozilla Foundation), Ferda Ataman (Journalistin) und Luisa Neubauer 

(Fridays for Future) lobten und kritisierten den Bericht; zudem wurde 

ein Film zu „40 Jahren SPV DIE GRU NEN“ gezeigt. Und gefeiert wurde 

auch. Am Samstag ging es dann mit ein paar hundert Leuten im Open-

Space-Format weiter. Auch das, wie insgesamt vieles am Grundsatzpro-

grammprozess, ein Beteiligungsexperiment, und eines, das gut ge-

klappt hat, so jedenfalls mein Eindruck. Mit den Impulsen aus dem Kon-

vent, mit Ideen aus weiteren Veranstaltungen, auch mit der Grundsatz-

 
1 Leider sind alle Links zum Prozess (Entwurf des Texts etc.) inzwischen (2026) nicht 

mehr funktionsfa hig. 

https://www.flickr.com/photos/tillwe/46785718424/in/photostream/
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akademie der Bundesarbeitsgemeinschaften la uft jetzt noch etwa ein 

Jahr lang der weitere Grundsatzprogrammprozess. Der 74 Seiten starke 

Zwischenbericht ist dabei genau das, was der Name sagt: eine Doku-

mentation des derzeitigen Diskussionsstands, und eine Idee, in welche 

Richtung es mit dem Programm gehen kann. 

An dieser Stelle muss ich darauf hinweisen, dass es mir schwer fa llt, 

neutral u ber den Bericht zu urteilen – ich war Mitglied der Schreib-

gruppe, die den Bundesvorstand beraten hat. Das hat viele, viele Zugfahr-

ten nach Berlin mit sich gebracht, aber extrem spannende Diskussionen 

u ber Narrative und Storytelling, u ber die Sprache unseres Programms, 

aber auch daru ber, ob die gru nen Werte heute noch gu ltig sind. Wir ha-

ben daru ber geredet, wie sich die aktuellen Herausforderungen, vor de-

nen wir als Menschheit stehen, eigentlich fassen lassen, und wie politi-

sche Lo sungen und Handlungsoptionen aussehen ko nnen. Gerungen 

wurde ebenso darum, welche Themen angesprochen werden wie auch 

darum, auf welchem Konkretionslevel dies eigentlich geschehen soll. 

Ich bin – wie gesagt, sicherlich voreingenommen – mit dem jetzt vor-

liegenden Ergebnis sehr zufrieden. In die Endfassung des Zwischenbe-

richts sind noch einmal viele Impulse aus der Partei eingeflossen, und 

die Struktur hat sich an einigen Stellen vera ndert. Aber trotzdem er-

kenne ich vieles wieder, was wir in der Schreibgruppe und mit dem 

Bundesvorstand diskutiert haben.2  

Ein Grundsatzprogrammprozess kann ja leicht in Richtung Selbstbe-

scha ftigungstherapie fu hren. Ich glaube, diese Klippe haben wir ganz 

gut umschifft. Das na chste Jahr fertig werdende Grundsatzprogramm 

wird dann das vierte grundsa tzlich-programmatische Dokument sein. 

1980 gab es ein erstes Grundsatzprogramm3 der neu gegru ndeten Par-

tei, rund 40 Seiten umfassend, im Magazinstil – mit den damaligen Mit-

teln – layoutet, voll aktivistischer Aufbruchsstimmung. 1993, im Zuge 

 
2 Keine Sorge: es gibt auch noch ein paar Ideen, die im Zwischenbericht noch nicht zu 
lesen sind, sowohl was das Format anbelangt als auch inhaltlich. Und nach dem Kon-
vent sind das noch einmal einige mehr geworden. 
3 https://www.boell.de/sites/default/files/assets/boell.de/images/down-

load_de/publikationen/1980_001_Grundsatzprogramm_Die_Gruenen.pdf  

https://www.gruene.de/ueber-uns/2018/impulse-debattenbeitraege-zum-grundsatzprogramm/gruene-grundsatzprogramme-19801993-und-2002.html
https://www.boell.de/sites/default/files/assets/boell.de/images/download_de/publikationen/1980_001_Grundsatzprogramm_Die_Gruenen.pdf
https://www.boell.de/sites/default/files/assets/boell.de/images/download_de/publikationen/1980_001_Grundsatzprogramm_Die_Gruenen.pdf
https://www.boell.de/sites/default/files/assets/boell.de/images/download_de/publikationen/1980_001_Grundsatzprogramm_Die_Gruenen.pdf
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der Vereinigung zwischen DIE GRU NEN und Bu ndnis 90, wurde ein 

knapper Grundkonsens4 verfasst, der in Paragraphenform die wich-

tigsten Werte und Haltungen definiert. Hier kamen unter anderem die 

Menschenrechte mit in die Partei.5 2002 wurde dann – nach einem lan-

gen Prozess, mit Zukunftskonferenz und auch damals schon vielen Be-

teiligungsformaten, das derzeit gu ltige Grundsatzprogramm verab-

schiedet. Das ist mit 180 Seiten sehr lang, stellenweise auch sehr aka-

demisch geraten – Micha Kellner machte sich auf dem Konvent ein biss-

chen lustig u ber die sieben Aspekte des Gerechtigkeitsbegriffs. Wer 

heute in das Programm reinschaut, findet vieles, was immer noch gu ltig 

ist, oder was Debatten angelegt hat, die wir heute fu hren (in meinen 

Themenfeldern: unser Verha ltnis zu Wissenschaft und Technik – unser 

Umgang mit dem damals noch jungen Internet), es gibt aber auch den 

einen oder anderen Punkt, der 2002 – mitten im rot-gru nen Projekt – 

anders geklungen haben mag als 2019.  

Zumindest die ersten beiden Grundsatztexte waren stark nach innen 

gerichtet, auf Selbstvergewisserung und das thematische Zusammen-

bringen der schon immer vielfa ltigen Partei hin ausgerichtet. Das 

2002er-Programm war in gewisser Weise der Versuch, den Schritt zum 

Vollsortimenter philosophisch zu begru nden – mitten in der Regie-

rungszeit. 

Was ist – Stand Zwischenbericht – heute neu und anders? An vorders-

ter Stelle das, was unter dem Schlagwort „Bu ndnispartei“ diskutiert 

wird. Der Zwischenbericht beschreibt gru ne Werte, die gru ne Sicht auf 

die Welt und gru ne Handlungsansa tze. Aber er tut dies in einer Form, 

die Offenheit ermo glicht. Wir haben Werte – O kologie, Gerechtigkeit, 

Selbstbestimmung, Demokratie und Frieden – und wer sich in diesen 

Axiomen wiederfindet, der ist bei uns richtig. Das Programm ist weni-

ger Selbstvergewisserung und mehr Angebot. Das wird auch deutlich, 

 
4 https://www.boell.de/sites/default/files/assets/boell.de/images/download_de/publi-
kationen/1993_002_Politische_Grundsaetze_Buendnis90DieGruenen.pdf  
5 Vielleicht kurz zu meiner eigenen „Parteigeschichte“ – ich habe zwar 1991 die Grün-Al-
ternative Jugend Baden-Württemberg mit gegru ndet, Parteimitglied bin ich aber erst seit 

1996 – insofern habe ich diese beiden Diskussionsprozesse nicht selbst mitgekriegt. 

https://www.boell.de/sites/default/files/assets/boell.de/images/download_de/publikationen/1993_002_Politische_Grundsaetze_Buendnis90DieGruenen.pdf
https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Grundsatzprogramm-2002.pdf
https://www.robert-habeck.de/texte/blog/sich-oeffnen-ist-die-staerke/
https://www.boell.de/sites/default/files/assets/boell.de/images/download_de/publikationen/1993_002_Politische_Grundsaetze_Buendnis90DieGruenen.pdf
https://www.boell.de/sites/default/files/assets/boell.de/images/download_de/publikationen/1993_002_Politische_Grundsaetze_Buendnis90DieGruenen.pdf
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wenn im Text selbst darauf eingegangen wird, dass auch unsere Werte 

nicht immer widerspruchsfrei zueinander stehen, sondern immer und 

immer wieder Aushandlungsprozesse beno tigen. Konflikt, Diskussion, 

Streit, aber auch die Einigung – in demokratischen Verfahren – als 

Grundmotiv, und eben nicht eine harte Freund-Feind-Linie. 

Ein wichtiges Element in diesem Programmtext ist fu r mich das, was 

ich in einer unserer Diskussionen mal „Zeit der Ungleichzeitigkeiten“ ge-

nannt habe – mit William Gibson: die Zukunft ist schon da, sie ist nur un-

gleich verteilt. Mehr noch: die Zukunft ist nicht nur schon da, ist im Hier 

und Jetzt angelegt, sondern sie ist auch beeinflussbar. Es gibt ein „einer-

seits“ und ein „andererseits“, positive und negative Entwicklungen, und 

daru ber, wie es weitergeht, entscheiden weder Naturgesetze noch omi-

no se Ma chte noch vorgezeichnete Schicksalslinien, sondern daru ber ent-

scheidet Politik. Insofern ist dieser Zwischenbericht ein ganz klares Sig-

nal: Politik heute, gerade in diesen Zeiten, wo so gut wie alles kompliziert 

ist, mag zwar keine einfachen Lo sungen haben. Aber Politik ist eminent 

wichtig, gerade weil Zukunft offen und gestaltbar ist. Und: Beliebigkeit 

war gestern. Das Herausforderungskapitel im Zwischenbericht spiegelt 

dieses Einerseits-Andererseits aus meiner Sicht sehr gut. Egal, ob es um 

die o kologischen Krisen, die Demokratie unter Druck, (digitale) Technik 

oder die Globalisierung geht: fast nichts ist schwarz oder weiß, aber es ist 

eben auch nicht grau. Im Keim sind schwarz und weiß angelegt, welche 

Zukunft sich realisiert, ist eine politische Frage. 

Nebenbei bemerkt: was mir an diesem Programm auch sehr gut ge-

fa llt, ist eine optimistische Haltung auf Technik. Klar, auch Technik ist 

nicht einfach, sondern muss auf der Grundlage eines Wertekompass 

mitgestaltet werden, sie ist Problem und Lo sung zu gleich – aber sie 

kann eben auch, und das ist in dieser Deutlichkeit neu fu r gru ne Texte, 

Teil der Lo sung sein. Entsprechend wichtig sind Rahmenbedingungen 

fu r Innovation, und sind gute Bedingungen fu r Wissenschaft und For-

schung. Das nimmt fu r ein 74-Seiten-Programm im Zwischenbericht zu 

Recht relativ viel Raum ein. Und ebenso taucht auf, dass unsere Politik 

evidenzbasiert sein soll. Das ist durchaus bedeutungsvoll, weil damit 

zwei Anspru che verbunden sind: wir richten uns nach wissenschaftli-
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chen Fakten – und wir sind bereit, unsere politischen Schlussfolgerun-

gen zu a ndern, wenn sich der wissenschaftliche Konsens vera ndert.  

Offenheit fu r Neues, Bu ndnisfa higkeit, der Weg aus der Nische, der 

konsequente Verzicht auf den Blick nach innen, eine komplizierte Sicht 

auf die Welt – ich verstehe, wenn manche dann gleich Beliebigkeit un-

terstellen und Weichspu ler im Einsatz vermuten. Wer den Zwischenbe-

richt aufmerksam liest, wird feststellen, dass das ganz und gar nicht der 

Fall ist. Enkeltauglichkeit, (globale) Gerechtigkeit auch als Thema der 

O kologie und eine konsequent an planetaren Grenzen orientierte Poli-

tik sind harte Aussagen – und wir meinen die ernst. Luisa Neubauer von 

Fridays for Future fand das auf dem Konvent trotzdem noch nicht deut-

lich genug. Vielleicht mu ssen wir hier noch mutiger sein, zu sagen, was 

diese Orientierungen bedeuten. Aber nicht nur in der O kologie, auch 

mit Blick auf die Einhegung des Marktes im Sinne einer sozial-o kologi-

schen Marktwirtschaft, auf die Zerschlagung von digitalen Plattformun-

ternehmen, oder auf die geopolitische Rolle Europas, gedacht als einer 

europa ischen Republik sind in diesem Programmentwurf sehr klare 

und sehr kantige Aussagen zu finden. Und genau so wie wir eine Orien-

tierung der Politik an planetaren Grenzen ernst meinen, sind auch das 

konkrete Ideen dazu, welche Zukunft in dieser Gegenwart beginnen 

soll. Hier wu rde ich mir von manchen mehr Zutrauen in die Politikfa -

higkeit der Politik wu nschen. 

Abschließend noch ein Hinweis auf eine wichtige programmatische 

Neuerung: manchmal haben wir uns in der Vergangenheit gerne daran 

orientiert, Verbraucher*innen dazu aufzurufen, richtig zu handeln. Da 

wurde Politik schnell zu Moral, mit neoliberalen Ankla ngen („Selbstop-

timierung“). Natu rlich ist es richtig, dass jede und jeder Einzelne im ei-

genen Leben mit entscheiden kann, welche Alternativen gewa hlt wer-

den, und qua Verbrauchermacht und Markt damit auch Strukturen zu 

vera ndern. Aber im Zwischenbericht steckt eben auch hier eine klare 

Orientierung daran, dass Politik die Entscheidungen trifft, und diese 

weder auf Unternehmen noch auf Verbraucher*innen abwa lzen darf. 

Ich finde dieses Bekenntnis zum Politischen wichtig und sehr zeitge-

ma ß. Vielleicht ist 2019 das Jahr, in dem aus Nutzer*innen und Verbrau-
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cher*innen auch in der allgemeinen Wahrnehmung wieder Bu rger*in-

nen werden, die in demokratischen Verfahren Politik mit der Macht und 

der Notwendigkeit ausstatten, Entscheidungen zu treffen, die alle be-

treffen. Denn das ist dringend notwendig. 

Warum blogge ich das? Als persönlichen Zwischenbericht zum Zwischenbe-

richt …
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Kurz: Nach den Wahlen 

28. Mai 2019 – So grün, so grün 

Mit 20,5 Prozent bei einer bundesweiten Wahl zweitsta rkste Kraft, in 

den großen Sta dten selbst in Ostdeutschland ganz vorne, weit, weit 

vorne bei den Jung- und Erstwa hler*innen: hier ist das Wort vom Wahl-

erfolg mal kein Scho nreden, sondern trifft auf das gru ne Ergebnis bei 

der Europawahl zu. Und die Welle tra gt auch bei den zeitgleichen Kom-

munalwahlen hier in Baden-Wu rttemberg: landesweit Zuwa chse, selbst 

in vielen mittelgroßen Sta dten wie Weingarten, Emmendingen oder 

Schwa bisch Hall stellen gru ne die sta rkste Fraktion, in den Hochburgen 

wie Heidelberg, Tu bingen und Freiburg sind Gru ne im Stadtrat sogar 

sta rker als SPD und CDU zusammen.  

Kurz nach den ersten Prognosen am Wahlabend hatte ich auf Twitter 

geschrieben: 

 

 

Und das gilt auch jetzt, zwei Tage spa ter. Im Europa ischen Parlament, 

im Bund, in allen La ndern, insbesondere da, wo wir mitregieren, und 

selbstversta ndlich auch in den kommunalen Vertretungen, in denen 

jetzt Gru ne gesta rkt worden sind. Wir mu ssen jetzt liefern. 

https://twitter.com/_tillwe_/status/1132692576597938176
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Herzkammern der Partei 
in der Wachstumsphase 

19. August 2019 – Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

Ich komme gerade von meiner letzten BAG-Aktivita t – der Grundsatz-

akademie der Bundesarbeitsgemeinschaften (BAGen) von Bu ndnis 

90/Die Gru nen. Auch wenn ich seit Mai nach zwo lf Jahren jetzt nicht 

mehr Sprecher der Bundesarbeitsgemeinschaft Wissenschaft, Hoch-

schule, Technologiepolitik bin – da musste ich jetzt doch noch hin. 

Seit Freitag bis heute Mittag haben ungefa hr 400 gru ne Mitglieder am 

Werbellinsee in Brandenburg getagt. Ehrenamtlich und selbstorgani-

siert. Gegenstand des Ganzen war insbesondere der Zwischenbericht 

fu r das neue gru ne Grundsatzprogramm, auch wenn das bei weitem 

nicht das einzige Thema war, das in den Plenen und Workshops hoch 

und runter diskutiert wurde. 2019 ging es natu rlich auch um die Frage, 

wie radikal gru ne Klimapolitik sein muss – und um das ganze Spektrum 

gru ner Themen, von globaler Gerechtigkeit bis zur Frage, wie eine viel-

fa ltige Gesellschaft gestaltet sein kann. 

Insbesondere die beiden Sprecher*innen des BAG-Sprecher*innen-

Rats, Katharina Beck und Jens Parker, haben einen riesengroßen Anteil 

daran, dass diese Grundsatzakademie zustande gekommen ist – und dass 

sie von einem Geist des konstruktiven Austausches durchtra nkt war. 

Besonders spannend fand ich in dieser Hinsicht ein Panel u.a. mit Ri-

carda Lang und Ju rgen Trittin zur gru nen Kultur, hier zu verstehen als 

Organisationskultur. Das war durchaus aufschlussreich. Wer ist bei uns 

vertreten? Wie solidarisch sind wir als – letztlich im Medium Macht 

operierende – Partei? Und vor allem auch: Wie organisieren wir den 

Wandel, der mit dem derzeit extrem schnellen Wachstum der Mit-

gliedszahlen verbunden ist? Von 60.000 auf 90.000 seit der Bundes-

tagswahl, das ist in etwa die Dimension, u ber die wir hier reden. 

Das betrifft auch die BAGen. Ich weiß nicht, wie deren Gegenstu ck in 

anderen Parteien organisiert ist. Bei uns sind die BAGen rund zwei Dut-

zend Arbeitsgemeinschaft, u berwiegend jeweils einem politischen The-
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menfeld zugeordnet. Die BAGen arbeiten vor allem nach innen, indem sie 

– etwa in den drei bis vier Mal im Jahr stattfindenden Sitzungen – den 

Austausch innerhalb der Partei organisieren, indem sie thematische Po-

sitionierungen entwickeln oder fortschreiben, und indem sie Antra ge an 

die Bundesdelegiertenkonferenz – also unseren Parteitag – stellen. 

Das geschieht komplett ehrenamtlich. Jede BAG hat ein Budget fu r z.B. 

Referent*innen-Fahrtkosten oder Kosten fu r Tagungsra ume. Daneben 

erstatten die Landesverba nde den Delegierten, die an BAG-Sitzungen 

teilnehmen, Fahrt- und Unterbringungskosten. That’s it. 

Mitglieder der BAGen sind je zwei Delegierte je Land, die zumeist von 

Landesarbeitsgemeinschaften entsandt werden (zwei, weil wir quotie-

ren). Dazu kommen Vertreter*innen der Fraktionen (Europa, Bund, 

Landtage) und der Gru nen Jugend. Manchmal schauen auch Bundes-

vorstandsmitglieder vorbei. Zudem ko nnen in begrenztem Umfang 

Fachleute kooptiert werden. Die BAGen organisieren sich selbst. Unter 

anderem wa hlen sie Sprecher*innen (die sich dann wiederum im Spre-

cher*innen-Rat zusammen setzen, um unter anderem gemeinsame Ak-

tionen wie die eingangs erwa hnte Grundsatzakademie zu planen). 

Wa hrend hier also ein Delegationsprinzip gilt – das dadurch aufge-

weicht ist, dass auch BAG-Sitzungen parteio ffentlich sind – gilt das nicht 

fu r die delegierenden Landesarbeitsgemeinschaften oder Landesar-

beitskreise. Gro ßere Kreisverba nde haben mo glicherweise fachliche 

Arbeitskreise, aber selbst die gro ßten KVs ko nnen nicht die Themen-

vielfalt der BAGen abbilden. In gewissem Maß gilt das auch fu r Landes-

verba nde. Manche BAGen haben keine Entsprechung in jedem Land, 

teilweise sind Themen zusammengelegt oder anders zugeschnitten. 

Gerade in den Fla chenla ndern ist die Teilnahme an LAGen zudem mit 

Hu rden versehen: Oft finden Sitzungen am Abend statt, Tagungsorte 

mu ssen erreicht werden – eine Sitzung unter der Woche abends in 

Stuttgart ist mit Kosten und Zeitbedarfen versehen. Die tatsa chliche 

Zahl an Aktiven in einer LAG ist daher oft u berschaubar. Wer an diesen 

Sitzungen teilnimmt, macht das oft, weil er oder sie fu r ein Thema 

brennt. Und auch hier: Ehrenamt. 
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Die LAGen wa hlen dann aus ihrer Mitte Delegierte, die an den BAG-

Sitzungen teilnehmen. Das ist einerseits ein interessantes Parteiamt, 

andererseits aber wiederum damit verbunden, einiges an Zeit zu inves-

tieren. Spesen werden erstattet, eine Aufwandsentscha digung gibt es 

nicht – dafu r mehrere Wochenenden im Jahr mit Sitzungen und Ex-

kursionen; in einigen BAGen gerne in Berlin, andere wandern mit ihren 

Tagungsorten durch die Republik. 

Kurz gesagt: BAG-Delegierte sind Menschen, die Herzblut in ein be-

stimmtes fachliches Feld stecken, und die die Mo glichkeit haben, ihre 

Zeit da reinzustecken. Dabei gibt es keine Konkurrenz zwischen ge-

wa hlten Abgeordneten und „Basismitgliedern“, weil erstgenannte ei-

gene Delegiertenpla tze in den BAGen haben (teilweise gibt es konkur-

rierend zum BAG-Prinzip auch Treffen der fachlich verbundenen Abge-

ordneten aus Bund und La ndern, darum soll es hier aber nicht gehen). 

Engagement in einer BAG ist eine gute Mo glichkeit, sich in der Partei 

fachlich einen Namen zu machen. 

Es gibt sicherlich unterschiedliche Einscha tzungen, wie wichtig die 

BAGen innerparteilich sind. Das Spektrum reicht von „besser ignorie-

ren“ und „la stig“ bis „wertvoll“. Tendenziell sitzen in den BAGen diejeni-

gen, die fachliche Expertise (und die Na he etwa zu NGOs aus dem je-

weiligen Feld) wichtiger finden als strategische Erwa gungen. Entspre-

chend passt das Bild von den inhaltlichen Herzkammern der Partei, die 

– recht ungebunden – unsere inhaltliche Weiterentwicklung auch gegen 

Widersta nde vorantreiben. Das zeigt sich etwa beim Blick auf A nde-

rungsantra ge zu Wahlprogrammen.1 

Um nach diesem langen Bogen wieder zuru ckzukommen: In einer re-

lativ kleinen Partei funktioniert diese ehrenamtliche Sa ule inhaltlicher 

Arbeit (neben den Aktivita ten der Vorsta nde, der Fraktionen und der 

Bo ll-Stiftung) gut, auch wenn im Prozess, in eine BAG zu kommen, auch 

ungewu nschte Selektionseffekte wirken. Dieser Effekte sollten wir uns 

 
1 Selbstversta ndlich kann es auch vorkommen, dass fachliche Perspektiven unter-
schiedlicher BAGen konflikta r aufeinander prallen – etwa in einem Feld wie der Gen-
technik. Umso bemerkenswerter und wichtiger sind daher auf der Basis eines res-

pektvollen Umgangs miteinander stehende Austauschprozesse. 
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bewusst sein. Geschlecht ist dabei nur ein Faktor. Was aber, wenn wir 

eines Tages einmal 100.000 oder gar 200.000 Mitglieder haben sollten? 

Wie sehen dann die Kana le aus, mit denen das mit einer solchen Zahl 

verbundene Wissen in die inhaltliche Entwicklung von Bu ndnis 90/Die 

Gru nen einfließt? 

Diskutiert werden kann beispielsweise u ber digitale Tools, um Dis-

kussionen breiter aufzustellen. Aber vielleicht lenkt das auch eher ab. 

Jedenfalls wu rde dazu auch geho ren, zu kla ren, wie das Verha ltnis zwi-

schen BAG-internen Debatten (auf Mailinglisten oder anderen Tools) 

und allgemeinen parteiinternen Debattentools aussieht. 

Bisher kommen in den BAGen 20, 30, bei den ganz großen vielleicht 

auch einmal 40 Leute zur Sitzung. Damit la sst sich kommunikativ arbei-

ten. Anders wu rde es aussehen, wenn zum Beispiel die Zahl der Dele-

gierten insgesamt oder fu r die großen Landesverba nde vergro ßert 

wu rde. Dann wu rde der Charakter schnell von „runder Tisch“ zu „par-

lamentarische Sitzung“ kippen. Ob so etwas gewu nscht wa re, mu sste 

gut abgewogen werden. 

Diskutiert werden ko nnte auch daru ber, ob die LAGen – die in jedem 

Land anders aufgestellt sind – weiterentwickelt werden mu ssten. Wer 

sich fachlich interessiert, sto ßt schnell auf die BAG, und ist dann mo glich-

erweise entta uscht, wenn vor einer Teilnahme jenseits eines Gaststatus 

Hu rden wie die Delegiertenwahl stehen. Je attraktiver und sichtbarer die 

LAGen sind, desto sta rker du rfte auch das Interesse an einer fachlichen 

Mitarbeit auf Landesebene sein. Dazu geho rt dann auch die (im zeitlichen 

Ablauf manchmal schwierige) Ru ckkopplung aus der BAG in die LAG. 

Jedenfalls bin ich u berzeugt davon, dass Bu ndnis 90/Die Gru nen ohne 

diese Sa ule des Ehrenamts a rmer dran wa ren – im Hinblick auf das sta n-

dige fachliche Getriebenwerden, aber auch, weil damit ein dritter Ort der 

Sozialisation und Rekrutierung jenseits von Kreisverba nden und Frakti-

onen fehlen wu rde. Deswegen finde ich es – als ein Ding, das ich von der 

Grundsatzakademie mitnehme – wichtig, jetzt daru ber nachzudenken, 

wie BAGen organisatorisch und kulturell weiterentwickelt werden ko n-

nen und mu ssen.
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Politik an wissenschaftlichen Fakten 
ausrichten 

Warum es sich lohnen könnte, dafür zu kämpfen 

2. November 2019 – Politik und Gesellschaft, Wissenschaft 

Die Sta rke der neuen Klimabewegung kann aus zwei Ursachen abgelei-

tet werden. Das eine ist sicherlich die zunehmende Sichtbarkeit und da-

mit Dringlichkeit des Klimawandels. Das andere ist, dass wir es hier mit 

wohl mit der ersten Bewegung zu tun haben, die Handlungsbedarf 

schlicht aus Physik ableitet. Es sind keine theoretischen U berlegungen, 

kein revolutiona rer U berbau, es ist schlicht die gut erforschte Wirkung 

der Treibhausgase in der Atmospha re mit allen Konsequenzen fu r das 

Klimasystem, die hier zum politischen Impuls verdichtet worden sind.  

(Natur-)wissenschaftliche Wahrheit als Grundlage einer politischen 

Bewegung – das ist neu. U brigens auch im Vergleich zu der bloß be-

haupteten Wissenschaftlichkeit des Marxismus-Leninismus, bei dem 

im Kern der Argumentation eben nicht beweisbare und dem wissen-

schaftlichen Prozess offene Fakten lagen, sondern ein auf Sand errich-

tetes Gedankengeba ude.  

Mit Fakten la sst sich nicht diskutieren. Darin liegt die Sta rke, darin 

liegt aber auch eine große Schwa che der Klimabewegung. Denn die 

bloße Feststellung, dass zur Begrenzung der Erderwa rmung ein maxi-

males CO2-Budget fu r die Menschheit verbraucht werden darf, ist aber 

noch keine politische Handlungsanweisung. Zudem entzieht sich die 

naturwissenschaftliche Wahrheit auch insofern dem Politischen, als da-

mit eine Reduzierung auf Null oder Eins nahe liegt. Das erleichtert ra-

dikale Forderungen. Entweder schafft die Menschheit – bisher kein 

handelnder Akteur – es, das CO2-Budget einzuhalten, oder sie schafft es 

nicht, und lo st damit mit hoher Wahrscheinlichkeit Kipppunkte aus. 

Das liegt quer zum Modus des Kompromisses. Ein Treffen in der Mitte 

gibt es nicht, wenn 2,2 Grad Erderhitzung in ihren Konsequenzen ge-

nauso dramatisch sind wie ein Plus von drei oder vier Grad. 
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Der Anspruch, den die Klimabewegung an die Politik stellt, muss also 

zwangsla ufig ein radikaler sein. Entsprechend hoch ist die Fallho he. 

Das ist der eine Teil der Herausforderung. Der andere besteht darin, 

die heute notwendigen Maßnahmen, um dieses Ziel zu erreichen, zu fin-

den und zu verhandeln, demokratische Mehrheiten dafu r zu suchen 

und in kurzer Zeit einen Weg zu finden, das internationale Abkommen 

von Paris insbesondere in den zehn oder zwanzig Staaten mit den gro ß-

ten Treibhausgasemissionen umzusetzen. 

Das historische Fenster hierfu r – eine hohe Akzeptanz fu r Klima-

schutzmaßnahmen in der Bevo lkerung, Druck von der Straße, breite 

Mehrheiten im Parlament – hat die Bundesregierung aus CDU, CSU und 

SPD nicht genutzt. 

Entsprechend hoch ist der Druck auf die Partei, die sich schon immer 

durch hohe Kompetenzzuschreibungen in o kologischen Fragen aus-

zeichnet, also auf Bu ndnis 90/Die Gru nen: zwischen Physik und Politik 

zu vermitteln, und dabei weder die Demokratie noch das Weltklima vor 

die Hunde gehen zu lassen – das scheint die Aufgabe zu sein, die jetzt 

der kleinsten Bundestagsfraktion zuwa chst.1  

In dieser Situation bricht nun eine innergru ne Debatte u ber evidenz-

basierte Politik los. Zur Unzeit?  

Ich wu rde hier zweimal mit Nein antworten. So befinden sich Bu ndnis 

90/Die Gru nen derzeit im Prozess, ein neues Grundsatzprogramm zu 

erstellen. Wenn u ber grundlegende Werte und Haltungen gestritten 

werden muss, dann ist jetzt der richtige Zeitpunkt dafu r. 

Das zweite Nein ha ngt von den Anspru chen an Konsistenz ab, die an 

ein Parteiprogramm gestellt werden. Pauschal ließe sich hier zwischen 

einem „katholischen“ und einem „protestantischen“ Ansatz unterschei-

den. Leben und leben lassen, Widerspru che aushalten und vielfa ltige 

Anknu pfungspunkte im Programm bieten – oder ein von geteilten Wer-

 
1 Und ja, es gibt La nderregierungen mit gru ner Beteiligung, und ja, es gibt die gru n-ge-

fu hrte Regierung in Baden-Wu rttemberg – aber zu den Regeln des Politischen geho rt 
eben auch, dass ein großer Teil der fu r das Pariser Klimaziel notwendigen Maßnahmen 
in Bundeskompetenz liegen wu rden, und das der Bundesrat ein Gremium ist, das Ge-

setze verzo gern oder aufhalten kann, aber kaum selbst gestalterisch ta tig werden kann. 
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ten aus gedachtes, geradliniges Programm, das in Kauf nimmt, den ei-

nen oder die andere zu verschrecken? 

Real betrachtet hat der „katholische“ Ansatz hier lange gute Dienste ge-

leistet. Parteien sind nie homogen, und Parteiprogramme spiegeln auch 

unterhalb des Konstrukts einer Volkspartei immer innerparteiliche Viel-

falt wider. Das liegt nicht zuletzt im Prozess der Programmerstellung be-

gru ndet: von einem Komitee entworfen, von einem politisch divers zu-

sammengesetzten Vorstand eingebracht, u ber auf die einzelne Textstelle 

schauende A nderungsantra ge von einem Parteitag u berarbeitet – da 

kann kein widerspruchsfreies Textgeba ude bei herauskommen. 

Trotzdem mo chte ich dafu r pla dieren, dass wir versuchen, uns diesem 

Ideal maximal anzuna hern. Wenn die Annahme stimmt, dass die Sta rke 

der Klimabewegung aus ihrer Wissenschaftsfundierung herru hrt, und 

wenn ein Teil der gestiegenen Attraktivita t der gru nen Partei etwas da-

mit zu tun hat, dann sollten wir zumindest versuchen, diesen Gedanken 

programmatisch aufzunehmen. 

Das – evidenzbasierte Politik als Grundhaltung – wiederum heißt nun 

nicht, Wissenschaft eins zu eins in Politik umzusetzen. Wissenschaft 

selbst ist ein soziales System, das zwar theoretisch nur daran orientiert 

ist, zwischen wahr und falsch zu unterscheiden, das in der Praxis aber 

durch Macht, Sachzwa nge, Interessen, Moden und Gewohnheiten 

strukturiert ist – wie jedes menschliche Handeln. Die Verfahren wissen-

schaflicher Selbstverwaltung und wissenschaftlicher Kontrolle durch 

die scientific community sind gut, aber sie sind weder fehlerfrei noch 

frei von blinden Flecken. Trotzdem ist Wissenschaft in der Gesamtheit 

das soziale System, das besser als jedes andere in der Lage dazu ist, Fak-

ten zu liefern.  

Jetzt ließe sich lange daru ber streiten, ob das denn fu r jede Disziplin 

so zutrifft, wo es Erkenntnisinteressen gibt, die auf die Erforschung von 

Gesetzma ßigkeiten abzielen, und wo es eher um – beispielsweise – 

Praktiken der Textexegese oder die Umsetzung von Erkenntnissen in 

praktische Anwendung geht. Zu kurz gegriffen wa re aus meiner Sicht 

ein Wissenschaftsbegriff, der auf Naturwissenschaften reduziert wird. 

Auch ein großer Teil der Sozialwissenschaft hat prima r ein Interesse 
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daran, empirische Daten zu untersuchen, um verallgemeinerbare Ge-

setzma ßigkeiten davon abzuleiten. Auch soziale Fakten sind zuna chst 

einmal Fakten, Versuche, eine soziale Wirklichkeit angemessen zu be-

schreiben und die zugrunde liegenden Zusammenha nge zu analysie-

ren. Letztlich sind dies innerwissenschaftliche Streits, also Politik in-

nerhalb des wissenschaftlichen Systems, aber keine extern politisch zu 

entscheidenden Fragen. 

Politik auf Fakten zu basieren, heißt zuna chst einmal, diese zur Kennt-

nis zu nehmen. Das ist kein einmaliger, sondern ein dauerhafter An-

spruch, insofern sich der Stand der Wissenschaft fortlaufend a ndern 

kann (und nein: das Wissen um den Klimawandel ist insgesamt be-

trachtet gut abgehangen, sedimentiertes Wissen – revolutiona re an-

dere Sichten sind hier nicht zu erwarten). Die Vermittlung zwischen Po-

litik und Wissenschaft ist Arbeit – Wissenschaftskommunikation, Wis-

senschaftsjournalismus, wissenschaftliche Politikberatung, oder eben 

auch die Auseinandersetzung mit neuen Themen im politischen Alltag 

in Form von Anho rungen und Fachgespra chen. Das alles ist Schnitt-

stelle, um Politik auf Fakten basieren zu ko nnen. 

Menschen nehmen die Welt und Wissen daru ber selektiv wahr. Das 

ist gut erforscht. Deswegen muss „die Fakten zur Kenntnis nehmen“ 

eine bewusste Anstrengung beinhalten, offen fu r neue Informationen 

zu sein. Immer nur die eine Seite anzuho ren, die die eigene Position be-

sta tigt, wa re falsch. Genauso falsch wa re es, alle Dinge als zweiseitig an-

zusehen. Wenn es einen wissenschaftlichen Konsens, ein state of the 

art, eine 80-, 90-, 95-prozentige U bereinstimmung daru ber gibt, welche 

Theorie plausibel ist und welche nicht tra gt, dann wa re es vo llig falsch, 

beide Seiten anzuho ren, nur um Ausgewogenheit herzustellen. Offen-

heit heißt nicht, fringe theories hinterherzurennen. 

Wissenschaft zeichnet sich durch Spezialisierung aus. Eine Physikerin 

ist nicht nur eine Physikerin, sondern eben vielleicht eine fu r Hochener-

giephysik. Ein Lungenarzt ist kein Epidemologe. Eine Biologin kann we-

nig u ber soziale Zusammenha nge aussagen. Ein Meterologe ist kein Kli-

maforscher. Zur Vermittlung zwischen Wissenschaft und Politik geho rt 
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es damit auch, die tatsa chlichen Expert*innen zu identifizieren und fal-

sche Expert*innen zu ignorieren. 

Politik auf Fakten zu basieren, ist ein Anfang. Wissenschaftliche Er-

kenntnisse ersetzen keine politischen Entscheidungen. Mehrheiten 

mu ssen gefunden werden, in Fraktionen und Parteien, in Koalitionen 

und in der Bevo lkerung. Interessen stehen gegeneinander. Unterschied-

liche positive und negative Folgen unterschiedlicher Wege sind gegen-

einander abzuwa gen. Dabei hilft ein Kompass aus Grundwerten und 

U berzeugungen. Politische Handlungsra ume im Mehrebenensystem 

sind begrenzt. All das macht Politik langsam, aber im besten Fall nach-

haltig. 

Dennoch gibt es u ber ein Zugrundelegen der Fakten hinaus Dinge, die 

Politik von Wissenschaft lernen kann. Mo glichst objektive Verfahren 

und Kriterien am Anfang von Prozessen geho ren beispielsweise dazu. 

Das Drama um die Vergabe der Batterieforschungsfabrik wa re erheb-

lich weniger heftig ausgefallen, wenn nicht mitten im Vergabeverfahren 

die Entscheidungskriterien vera ndert worden wa ren. Allzu oft entsteht 

der Eindruck, dass das eigene Bundesland, der eigenen Wahlkreis ein 

nicht genanntes Kriterium ist, wenn es um Fo rdermaßnahmen geht. 

Auch bei der Priorisierung beispielsweise von Bauvorhaben sind poli-

tisch festgesetzte Kriterien, die vorher feststehen, hilfreich. Ohne Er-

messensspielra ume geht es nicht, aber auf lange Sicht ist besser vermit-

telbar, was nicht im Ermessen entschieden wird, sondern anhand von 

vorher festgelegten Maßsta ben. 

Zu einer Orientierung an Fakten und zu einem Entscheiden anhand 

von Kriterien geho rt immer auch die Mo glichkeit, dass Unerwartetes 

herauskommt, dass scheinbare Gewissheiten u ber den Haufen gewor-

fen werden. 

Auch Parteien sind – Stichwort soziale Fakten – soziale Gebilde. Pro-

grammatische Vera nderungen brauchen Mehrheiten und lassen sich 

nicht von heute auf morgen durchboxen. Wer an Wissenschaft orien-

tierte Politik in einer Partei machen will, muss das wissen. Sonst u ber-

wiegt hier schnell die Entta uschung. Dennoch glaube ich, dass es sich 
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lohnt, fu r eine evidenzorientierte Politik zu ka mpfen. Gerade auch bei 

Bu ndnis 90/Die Gru nen. 

Warum blogge ich das? Das Thema geht mir schon seit einiger Zeit2 durch den 

Kopf. Ein Auslöser für diesen Blogbeitrag ist ein Anfang Oktober in der Frank-

furter Allgemeinen Sonntagszeitung erschienener Essay von Andreas Frey, der 

heute noch einmal in der Badischen Zeitung veröffentlich wurde. Eine Grund-

lage für diesen Essay ist ein von Paula Piechotta und mir 2018 geschriebener 

Diskussionsbeitrag für den Grundsatzprogrammprozess, eine andere der Ho-

möopathie-Antrag für die BDK in Bielefeld. In diesem Essay finden sich auch Zi-

tate von mir – aus einem längeren Gespräch mit Herrn Frey herausgenommen 

und hier leider recht platt und polemisch verpackt. Richtig glücklich bin ich da-

mit nicht, denn dass eine an Wissenschaft orientierte Politik nicht einfach ist, 

wird dabei nicht so richtig klar. Deswegen dieser Text.

 
2 https://bag-wht.de/was-gruene-ueber-wissenschaft-wissen-sollten-aber-nie-zu-fra-

gen-wagten/  

http://bag-wht.de/2014/03/was-gruene-ueber-wissenschaft-wissen-sollten-aber-nie-zu-fragen-wagten/
https://www.gruene.de/artikel/vom-schwierigen-verhaeltnis-zwischen-gruen-und-wissenschaft
https://www.gruene.de/artikel/vom-schwierigen-verhaeltnis-zwischen-gruen-und-wissenschaft
https://bag-wht.de/was-gruene-ueber-wissenschaft-wissen-sollten-aber-nie-zu-fragen-wagten/
https://bag-wht.de/was-gruene-ueber-wissenschaft-wissen-sollten-aber-nie-zu-fragen-wagten/
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Zwanzig Jahre Campusgrün: 
ein Blick auf den Anfang 

23. November 2019 – Hochschulpolitik, So grün, so grün 

Allerorten finden derzeit gru ne Jubila umsveranstaltungen statt. Im Sep-

tember wurde die Landespartei vierzig, im Ma rz wird die Landtagsfrak-

tion feiern, und auch die Bundespartei hat na chstes Jahr ihren vierzigsten 

Gru ndungstag. Halb so alt – und Zwanzig ist auch ein Grund fu r Feiern 

und Reflektionen – ist Campusgru n, das Bu ndnis gru ner und gru n-naher 

Hochschulgruppen. 

Als Mitglied des Gru ndungsvorstands durfte ich gestern in Berlin bei 

der Bundesmitgliederversammlung dabei sein und ein bisschen was aus 

den ersten paar Jahren des Verbandes berichten. Ein gemeinsames Motiv 

der Exvorsta nde aus verschiedenen Jahrga ngen, die gestern dabei waren 

(Patrick Luzina, Luisa Schwab, Philipp Bla ss, Ricarda Lang), war u brigens 

der Weg in die Hochschulpolitik: ganz oft spielten Studistreiks dabei eine 

große Rolle – und wo das nicht der Fall war, politisierte die Hochschul-

gruppenarbeit und wurde zum Sprungbrett in gru ne Politik hinein. 



Nachdenken über Bündnis 90/Die Grünen 

92 

Thematisch zeigte sich eine interessante Debattenkontinuita t – da-

rauf wies auch Kai Gehring als hochschulpolitischer Sprecher der gru -

nen Bundestagsfraktion hin. Er nannte zehn zentrale Hochschulpolitik-

Themen – und zumindest Studiengebu hren und Studienfinanzierung, 

Hochschulfinanzierung und Studienreform (Bologna, seit 1998!) sind 

Themen, die eben auch 1999 schon auf der Agenda standen.  

Campusgru n heute ist gro ßer, professioneller – es gibt eine organisa-

torische Gescha ftsfu hrerin und ein Bildungswerk – und in gewisser 

Weise auch allgemeinpolitischer, als wir es damals waren. Micha Kell-

ner, der fu r den Bundesvorstand der Partei gratulierte (und seinen po-

litischen Weg in der Gru nen Hochschulgruppe Potsdam begonnen hat) 

stellte die mit dem Zwischenbericht zum Grundsatzprogramm verbun-

denen Wertedebatten vor, warb fu r Diskussionen dazu an den Hoch-

schulen – und musste sich im Anschluss einer Debatte stellen, die von 

Hongkong bis zur Sicherheitspolitik reichte, in der es um Schulden-

bremse, Gleichheit und Hartz-IV ging, und in der auch heftig daru ber 

gestritten wurde, ob und unter welchen Umsta nden lageru bergrei-

fende Koalitionen erlaubt sein ko nnten. Manche Diskussionsbeitra ge 

erschienen mir dabei ein bisschen schablonenhaft, andere sehr ehrlich 

und authentisch – aber vielleicht geho rt auch dieses Spektrum zur po-

litischen Sozialisation an Hochschulen dazu. Zugleich sind Studieren-

denparlamente und ASten auch Orte, an denen politisches Handwerks-

zeug und ein gewisser Pragmatismus gelernt werden ko nnen.1 

Anla sslich der Veranstaltung hatte ich noch einmal auf meiner Fest-

platte und in Ordnern geguckt, und dabei nicht nur einige alte Doku-

mente gefunden – unter anderem einen Brief (nein, ein Fax), in dem die 

damalige „Bundeskoordination gru ner und gru n-naher Hochschul-

gruppen“, der Vorga nger des 1999 gegru ndeten Verbandes, die dama-

lige Gru nenvorsitzende Gunda Ro stel um finanzielle Unterstu tzung bat, 

sondern auch meine eigenen Tagebuchaufzeichnungen aus 1998/ 

1999. (Erstaunlich, wie jung ich mit 23 war …) 

 
1 Aus meiner eigener Erfahrung: mit dem zu dem ha rtesten, was mir politisch begeg-
net ist, geho ren bis spa t in die Nacht reichende fzs-Mitgliederversammlung, bei denen 

mit allen Bandagen gerungen wird … 



Zwanzig Jahre Campusgrün: ein Blick auf den Anfang 

93 

Wie war das 1998? Kohl war gerade abgewa hlt worden, die rot-gru ne 

Regierung neu im Amt. Die Gru ne Jugend (damals noch Gru n-Alternati-

ves Jugendbu ndnis – GAJB) gab es seit einigen Jahren, ebenso Hoch-

schulgruppen an vielen Orten, nur lose verbunden in einer „Bundesko-

ordination“ ohne Mandat. Das Bundesbildungsministerium war in SPD-

Hand, Edelgard Bulmahn als Ministerin zeichnete sich durch einen ge-

wissen Reformeifer aus. Eine Bafo g-Reform stand an, die Studienge-

bu hrendebatte stand im Raum, … und eine Struktur, um diese Debatten 

gebu ndelt zu beeinflussen, fehlte. Matthias Berninger als junger Bun-

destagsabgeordneter vertrat nicht unbedingt die Position der Hoch-

schulgruppen, die Bundesarbeitsgemeinschaft mit Sabine Kiel an der 

Spitze wirkte eher nach innen. 

Vom 4.–6. Dezember 1998 (in einem gewissen Sinne ist Campusgru n 

also schon 21 Jahre alt …) fand in Siegen ein Treffen der gru nen und gru n-

nahen Hochschulgruppen statt, das der Vorbereitung einer Verbands-

gru ndung dienen sollte. Ich war damals Umweltreferent im u-asta, wenn 

ich mich recht entsinne, und arbeitete in Freiburg in einer Gruppe Gru n-

Alternativer Studierender (GRAS) mit, die im undogmatischen Fach-

schaften-AStA dabei war. Zu Siegen hatte ich mir damals notiert: 

„Dort [in Siegen] liegt noch viel mehr Schnee als in Frei-
burg, kälter ist es außerdem. Habe lange überlegt, ob ich 
hinfahre, fahre schließlich hin. […] Kulturcafe des Siegener 
RCDS-LHG-Unabhängige AStA […] 

Es sind ziemlich viele Leute da (na ja, 20 oder so), von 
denen ich nur einige kenne (D.T., O.I., O.P., S.Sch., …). Nach 
dem Abendessen (Essen und Rahmenprogramm gibt es 
ausführlich) diskutieren wir mit Sigrid Metz-Göckel über 
die Internationale Frauenuniversität. 

Die HBS [Heinrich-Böll-Stiftung] ist auch da. 

Danach gibt es eine lokale Band, die einigermaßen gut ist 
[…] Leider bin ich zu krank, um die Musik wirklich ge-
nießen zu können. Und den vielen Schnee ringsrum (die 
Uni liegt auf einem Hügel über Siegen und sieht – typische 



Nachdenken über Bündnis 90/Die Grünen 

94 

70er Jahre Architektur – eher wie eine Fabrik aus) finde 
ich auch eher zuviel … 

Übernachtung in der Turnhalle, geht so. 

Der Samstag widmet sich dann – nach einem Gespräch 
mit Sabine Kiel, Berninger konnte/wollte nicht – der De-
batte über die Verbandsgründung. Die Vorbereitung ist al-
les andere als gut, es wird schnell sehr grundsätzlich, kon-
krete Entwürfe etc. liegen nicht vor … Kleingruppen sollen 
dieses Problem lösen – unsere Gruppe besteht vor allem 
darin, daß M. aus Trier und ich uns darüber zoffen, ob 
mensch Hierarchien, Verbänden etc. überhaupt trauen 
darf. […] Andere Gruppen erarbeiten tatsächlich inhalt-
liche oder formale Eckpunkte. […] 

M. beeindruckt mich dadurch, daß sie genau weiß, was 
ihre Grundsätze sind, aber gar nicht das Ziel hat, diese 
durchzusetzen – weswegen sie sich auch in der Lage sieht, 
problemlos ihre Gruppenmeinung (kein Verband) zu ver-
treten, auch wenn sie selbst einen Verband durchaus be-
fürwortet. […] 

Sonntag morgen dann der Versuch, gemeinsame Eck-
punkte zusammenzufassen, was mehr oder weniger gut 
gelingt. Es wird eine neue Bundeskoordination gewählt, in 
die ich auch reingerate (ich hatte den Satz angefangen 
mit „Ich will nicht in die Buko, aber gerne an den Struktu-
ren für den Verband mitarbeiten“, was als Kandidatur ge-
wertet wurde). Der BuKo kriegt den Auftrag, Satzungen 
und Modelle auszuarbeiten und alles zur Bildung einer 
festeren Struktur vorzubereiten. Danach dann Treffen der 
frisch gewählten fünfköpfigen BuKo (Lena, Kerstin, Da-
niel, me, Jörg).” 

Neben der lokalen gru nen Arbeit im Kreisverband und der hochschulpo-

litischen Arbeit im u-asta war ich damit also im Gru ndungsteam fu r den 

Verband. Noch weitgehend ohne Handys, mit E-Mail und dem einen oder 

anderen Fax und Telefonat versuchten wir, die Verbandsgru ndung „aus 

dem Nichts“ durchzufu hren. Am Gru ndungstreffen – der nullten Sitzung 

– des Verbandes vom 4. bis 6. Juni 1999 in Mu nchen nehmen zehn Grup-
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pen teil. Beschlossen wird dort nach langen Diskussionen die Satzung 

und auch der Name – mit knapper Mehrheit entscheidet sich die Ver-

sammlung fu r „Bu ndnis gru n-alternativer Hochschulgruppen“ als Be-

zeichnung. Das schmissigere „Campusgru n“ taucht erst einige Jahre spa -

ter auf (wobei die Website und die Mailadresse spa testens seit 2002 cam-

pusgruen.de lautete). Politisch zeigt sich inzwischen, dass das rot-gru ne 

Projekt nicht nur golden gla nzte, sondern seine eigenen Untiefen hat. 

Im Vergleich zum gemu tlichen Freiburg beeindruckte mit Mu nchen.2 

Nochmal aus meinen Tagebuchaufzeichnungen: 

„Wie abgesprochen lasse ich meine Info-Vorlesung ausfal-
len und fahre früh nach München. […] Auf dem riesigen 
Münchener Hbf hatten wir zwar einen Treffpunkt verein-
bart, doch treffe ich dort erstmal nur B. und kurz darauf 
auch K. Wir warten ziemlich lange auf D., der nicht 
kommt, und fahren dann in die Studentenstadt. Nach 
Zwischenstopp im Copyshop kommen wir dort an. Es 
dauert eine Weile, bis wir das richtige Haus und dann 
dank Bj. auch einen Schlüssel dafür finden. Schließlich 
treffen wir auch D. Letzte organisatorische Vorberei-
tungen, dann Stadtbummel […] 

Abends trudeln nach und nach die Leute ein – leider sind 
es deutlich weniger als erwartet – und es geht los mit dem 
inhaltlichen Teil. Das spannendste daran ist für mich das 
Referat von Margarete Bause vom bayerischen grünen 
Lavo (Soziologin) über Wissenschaft und Gesellschaft. 

Nachts dann gemeinsam nach München, Besuch zwar 
nicht des Hofbräuhauses, sondern nur des etwas weniger 
prominenten Augustinerkellers (riesige Ausmaße, sehr 
typisch) und eines Biergartens (bis zwei Uhr oder so), 
einige gehen danach noch in die Disko. 

Am Samstag morgen Frühstück, dann fängt das eigent-
liche Bundestreffen an. K. leitet die langwierige 
Satzungsdebatte, nach fünf oder sechs Stunden haben wir 

 
2 Ich nehme an, dass es das erste Mal war, dass ich dorthin gefahren bin – Politik, ins-

besondere Bundespolitik, hat viel mit Reisen zu tun … 
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dann eine runde Satzung und stimmen dieser auch zu. 
Alle anwesenden zehn Hochschulgruppen treten dem 
neuen Verband bei – der in einem aufwendigen Verfahren 
den Namen „Bündnis grün-alternativer Hochschulgrup-
pen“ erhalten hat. GHG-Bündnis ist meine interne Ab-
kürzung dafür, mal sehen, ob ich sie durchsetzen kann … 
Ich bin mir noch nicht sicher, ob ich kandidieren soll 
oder nicht. 

Abends geht es mit der Gründungsversammlung weiter, 
lange Debatte über den Krefelder Aufruf des Aktionsbünd-
nisses gegen Studiengebühren, danach dann Arbeitskreise 
(in einer Kneipe auf dem Dach eines der vielen Beton-
klötze, die die Studentenstadt München bilden und von 
oben ganz interessant aussehen). Blick auf das nächtliche 
München, nett. Nur der AK läuft erstmal nicht so toll, drei 
Debatten parallel, kein Fokus. Wir trennen uns, die Clique 
um J., R. und D. diskutiert Strukturen, K., L. und ich mit B. 
und den Hamburgern überlegen, wie das Arbeitspro-
gramm aussehen könnte. Nach den offiziellen Arbeits-
gruppen findet dann noch eine schreckliche inoffizielle 
Runde statt […] um den Vorstand auszumauscheln – ach 
nee, den Sprecherinnenrat. 

„Mehrheiten müssen organisiert werden“ – ich finde das 
ganze etwas überdosiert für einen Verband, der sich ge-
rade gegründet hat. Die Bösen sind die Hamburger und 
Münchener […] Mir wird klar, wie verbohrt manche linke 
Zirkel inzwischen sind (die Ergebnisse aus Dortmund am 
nächsten Tag passen gut dazu). Im Endeffekt ist die 
Vorstandsdebatte ergebnislos, es wird wohl mehr Kandi-
daten als Plätze geben. Und D. wird nicht Schatzmeister 
(schade). 

Sonntag fängt gut an, auch wenn das Wetter schlechter 
geworden ist. Arbeitsprogramm, lange Debatten über die-
ses und jenes, … schließlich die Wahlen zum SprecherIn-
nenrat. Unerwartet kandidiert auch C. (aus Lüneburg), 
und schafft es dann sogar, R. rauszuwerfen.” 
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Damit fa ngt die Verbandsgeschichte von Campusgru n dann richtig an. 

Die erste ordentliche Bundesversammlung findet im November 1999 in 

Hamburg statt, zwanzig Leute auch acht Gruppen und Ga ste u.a. von den 

Juso-Hochschulgruppen diskutieren u ber Studienfinanzierung, u ber ein 

Arbeitsprogramm und beginnen mit der Debatte u ber ein Grundsatzpa-

pier. Es gibt politische Konflikte – wie in der ganzen Partei, die Na he/Hal-

tung zu den Gru nen ist immer wieder ein Thema. Und eine Finanzord-

nung wird auch beschlossen. In der 2. ordentlichen Bundesversammlung 

(8.–9. Juli 2000) ko nnen wir dann u ber die inzwischen erfolgte Anerken-

nung durch die Partei berichten. Mit Matthias Berninger wird u ber das 

Bildungskontenmodell diskutiert, das – ganz der neoliberale Zeitgeist – 

die Fraktion erarbeiten will. 

Auf der 3. ordentlichen Bundesversammlung in Wu rzburg wird aus 

dem SprecherInnenrat ein Bundesvorstand. Der Verband hat inzwi-

schen eine Website und wurde im Schra gstrich, dem damaligen Maga-

zin der Partei vorgestellt. Inhaltlich geht es unter anderem um eine Re-

formdebatte fu r den fzs. Die Hu rden der rein ehrenamtlichen Arbeit 

werden deutlich, etwa im Hinblick auf die Bearbeitung von Finanzan-

tra gen. In den folgenden Bundesversammlungen geht es u.a. um das 

Welthandelsabkommen GATS, um O ko-Aktionen der einzelnen Grup-

pen, aber auch um eine Selbstversta ndnisdebatte zur „Zukunft gru n-al-

ternativer Hochschulgruppen“. Immer wieder als schwierig erweist 

sich die Einhaltung der eigentlich vorgesehenen Quotierung. 

Ich bleibe bis November 2002 Mitglied des Vorstands, das letzte halbe 

Jahr als Sprecher des Vorstands zusammen mit Christine Scholz. Auf 

der 6. Mitgliederversammlung im November 2002 in Karlsruhe geht es 

insbesondere um die Koalitionsverhandlungen und um Forderungen 

an die Regierung Schro der II. Vorher wurde auf der Wahlprogramm-

BDK erfolglos fu r eine klare Absage an Studiengebu hren geworben und 

den Delegierten ins Gewissen geredet (siehe Flyer rechts). Im „Vier-Jah-

res-Papier“ mit Forderungen an die Regierung heißt es u.a. kritisch: 

„Sofern sie nicht zwischen den Zeilen versteckt sind, ver-
zichtet der Koalitionsvertrag […] auf grundlegende [hoch-
schulpolitische] Reformprojekte genauso wie auf Informa-
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tionen zur konkreten Ausge-
staltung der recht wolkig be-
schriebenen Ziele. Statt dessen 
werden eher Themen genannt, 
an denen gearbeitet werden 
soll, während prinzipiell der 
Status quo erhalten bleibt.  

Wir fordern die Koalition auf, 
ihre Hochschulpolitik in Zu-
sammenarbeit mit den studen-
tischen Verbänden weiter zu 
entwickeln. Insbesondere muss 
der fzs stärkere Beachtung 
erfahren. Als Bündnis grün-al-
ternativer Hochschulgruppen wollen wir die Kommunika-
tion mit Fraktion und Partei verbessern.” 

Politische Schwerpunkte des Papiers sind die Dauerbrenner: Qualita t 

der Hochschulen, Internationalisierung, Frauenfo rderung, die nach der 

Bulmahn-Reform verschlimmbesserte Arbeitssituation an den Hoch-

schulen, Lebensunterhaltsfinanzierung, Hochschulfinanzierung durch 

den Bund, Studiengebu hren, die Frage der politischen Vertretung der 

Studierendenschaften sowie der „o kologische Umbau der Hochschu-

len“. 

2002 liegt mein Studium schon zuru ck, ich arbeite inzwischen in ei-

nem Drittmittelprojekt an der Uni als wissenschaftlicher Mitarbeiter, 

bleibe der Hochschulpolitik aber weiter treu – als baden-wu rttember-

gischer Delegierter fu r die BAG Wissenschaft, Hochschule und Techno-

logiepolitik von Bu ndnis 90/Die Gru nen, ab 2007 bis 2019 als BAG-

Sprecher und ab Herbst 2011 bis Ende 2018 als Parlamentarischer Be-

rater fu r Wissenschaft, Forschung, Kunst und Medien in der baden-

wu rttembergischen Landtagsfraktion.  

Die oben genannten Themen tauchen dabei immer wieder auf. Mit 

der Digitalisierung aller Lebensbereiche, mit einem Blick auf Diversita t 

und Heterogenita t sowie mit dem Umbau der Hochschulfinanzierung 

durch die Exzellenzinitiative kommen neue Felder dazu. Wissenschaft-

http://blog.till-westermayer.de/index.php/2019/11/23/zwanzig-jahre-campusgruen-ein-blick-auf-den-anfang/4b32fb1c-8890-473d-9f0b-d8d0c9e0848e/
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lichkeit als Wert an sich ist fu r die Partei eine Neuentdeckung, die erst 

in diesem Jahrzehnt ihre Wirkung entfaltet. Daneben geht es aber seit 

zwanzig Jahren immer und immer wieder um Geld: Wie kann eine aus-

ko mmliche Lebensunterhaltsfinanzierung fu r Studierende aussehen? 

Wie kommt die Grundfinanzierung der Hochschulen in angemessener 

Ho he zustande? Und wie halten Gru ne es – in Pendelbewegungen zwi-

schen vorsichtiger Zustimmung und deutlicher Ablehnung – mit Stu-

diengebu hren, Studienkonten und a hnlichen Instrumenten. 

Insofern ist es gut, dass Campusgru n ein Verband mit hohem „Durch-

lauf“ ist, und immer wieder neue Generationen sich neu mit diesen 

Themen auseinandersetzen. Fu r einige ist Campusgru n der Startpunkt 

fu r eine politische oder berufliche Karriere im gru nen Umfeld gewor-

den. Andere haben hier (und in studentischen Gremien) einiges u ber 

die Innenseite von Politik gelernt – hilfreich, wichtig und nu tzlich auch 

in ganz anderen Feldern. Insofern ist es gut, dass aus dem am Anfang 

um Arbeitsfa higkeit und Akzeptanz ringenden Verband heute eine breit 

aufgestellte Organisation geworden ist, die eine Stimme im gru nen 

Kontext erheben kann. Herzlichen Glu ckwunsch – und weiter frucht-

bare Diskussionen! 

Warum blogge ich das? Um das eine oder andere für die Veranstaltung gestern 

recherchierte dem Netz anzuvertrauen.
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Pass auf, was du dir wünscht 

Politische Netzkommunikation und die 

Verteidigung der Gegenöffentlichkeit 

20. Januar 2017 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

Pass auf, was du dir wu nscht. Neben diversen direktdemokratischen Uto-

pien des Alle-stimmen-jederzeit-u ber-alles-ab geho rte zu den Projektio-

nen, die Ende der 1990er Jahre auf das damals frisch aus dem Ei ge-

schlu pfte „World Wide Web“ geworfen wurden, auch die Idee, dass es sich 

hierbei um das erste demokratische Massenmedium handeln ko nnte.  
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Jede und jeder wu rde seine eigene Seite ins Netz stellen ko nnen. Es 

wu rde direkte, niederschwellige Ru ckkana le geben, so dass eine Kom-

munikation ohne institutionelle Hu rden mo glich wa re. Journalistische 

Gatekeeper wu rden ihren Job verlieren, weil sie in Zeiten der direkten 

Kommunikation nicht mehr gebraucht wu rden. Die Zeitung wu rde ta g-

lich personalisiert ausgeliefert werden. Idealerweise wu rde alles direkt 

kommentierbar werden, jede Website zum Ort des gesellschaftlichen 

Diskurses werden. Und selbstversta ndlich wu rde nur noch die Kraft der 

Argumente ohne Ansehen der Person za hlen. Schließlich wa re alles so-

fort u berpru fbar. Vorurteile wu rden in der textbasierten Kommunika-

tion ausgeblendet.  

So wurde das „damals“ gedacht. – Es kam genauso, und doch anders, 

und wahrscheinlich ha tten schon die Flamewars und Diskussionskul-

turen im Usenet, in Chatrooms und in Mailboxforen als Vorzeichen da-

fu r gesehen werden mu ssen. Trolle, Flames,1 anonyme Beleidigungen 

und hate speech, ja selbst Diskussionen daru ber, wie mit „Bots“ umzu-

gehen ist – all das sind keine neuen Pha nomene, sondern Standardmo-

tive der Netzethnographie. Fu r die ju ngeren Leser*innen: vor dem 

World Wide Web fand Netzkommunikation zu einem großen Teil im 

Usenet (und a hnlich in Mailboxsystemen) statt, einer Reihe per Mail be-

dienbarer, thematisch sortierter Diskussionsforen. Fu r die historisch 

Interessierten bietet das WZB-Projekt Kulturraum Internet2 hier eine 

Vielzahl von Fundstellen aus einer la ngst vergrabenen Vergangenheit. 

Und heute? – Der personalisierte Medienblumenstrauß nennt sich Fil-

terblase oder Echokammer, perfektioniert im Zusammenspiel von Al-

gorithmen und eigenen Pra ferenzen. Die Konsequenz, dass jede nur 

noch wahrnimmt, was sie immer schon interessiert, war nicht geplant, 

ist aber real. Gatekeeper sind orientierungslos, und u ber die gegenwa r-

tigen Aufgaben von Journalist*innen wird heftig diskutiert. 

Allgegenwa rtige Kommentierbarkeit – sei es bei Facebook, sei es in den 

Foren und Leserspalten der weiterhin relevanten Massenmedien – kann 

 
1 https://de.wikipedia.org/wiki/Flame_(Netzkultur)  
2 https://duplox.wzb.eu/texte/  

http://www.retrologic.com/jargon/F/flame-war.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Flame_(Netzkultur)
https://duplox.wzb.eu/texte/
https://de.wikipedia.org/wiki/Flame_(Netzkultur)
https://duplox.wzb.eu/texte/
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zwar zu interessanten Diskussionen fu hren, durchaus auch im Sinne de-

mokratischer Meinungsbildung. Oft aber ist es doch eher Jauchegrube, 

was einem da entgegenschwappt. Statt der Kraft der besseren Argu-

mente za hlt das Beharren auf ganz eigenen Wahrheiten, die richtig sein 

mu ssen, gerade weil die großen Medienmacher sie verschweigen.  

Auch hier hat sich das historische Segel gedreht: die linke Gegeno f-

fentlichkeit der 1970er und 1980er Jahre mit Flugbla ttern, Zeitungs-

projekten und Bu rgerradio wird jetzt von rechts-außen propagiert, im 

technisch erneuerten und viel einflussreicheren Gewand.3  

Was es nicht mehr gibt, aber da hat auch schon die O ffnung hin zum 

Privatrundfunk ihren Anteil, ist das die o ffentliche Meinung dominie-

rende Fernseh-Kaminfeuer. Natu rlich gibt es nach wie vor hegemoniale 

Diskurse (oder solche, denen Hegemonie unterstellt wird). Aber diese 

sind nicht mehr notwendig in den großen Medien verankert. Gerade die 

rechtsextreme Seite versteht es inzwischen ganz wunderbar, Meinung 

zu machen, Gegenhegemonien entstehen zu lassen (das geht auch ohne 

Social Bots) und u berhaupt den Eindruck zu erwecken, dass es ganz 

normal ist, dass die Welt sich um krude Thesen einer 15-Prozent-Partei 

dreht. Und ja: die Demokratisierung medialer Kommunikation im Netz, 

auch die hat ihren Anteil daran.  

Soweit also Ernu chterung. Auch wenn die Plattformen nicht notwendi-

gerweise gleich bleiben werden, so ist doch dieser neue Modus der Netz-

kommunikation in der Welt, und wird auch durch Anti-Fake-News-Kam-

pagnen, o ffentlich-rechtliche soziale Netzwerke oder was der Ideen mehr 

sind nicht mehr einzufangen sein. Und Trump ist ihr Pra sident. 

Was heißt das jetzt fu r die Zukunft? Die hegemoniale Suggestivita t des 

Rechtsrucks sollten wir nicht einfach glauben. Jedenfalls passen Mei-

nungsumfragen (etwa zur gefu hlten Sicherheit) nicht zu dem, was im-

mer wieder und immer wieder erza hlt und weitergegeben wird. Es gibt 

keinen Automatismus, an dessen Ende das machtlose Schliddern in 

 
3 Nicht, dass der mediale „Mainstream“ tatsa chlich so linksliberal und einheitlich 
wa re, wie AfD und Co. das gerne suggerieren – nur brauchen sie dieses Feindbild, um 
sich als Tra ger der Wahrheit inszenieren zu ko nnen, etwa in den großen Fernsehtalk-

shows oder in FAZ-Kommentaren.  
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eine AfD-Diktatur steht. Egal, wer das wie oft behauptet. Aber auch das 

Gegenteil ist falsch. Denn harmlos ist es nicht, was hier passiert.  

Vielleicht tra gt die Diagnose, dass wir – wer auch immer das ist: die 

Progressiven, die guten Menschen, die offenen und zukunftsgewandten 

– uns zu lange darauf ausgeruht haben, dass ja offensichtlich alle so 

denken wie wir. Die von uns gelesenen Zeitungen, die von uns geho rten 

Radiosender haben das besta tigt, und die langsam heran kriechende 

rechte Gegeno ffentlichkeit im Netz haben wir lange nicht bemerkt. Und 

u berhaupt: Merkel war schon irgendwie ok. 

Das aber wu rde heißen, dass es jetzt ho chste Zeit dafu r ist, erstens 

wahrzunehmen, dass es eben nicht als gegeben hingenommen werden 

kann, dass schon alle anderen ungefa hr von denselben Idealen u ber-

zeugt sind wie wir selbst. Vielmehr muss um das Bessere geka mpft und 

dafu r geredet werden.  

Nur die besseren Argumente zu haben, hilft hier u berhaupt nicht. Die 

mu ssen auch gesagt – und geho rt! – werden. Und sie mu ssen u berzeu-

gen – sachlich, aber auch emotional, auf kommunikativen Beziehungs-

ebenen, im Sinne einer Anschlussfa higkeit an vorhandene Vorstellun-

gen davon, wie die Welt funktioniert. Denn auch diese Kommunikation 

hat ihre ganz unterschiedlichen Ebenen. Und sie hat ihre ganz unter-

schiedlichen Arenen, angefangen davon, im direkten Kontakt dafu r ste-

hen, wovon wir u berzeugt sind, egal ob in der Kassenschlange beim Ba -

cker oder „auf Facebook“.  

Das heißt aber zweitens auch, wahrzunehmen, dass es wieder und 

weiterhin eine wichtige Aufgabe ist, O ffentlichkeit herzustellen und zu 

organisieren. Das betrifft eben nicht nur die „klassischen“ Kana le, die 

Zeitungen, Radiosender und Fernsehtalkshows (hey, wie wa re es, hier 

mal ganz innovative Konzepte aus den 1960ern neu auszuprobieren, 

liebe Rundfunkanstalten?), sondern auch die Frage, wie O ffentlichkeit 

im Netz hergestellt werden kann. Vielleicht ist dazu auch ein neues 

Nachdenken daru ber notwendig, was „Kampagnen“ sind, wie „Bewe-

gung“ funktioniert, und was die Faktoren sind, die „Viralita t“ und 

„memetische Anschlussfa higkeit“ begu nstigen. Oder einfacher gesagt: 

was la sst sich Trollen, Bots und Hassfabriken entgegensetzen, nicht in 
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Form einer kra ftezehrenden und letztlich nur zu verlierenden Ausei-

nandersetzung im Einzelfall, sondern als linke, progressive Bewegungs-

o ffentlichkeit? Und wer ku mmert sich darum? (Dahinter stehen dann 

auch Fragen danach, wer eigentlich die Bewegung zu dieser O ffentlich-

keit ist, wer diese organisiert und wer sich darum ku mmert …) 

Das, was Christoph Kappes mit Schmalbart4 vor hat, passt hier ganz 

gut herein. Allerdings glaube ich, dass der Abwehrkampf zwar dringend 

notwendig, aber nicht hinreichend ist. Letztlich geht es um die Frage, 

wer die Agenda bestimmt, und darum, wessen Zukunftsvorstellungen 

in den Diskurs geworfen werden. Hier braucht es was Eigenes, meine 

ich. Und das heißt eben auch, mit eigenen, optimistischen Zukunftsvisi-

onen in die Vorhand zu kommen, statt in erster Linie den Ablenkungs-

mano vern von rechts hinterher zu rennen. 

Drittens finde ich es richtig, dass es jetzt Debatten daru ber gibt, wie 

weit das, was sich als Presserecht entwickelt hat, auch auf Netzkommu-

nikation Auswirkungen haben muss. Ein Recht auf Gegendarstellungen 

beispielsweise gibt es ja aus Gru nden – und diese Gru nde fallen nicht 

weg, nur weil die Organisation „Zeitungsredaktion“ durch ein fluides 

Netz des Teilens und Weitergebens ersetzt wird. Mit Blick auf Plattfor-

men und deren Charakter als halbes Massenmedium ohne Verantwor-

tung wird es knifflig – die Fake-News-Kommentierungsinitiative von Fa-

cebook ist hier ein erster, noch etwas hilfloser Schritt. Jedenfalls scheint 

mir hier eine medienpolitische Herausforderung zu liegen, die jetzt tat-

sa chlich angegangen werden muss, wenn wir diskursive Ra ume erhalten 

bzw. schaffen wollen. Das betrifft auch die Frage nach der (straf-)rechtli-

chen Verantwortung von Menschen, die im Netz Hass verbreiten.5  

Zusammengefasst: Die Erfindung der Netzkommunikation ist nicht 

ru ckholbar. Aktuell erfu llt sie nicht die utopischen Hoffnungen, die da-

rauf projiziert wurden, sondern scheint eher zum Werkzeug einer rech-

ten Gegeno ffentlichkeit – sagen wir ruhig: rechter Propaganda – zu 

werden. Wenn wir diskursive Ra ume in der Gesellschaft behalten wol-

 
4 https://www.zeit.de/kultur/2017-01/schmalbart-breitbart-fake-news-rechtspopu-

lismus-fakten-10nach8  
5 Apropos Plattformen: auch Youtube ist so eine Plattform … 

http://www.zeit.de/kultur/2017-01/schmalbart-breitbart-fake-news-rechtspopulismus-fakten-10nach8
https://www.zeit.de/kultur/2017-01/schmalbart-breitbart-fake-news-rechtspopulismus-fakten-10nach8
https://www.zeit.de/kultur/2017-01/schmalbart-breitbart-fake-news-rechtspopulismus-fakten-10nach8
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len, bedeutet das einen dringenden Handlungsbedarf. Individuell, fu r 

kampagnenfa hig kommunizierende Organisationen der progressiven 

Seite, aber auf fu r die medienpolitische Frage, wie O ffentlichkeit regu-

liert werden soll, um Meinungsfreiheit ohne Klima der Einschu chte-

rung, des Hasses und der Faktenferne zu verteidigen. 

Daneben gibt es noch eine zweite Debatte, die auch gefu hrt werden 

muss. Diese ließe sich mit dem Schlagwort vom Strukturwandel der 

Medienindustrie benennen. „Zeitungssterben“ und die Konzentration 

auf wenige Medienha user, Angriffe von rechts auf die o ffentlich-rechtli-

chen Anstalten (aber auch ein u ber weite Strecken flaches Programm), 

die Frage, wie weit Rundfunk sich u berhaupt ins Netz begeben soll, die 

Konkurrenz der Streaming-Angebote, die Werbefinanzierung usw. usf. 

Vielleicht auch deswegen, weil Medienpolitik in Deutschland gro ßten-

teils La ndersache ist und viel u ber Staatsvertra ge geregelt wird, nehme 

ich in diesem weiten Feld aktuell eher ein relativ ungerichtetes Herum-

wursteln war, und noch lange keine geordnete Debatte u ber die langen 

Linien, die den Rahmen fu r die Medienzukunft zwischen Medienkon-

zernen, Plattformbetreibern und einer demokratischen O ffentlichkeit 

setzen. Auch hier gibt es also Handlungsbedarf. 

Warum blogge ich das? Weil mich das umtreibt, gerade weil ich mich seit Ende 

der 1990er Jahre damit auseinandersetze, wie Netzkommunikation politisch 

genutzt wird und politisch genutzt werden kann. 

P.S.: Medienstrategie der AfD6. 

 
6 https://www.tagesspiegel.de/politik/afd-macht-geplante-provokationen-zur-medi-

enstrategie-5488894.html  

http://www.till-westermayer.de/uni/sin-ha.htm
http://www.till-westermayer.de/uni/sin-ha.htm
http://www.tagesspiegel.de/politik/bundestagswahlkampf-afd-macht-geplante-provokationen-zur-medienstrategie/19279750.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/afd-macht-geplante-provokationen-zur-medienstrategie-5488894.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/afd-macht-geplante-provokationen-zur-medienstrategie-5488894.html
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Warum das mit dem 
Digitalisierungsministerium 
nicht so einfach ist 

13. Juni 2017 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

Vor acht Jahren war die Forderung nach einem Internetministerium 

eine der zentralen Ideen der Piratenpartei.1 2013 kam dann die FDP 

auf dieselbe Idee (na gut, und andere, auch Gru ne und CDU2 und ein-

zelne Stimmen aus der SPD auch). Faktisch gab’s dann Dobrindt und 

eine ganze Reihe weiterer Digitalisierungsminister*innen in der Gro-

ßen Koalition3 (die sich zum Beispiel in diesen Tagen zum DE.DIGI-

TAL-Gipfeltreffen4 trafen). Viel heraus gekommen ist dabei – meiner 

Meinung nach – nicht.  

 
1 https://taz.de/Regierungsprogramm-der-Piratenpartei/!5155785/  
2 https://www.heise.de/news/Netzpolitiker-streiten-ueber-kuenftigen-Internetmi-
nister-1886771.html  
3 https://netzpolitik.org/2016/digitale-agenda-die-angst-eine-datenkolonie-der-asia-

ten-zu-werden/  
4 https://bmds.bund.de/aktuelles/eu-summit  

https://www.taz.de/Regierungsprogramm-der-Piratenpartei/!5155785/
https://freidenker.cc/brauchen-wir-einen-internetminister/5894
https://freidenker.cc/brauchen-wir-einen-internetminister/5894
https://www.heise.de/newsticker/meldung/Netzpolitiker-streiten-ueber-kuenftigen-Internetminister-1886771.html
https://lumma.de/2013/11/10/natuerlich-brauchen-wir-eine-internetministerin/
https://lumma.de/2013/11/10/natuerlich-brauchen-wir-eine-internetministerin/
https://netzpolitik.org/2016/digitale-agenda-die-angst-eine-datenkolonie-der-asiaten-zu-werden/
https://netzpolitik.org/2016/digitale-agenda-die-angst-eine-datenkolonie-der-asiaten-zu-werden/
http://www.de.digital/DIGITAL/Redaktion/DE/Dossier/digital-gipfel.html
http://www.de.digital/DIGITAL/Redaktion/DE/Dossier/digital-gipfel.html
https://taz.de/Regierungsprogramm-der-Piratenpartei/!5155785/
https://www.heise.de/news/Netzpolitiker-streiten-ueber-kuenftigen-Internetminister-1886771.html
https://www.heise.de/news/Netzpolitiker-streiten-ueber-kuenftigen-Internetminister-1886771.html
https://netzpolitik.org/2016/digitale-agenda-die-angst-eine-datenkolonie-der-asiaten-zu-werden/
https://netzpolitik.org/2016/digitale-agenda-die-angst-eine-datenkolonie-der-asiaten-zu-werden/
https://bmds.bund.de/aktuelles/eu-summit
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Fu r den anlaufenden Wahlkampf 2017 wa rmt die FDP das Thema 

jetzt wieder auf. Und liegt, meine ich, daneben.  

Definitiv richtig ist die Feststellung, dass Digitalisierung ein zentrales 

Thema auch der kommenden Jahre bleiben wird. Das ist mehr als klas-

sische Wirtschafts- und Innovationspolitik, nicht deckungsgleich mit ei-

ner Breitbandausbauinfrastrukturpolitik, und teilweise etwas ganz an-

deres als das, was lange unter dem Label „Netzpolitik“ diskutiert wurde. 

Auch im gru nen Wahlprogrammentwurf (wir werden am Wochenende 

daru ber diskutieren) finden sich einige Aussagen zum Thema Digitali-

sierung und Netzpolitik; sogar gleich in zwei eigenen Unterkapiteln 

(„Wir machen das Internet frei und sicher“ im Bu rgerrechtsteil und 

„Wir gestalten die Digitalisierung“ bei Wirtschaft, Arbeit, Soziales).  

Hilft da nun ein eigenes Ministerium? Naja, formal ist Dobrindt ja Di-

gitalisierungsminister. Geholfen hat es nicht so furchtbar viel. 

Oder, um Baden-Wu rttemberg anzuschauen, wo ich mich noch etwas 

besser auskenne: Da gibt es seit 2016 das Ministerium fu r Inneres, Di-

gitalisierung und Migration mit dem Digitalisierungsminister Strobl 

(CDU) und dem Chief Information/Digitalization Officer Krebs. Direkte 

Kompetenzen hat dieses Ministerium fu r e-Government und Verwal-

tungs-IT, fu r die am Rande relevanten Sicherheitsbeho rden (und damit 

auch fu r Themen wie Cybercrime) sowie – als neu dazugekommene Zu-

sta ndigkeit – fu r den Breitbandausbau. Zudem ist der stellvertretende 

Ministerpra sident Strobl zugleich auch der Vorsitzende des Kabinetts-

ausschusses Digitalisierung. 

Sind e-Government, Verwaltungs-IT, Cybercrime und Breitband die 

zentralen Digitalisierungsthemen auf Landesebene? Nein – sicherlich 

nicht. Es gibt gute Gru nde dafu r, dass alle Landesministerien im Kabi-

nettsausschuss Digitalisierung vertreten sind, und ihre jeweils eigenen 

Digitalisierungsschwerpunkte setzen. Ein wenig mehr Bu ndelung ta te 

gut (und kommt mit der in Arbeit befindlichen Digitalisierungsstrategie 

digital@bw), aber Digitalisierung ist halt auch digitale Bildung inkl. Me-

dienkompetenz, Wirtschafts- und Innovationsfo rderung, digitale Lehre 

an den Hochschulen, Forschungsfo rderung, Telematik und autonomes 

Fahren, Telemedizin und „digital health“. Und in einem gru n gefu hrten 

https://www.fdp.de/sites/default/files/styles/slider_content_desktop/public/uploads/2017/04/06/fdp-website-wahlprogramm-karussel-01.png?itok=sI8WqL2m
http://www.gruene.de/ueber-uns/2017/programmentwurf-zur-bundestagswahl-2017-zukunft-wird-aus-mut-gemacht.html?pk_campaign=programmentwurf-hero
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Land stehen selbstversta ndlich auch die Nachhaltigkeitspotenziale der 

Digitalisierung mit auf der Agenda. Entsprechend gibt es gute Gru nde 

dafu r, dass die Kultusministerin und die Wirtschaftsministerin, die Wis-

senschaftsministerin und der Verkehrsminister ebenso wie der Um-

weltminister (und der Ministerpra sident) etc. etc. mitreden, wenn es 

um die Gestaltung der Digitalisierung in Baden-Wu rttemberg geht. 

Dass das so ist, ist kein Wunder – schließlich sind Computer Universal-

maschinen, ist das Internet ein universelles Medium, wa ren ubiquita re 

vernetzte Internet-of-Things-Gera te allgegenwa rtig. Damit ist Digitalisie-

rung ein Thema, das alle und alles betrifft und das von jedem einzelnen 

Ressort bearbeitet werden muss, idealerweise im Rahmen einer gemein-

samen Richtung, um voran zu kommen und tatsa chlich dazu beizutragen, 

dass ein Wirtschaftsstandort und eine Gesellschaft die Vorteile der Digi-

talisierung nutzen kann, und dass gleichzeitig ein Staat dafu r da ist, mit 

den Risiken der Digitalisierung sorgsam umzugehen und dabei die Inte-

ressen und das Wohlergehen der Bu rgerinnen und Bu rger im Blick zu be-

halten. Es sind also viele, die Digitalisierung gestalten.  

Wer ein Digitalisierungsministerium fordert, muss logischerweise 

gleichzeitig fordern, allen anderen Ressorts Kompetenzen und Zusta n-

digkeiten wegzunehmen. Das wird gerade in der innerparteilichen Aus-

tarierungen einer Koalitionsregierung schwierig. Oder: Ein „echter“ Di-

gitalisierungsminister mu sste nach meinen Erfahrungen Eingriffs-

rechte in so gut wie alle anderen Ressorts haben. Und das macht nur 

dann Sinn, wenn der Digitalisierungsminister gleichzeitig Ministerpra -

sident, die Digitalisierungsministerin gleichzeitig Kanzlerin mit ent-

sprechenden Richtlinienkompetenzen ist.  

Deswegen finde ich es richtig, dass im gru nen Wahlprogramment-

wurf keine Forderung nach einem Digitalisierungsministerium steht. 

Laut Entwurf wollen wir allerdings „[d]ie Kompetenzen fu r das Thema 

Digitalisierung […] in der Bundesregierung sta rker bu ndeln“ (GS-DG-

01, Z. 52). Solange dabei beru cksichtigt wird, dass es ein Querschnitts-

thema ist, ist dagegen nichts einzuwenden. Wichtiger als die Frage, ob 

es eine zusta ndige Person gibt, ist aus meiner Sicht die Frage, ob es eine 

klare Roadmap gibt, ob es klare, gemeinsam geteilte Ziele gibt – und ob 
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es einen Mechanismus gibt, mit dem sichergestellt wird, dass die Vor-

stellungen der einzelnen Ha user davon, was Digitalisierung ist, in ei-

nem gemeinsamen Rahmen stehen – der tatsa chlich auch ausgefu llt 

werden kann.5  

Fazit: den Rahmen fu r die Digitalisierung zu gestalten, ist auch aus 

meiner Sicht ein zentrales Thema der anstehenden Bundestagswahl. 

Das muss deutlich mehr sein als Geld dafu r zu geben, dass die Telekom 

Kupferkabel mit Vectoring ausbaut. Im gru nen Programmentwurf ste-

hen (nicht nur im Digitalisierungskapitel) ein paar kluge Ideen dazu. 

Wenn die es in einen Koalitionsvertrag schaffen wu rden, wa re schon ei-

niges gewonnen.  

 
5 Parallel dazu gilt: eine gebu ndelte Digitalisierungszusta ndigkeit muss sich dann auch 
parlamentarisch widerspiegeln. Auch das ist nicht ganz einfach darzustellen, weil es 
auch hier sehr schnell Konflikte gibt, wenn bisherige Zusta ndigkeiten vera ndert wer-

den sollen … 
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Digitalisierung kann und 
muss gestaltet werden 

11. November 2017 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

Digitalisierung ist einer dieser Begriffe, die nicht gerne lange ange-

schaut werden. Wer es doch tut, merkt schnell, wie der Begriff davon-

schwimmt und ausfasert. Diese Qualle ist jedoch der letzte Schrei, poli-

tisch gesehen. Was also ist neu? Warum ist Digitalisierung – wo rtlich 

eigentlich ja nur die Umwandlung analoger in diskrete, an den Fingern 

abza hlbare Werte, letztlich Nullen und Einsen – jetzt ein Thema? 

Die Basistechnologien der „digitalen Revolution“ sind nicht mehr be-

sonders neu. Seit den 1940er Jahren, spa testens seit den 1970er Jahren, 

werden Computer gebaut, gibt es integrierte Chips, gibt es Schaltkreise 

und Programmiersprachen. Neu ist die Vernetzung (mit einer anderen 

Qualita t als dies in den 1980er Jahren mo glich war) und neu ist die durch 

steigende Speicherkapazita ten, steigende Prozessorensta rke und fal-

lende Preise mo gliche extreme Miniaturisierung und beginnende Allge-

genwart. Hier haben sich rapide a ndernde Quantita ten ebenfalls eine A n-

derung der Qualita t hervorgebracht. Sichtbar ist das in den letzten zehn 

Jahren an der unaufhaltsamen Verbreitung des Smartphones geworden, 

unsichtbar als Integration von Computern in Maschinen, Autos, Fernseh-
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gera te, selbst in Ku hlschra nke, Ku chenmaschinen und Toaster. Und im 

Sinn des „Smart Home“ und der Heimautomatisierung „sprechen“ dann 

sichtbare und unsichtbare Minicomputer miteinander. 

Computer sind nach wie vor Universalmaschinen. Sie sind program-

mierbar und nicht von vorneherein festgelegt. Das macht Apps mo glich, 

und aus Smartphones Fotoapparate, Reisewecker, Musikboxen und 

Schreibmaschinen.  

Es gibt das Sprichwort, dass die steigende Verarbeitungskapazita t 

und die durch neue Features zunehmenden Anforderungen daran un-

gefa hr Schritt halten, so dass die effektive, fu r Nutzer*innen sichtbare 

Geschwindigkeit etwa der Programme auf dem Bu rocomputer mehr 

oder weniger gleich bleibt. Das hat lange gestimmt.  

Es gibt aber Bereiche der Informatik und der Computeranwendun-

gen, in denen die steigende Speicher- und Rechenleistung tatsa chlich 

Neues mo glich macht. Das betrifft etwa die Bildverarbeitung, das Ren-

dering von dreidimensionalen, natu rlich wirkenden Szenen, und insbe-

sondere den Durchbruch des „Deep Learning“, also der aktuellen Inkar-

nation der „Ku nstlichen Intelligenz“ – mit massiven qualitativen Spru n-

gen in so unterschiedlichen Gebieten wie dem der Bilderkennung, der 

Verarbeitung natu rlicher Sprache oder der Bewertung realer Situatio-

nen, und schließlich auch der Robotik. Soweit ich das beurteilen kann, 

werden hier keine grundlegend neuen Techniken eingesetzt – vielmehr 

sind Rechner inzwischen schnell genug, und gibt es „Falldatenbanken“, 

die groß genug sind, um die Ideen der 1970er und 1980er Jahre in ihrer 

inkrementellen Weiterentwicklung nun erstmals tatsa chlich anwend-

bar zu machen. 

Heraus kommen dann Google Translate und Amazons Alexa, Apples Siri 

und Facebooks Bilderkennung, und was der Anwendungen mehr sind. 

(Das andere, was technologisch neu ist, ist die Idee der Blockchain-

Algorithmen. Aber das ist noch einmal ein anderes Thema)  

Google und Amazon, Facebook und Apple, Tencent und Alibaba: das 

ist der andere Punkt, der qualitativ neu ist. Es sind riesige globale Fir-

men entstanden, die in bestimmten Feldern quasi ein Monopol haben. 

Das ist teilweise das Ergebnis von Netzwerkeffekten (wenn alle bei Fa-
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cebook sind, um zu kommunizieren, lohnt es sich nicht, zu einem ande-

ren Anbieter zu wechseln), teilweise geht es schlicht darum, wer eine 

bestimmte Idee zuerst umgesetzt hat. Wer mo chte, kann noch Uber und 

AirBnB hinzu packen und das Plattformkapitalismus nennen. Das 

Grundprinzip ist jeweils identisch: es gibt eine zentrale Instanz, die fu r 

eine bestimmte Handlungsweise „zusta ndig“ ist und diese vermittelt: 

Suche nach Informationen, Handel, Kommunikation, Mobilita t, Woh-

nen, Luxus, … – wie sehr in den einzelnen Feldern derartige Firmen glo-

bal oder zumindest fu r bestimmte transnationale Ra ume bestimmend 

geworden sind, unterscheidet sich. Das Grundprinzip la sst sich aber 

u berall beobachten. Und entsprechend liegt das Wissen u ber diese 

Handlungsfelder, die Wu nsche und Sehnsu chte ebenfalls vor allem in-

nerhalb dieser Firmen, als umfangreicher Datenspeicherung und mo g-

licherweise eigentliche Wa hrung des Informationszeitalters, wie es Ma-

nuel Castells schon Ende der 1990er Jahre nannte. 

Smartphones – auch hier der Fokus auf wenige dominierende Sys-

teme – sind u ber mobile Websites, vor allem aber u ber Apps das zuneh-

mend dominante Fenster zu dieser Welt. Heute verfu gen etwa drei Mil-

liarden Menschen u ber ein Smartphone, in den na chsten paar Jahren 

soll dies auf u ber sechs Milliarden Menschen anwachsen. Und wenn es 

nach der zeitgeno ssischen Ikonografie von Science-Fiction-Filmen 

geht, wird es auch dabei bleiben. Das kleine bis mittelgroße Stu ck Glas, 

auf dem Informationen angezeigt und betatscht werden, ist – gerne glu -

hend und durchsichtig – Standardausstattungsstu ck filmisch gezeigter 

Zuku nfte. Uhren und Brillen mit Head-up-Display als andere Optionen 

fu r diese Schnittstellen haben sich dagegen bisher nicht durchgesetzt, 

auch das direkte Neuralimplantat oder die smarte Kontaktlinse sind 

bisher erst Spekulation.  

Die Struktur aber ist klar: der Zugang zu den Dienstleistungen und Me-

dien des Netzes ist allgegenwa rtig mo glich, u ber schnelle Mobilfunk-

netze, u ber das je nach lokaler Gesetzgebung mehr oder weniger u berall 

verfu gbare WLAN, oder in Bu ros und auf Wohnzimmerbildschirmen 

u ber Glasfaserkabel und aufgebohrte Telefonverbindungen mit Band-

breiten, die vor einigen Jahren noch undenkbar schienen. Angeboten 
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werden die Dienstleistungen und Medien von einer Reihe zentraler Kno-

tenpunkte (wie auch immer diese technisch organisiert sind) in einem 

Meer des Unbedeutenden. Das Netzwerk entpuppt sich als Hierarchie, 

entsprechend ist die Macht verteilt. Interessant wird das nun, wenn nach 

der Rolle des Staates in diesem Netzwerk gefragt wird. Aber dazu spa ter. 

Das Stichwort Dienstleistungen ist bereits gefallen. Nach den ersten 

Automatisierungswellen, die manuelle Fabrikarbeit zumindest teil-

weise durch Maschinen ersetzt haben, spukt jetzt die Vision einer Digi-

talisierung der Dienstleistungen durch die Gegend. Das geht zum einen 

um Dienstleistungen, die direkt mit „Symbolverarbeitung“ (Robert 

Reich) zu tun haben – Kalkulationen, Verbuchungen, U bersetzungen, 

Texterfassungen und Steuererkla rungen bis hin zu kreativen Fragestel-

lungen. Routinen sind hier inzwischen an Programme abgebbar. Ob 

dann noch ein Rest menschlicher Arbeit notwendig bleibt – und wenn 

ja: in welcher Organisationsform -, ist noch nicht entschieden.  

Zum anderen geht es um verko rperte Dienstleistungen: Logistik, 

Transport, aber auch beispielsweise Pflegeberufe. Auch hier wird nun 

zunehmend daru ber nachgedacht (und zunehmend eben auch konkret 

gebaut), was Drohnen, autonome Fahrzeuge und Roboter an Arbeit er-

ledigen ko nnen. Und wiederum stellt sich die Frage, welcher Rest an 

menschlichen Ta tigkeiten – auf was fu r einem Qualifizierungsniveau – 

dann noch u brig bleibt. Gleichzeitig haben wir es gerade hier ja oft mit 

typischen Ausbeutungsjobs zu tun: einto nig, schlecht bezahlt, ko rper-

lich schwer. Diese inhaltlich aufzuwerten und weniger belastend zu ma-

chen, muss nun durchaus nicht Dystopie sein, sondern wa re gut als po-

sitive Vision geeignet. 

Auch hier stellt sich dann die oben schon angerissene Frage, wer diese 

Dienstleistungen bzw. die dafu r notwendigen Softwaredienste oder die 

neue Hardware eigentlich anbietet, wem diese „Produktionsmittel“ ge-

ho ren, und wer sie steuert.  

Zugleich stellt sich die Frage, was eine zunehmend auf Computern 

aufbauende Wirtschaftswelt eigentlich fu r Anforderungen mit sich 

bringt. Was ist no tig, um hier kontrollierend und steuernd oder gar kre-

ativ ta tig zu werden? Wie mu sste dafu r „Digitalisierung“ in Schulen und 
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anderen Bildungseinrichtungen verankert werden? Und wer entwi-

ckelt eigentlich die Software und Hardware – und wird das in For-

schungseinrichtungen und an Hochschulen geschehen, in Garagen oder 

unter dem Schirm bestehender Großkonzerne? 

Stichwort Bildung, Stichwort Teilhabe, Stichwort gesellschaftlicher 

Zusammenhalt – Macht im hierarchisch organisierten Netzwerk bedeu-

tet auch, dass Konzerne wie Facebook plo tzlich eine politische Verant-

wortung bekommen. Und ob der Medienwechsel von der Handschrift 

zum Buch zum Kino zum Fernseher Erschu tterung hervorgerufen hat, 

die gro ßer oder kleiner sind als die, die mit dem Schritt zum Smart-

phone, zum Netflixvideo und zum Game verbunden sind, und ab wann 

Kinder in digital vermittelte Welten eintreten du rfen – das sind Fragen, 

die ebenfalls im Raum stehen. 

Ach ja: und irgendwer muss auch die Rohstoffe aus der Erde oder dem 

Mu llberg holen, Platinen zusammenlo ten und Bauteile zusammenste-

cken. Also, irgendwo im Su den. Ohne das geht es genau so wenig wie 

ohne Strom – der Energieverbrauch fu r das Internet entspricht etwa 

dem fu r den globalen Flugverkehr, Presseberichten zufolge sollen ein-

zelne Bitcoin-Transaktionen inzwischen Energiekosten in Ho he u bli-

cher Monatsrechnungen von Haushalten erreicht haben, weil ganze 

Ba nke von Grafikkarten rechnen mu ssen, um die damit verbundenen 

kryptografischen Ra tsel zu lo sen. 

Entkopplung von wirtschaftlichem Wachstum und Naturverbrauch 

durch Digitalisierung und Virtualisierung? Der digitale Weg in die Post-

wachstumsgesellschaft? Ganz so einfach ist es Telekonferenzen, ultra-

effizienten Produktionsanlagen und digital modellierter und gedruck-

ter Leichtbaumaterialien zum Trotz nicht, soviel ist jedenfalls klar. 

Aus all dem ergeben sich politische Herausforderungen. Und auch da-

mit stellt sich noch einmal die Frage nach der Rolle von Nationalstaaten 

(und anderen politischen Einheiten). Digitalisierung kann und muss ge-

staltet werden – sonst machen das andere. Aber wo liegen u berhaupt 

Ansatzpunkte dafu r? 

Was fu r Rollen hat der Staat, hat die Politik in dieser Situation (einmal 

außen vor gelassen, dass auch der Staat selbst beispielsweise als Nach-
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frager auf einem Softwaremarkt auftritt, und im Sinne einer transparen-

ten Regierung Informationen und Diskussionen im Netz veranstaltet)? 

Unterscheiden wu rde ich hier zwischen dem Schaffen von Vorausset-

zungen, dem Setzen und Durchsetzen von allgemein gu ltigen Regeln 

und dem Versuch, mit Folgen klarzukommen. Dabei orientiert sich das 

Handeln jeweils an Zielen, an einem bestimmten Wertekompass, die er-

reicht werden sollen. Stichwortartig bedeutet dies bezu glich der Voraus-

setzungen etwa Teilhabe u ber Infrastruktur (Breitbandausbau) und Bil-

dung zu schaffen, mit Blick auf wirtschaftliche Ziele Standortfo rderung 

zu betreiben (zum Beispiel, indem Kleine und Mittlere Unternehmen bei 

der Einfu hrung digitaler Prozesse zu unterstu tzen) und es Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen (u ber eine gute Grundfinanzierung ge-

nauso wie u ber strategische Forschungsprogramme) zu ermo glichen, in-

novativ ta tig zu werden.  

Dass „das Internet“ nicht grundlegend anderen Regeln unterworfen 

sein soll als der Rest der Welt, wird inzwischen eher anerkannt als noch 

vor einigen Jahren, als wilde Ideen einer nicht regulierten, autonomen 

Zone durch das Netz geisterten. In Deutschland hat insbesondere die 

Netznutzung der AfD und die damit verbundene Plattform fu r Hetze 

und Radikalisierung ziemlich deutlich gemacht, dass „freie Rede“ al-

leine nicht sein kann. Aber auch beispielsweise in steuerlicher Hinsicht 

sollten Transaktionen „im Netz“ nicht anders behandelt werden als an-

dere Transaktionen. Das ganze Datenschutzthema fa llt ebenfalls in 

diese Kategorie. 

Hier kommen dann recht schnell auch transnationale Regelsetzungen 

ins Spiel – schlichte Erfordernis einer globalen Infrastruktur. Mein et-

was flapsiges „mit Folgen klarkommen“ meint schließlich, oben angeris-

sene Themen wie etwa die o kologischen Auswirkungen oder Vera nde-

rungen auf dem Arbeitsmarkt und in der Wirtschaftsstruktur – aber auch 

Fragen des gesellschaftlichen Zusammenhalts und des Strukturwandels 

– fru hzeitig zu erkennen und hier aktiv zu werden.  

Dabei wird dann schnell deutlich, dass „Digitalisierung“ ein Stu ck weit 

auch als Brennglas wirkt fu r Prozesse, die bereits stattfinden, und viel-

leicht noch einmal beschleunigt werden: die soziale Spaltung, kapitalis-
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tische Konzentrationsprozesse, Verschiebungen in der Weltwirtschaft, 

populistische Tendenzen, aber auch wenig nachhaltige Produktions-

weisen – all das wird durch den digitalen Strukturwandel beschleunigt 

und hervorgehoben. Die Antwort hier kann dann aber nicht Digitalisie-

rung sein, sondern ruft andere Politikfelder auf – insofern ist es auch 

kein Wunder, dass Debatten, die mit „Digitalisierung“ beginnen, schnell 

beim bedingungslosen Grundeinkommen, bei einer mehr oder weniger 

reflektierten Kapitalismuskritik oder bei der Frage, wie eine humane 

Bildung in Schulen heute eigentlich aussehen soll, landet. 

Oder, in eine These gepackt: Um Digitalisierung zu gestalten, ist es 

nicht nur wichtig, eine gute Digitalpolitik zu machen, sondern erst recht 

notwendig, fu r die Ziele einer liberalen und progressiven Gesellschaft 

zu ka mpfen und auch die soziale Frage zu stellen. 

Warum blogge ich das? Ausgangspunkt für diesen Text war mein Vortrag „Die Di-

gitalisierung kann und muss gestaltet werden“ bei der Kreismitgliederversamm-

lung von Bündnis 90/Die Grünen Breisgau-Hochschwarzwald am 8.11.2017. Weg-

gelassen habe ich hier die Digitalisierungsstrategie des Landes Baden-Württem-

berg – die im Rahmen der Gestaltungsspielräume, die ein Land hat, gar nicht 

schlecht ist – und hinzugefügt habe ich einiges, das sich erst durch die Diskussion 

auf der KMV bei mir als Gedanke ergeben hat. Und selbstverständlich ist der Denk-

prozess nicht abgeschlossen. 
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Wieso ich Facebook (noch) nutze 

22. März 2018 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

#deletefacebook ist der Hashtag der Saison, und ich gebe es zu: auch ich 

habe daru ber nachgedacht – und mich vorerst dagegen entschieden, 

meinen Facebook-Account stillzulegen oder zu lo schen. Ich habe das 

aber zum Anlass genommen, mal daru ber nachzudenken, wie ich ei-

gentlich Facebook nutze. Dabei komme ich auf vier bis fu nf fu r mich 

zentrale Funktionalita ten: 

▪ Selbstdarstellung: meine Tweets und Blogbeitra ge erscheinen auto-

matisch auch in meinem Facebook-Account, ab und zu poste ich 

auch Fotos oder Links direkt dort. Ich erreiche hier teilweise an-

dere Leute als auf Twitter, und … 

▪ Diskussion: … anders als auf Twitter, und anders als im Kommen-

tarbereich meines Blogs, schafft es der eine oder andere Beitrag 

sogar, weiterfu hrende Diskussionen auszulo sen. Vielleicht habe ich 

einfach Glu ck, aber es gibt doch immer wieder Debatten unter Bei-

tra gen (meinen eigenen und auch anderen in meinem Feed), unter 

denen engagiert, kompetent und ho flich diskutiert wird.  

▪ Politik: Das betrifft insbesondere auch „politische“ Statements. Und 

gleichzeitig ist Facebook – teilweise kann Twitter das auch – fu r 

https://www.flickr.com/photos/tillwe/11357151135/in/photolist-oBYRRy-iiAnmB-a5rHTU-NE2QKJ-b4dGa4-3unoW-pZy2ii-pZqaXS-Mvb1K-orRWrC-oc8HEs-otp41Q-Mvb5X-Mvbkr-MvbfP
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mich ein Medium, um mitzukriegen, was in meinem politischen 

Umfeld diskutiert wird. Ich folge beispielsweise vielen Menschen, 

die im Bundestag sitzen, oder dort arbeiten, und das hilft, um „ne-

benbei“ wahrzunehmen, wohin sich der politische Diskurs bewegt.  

▪ Politik und Diskussion in Gruppen: Als 2009 das gru ne Wurzelwerk 

eingefu hrt wurde, war dies auch ein Versuch, einen virtuellen Ort fu r 

die innerparteiliche Diskussion zu schaffen. Dafu r nutze ich jeden-

falls das Wurzelwerk nicht, und ich habe den Eindruck, dass ich nicht 

der einzige bin. Inzwischen hat sich auch die parteiinterne Deutung 

verschoben – es wird jetzt eher als „Wissenswerk“ denn als Diskussi-

onsplattform beschrieben, und das passt ganz gut. Das heißt aber 

nicht, dass keine „computergestu tzte“ innerparteiliche Diskussion 

stattfinden – nur halt nicht im Wurzelwerk, sondern neben einigen 

a lteren Mailinglisten v.a. auch in Facebook-Gruppen.  

▪ Lose Kontakte: Wenn ich nur politischen Bekanntschaften folgen 

wu rde, ko nnte ich auf Facebook verzichten. Gleichzeitig ist es fu r 

mich aber auch ein Mittel, um lose Kontakte aufrecht zu erhalten, 

aus Schule und Studium, aber auch aus der Nachbarschaft.  

Das mit dem osmotischen Ohr am politischen Diskurs (und auch das Mit-

kriegen von „News“) wu rde vermutlich auch ohne Facebook halbwegs 

gut funktionieren, das hat damit zu tun, das in Deutschland Twitter wohl 

weiterhin ein Medium der Journalist*inne und Politiknerds ist. Hier 

ko nnte ich also auf Facebook verzichten. Aber auch da gilt: Diskussionen 

auf Twitter sind durch die ansonsten durchaus sinnvollen Grenzen des 

Mediums schwierig, sie funktionieren auf Facebook deutlich besser. 

Und um auf Facebook sichtbar zu rein, wu rde es reichen, einen minima-

len Account dort zu unterhalten: ohne eigene Aktivita ten, nur mit automa-

tischen Feeds. Dann aber auch ohne Diskussion, in der ich nach wie vor ei-

nen Mehrwert sehe. Darin liegt, umgedreht betrachtet, natu rlich auch ei-

ner der Erfolgsfaktoren Facebooks: positive soziale Interaktion, das heißt 

zugespitzt: Wahrnehmung der Fremdwahrnehmung des eigenen Wirkens, 

scheint etwas zu sein, fu r das Menschen einiges in Kauf nehmen. 
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Bleiben die losen Kontakte. Ich vermute, dass ich hier deutlich hinter 

der Kurve liege und sich diese Form der Kontaktaufrechterhaltung mehr 

und mehr zur Facebook-Tochter Whatsapp verlagert. Auch die letzten 

A nderungen am Algorithmus von Facebook sind hier eher negativ in ih-

ren Auswirkungen. Trotzdem: eine wirklich zentrale Funktionalita t von 

Facebook ist fu r mich nach wie vor das relativ einfache „Kontakthalten“ 

zu entfernteren Bekannten. Gerade als tendenziell eher introvertierter 

Mensch empfinde ich das als hilfreich. Hier ließe sich jetzt darauf verwei-

sen, dass das selbstversta ndlich auch vor Facebook mo glich war: Adress-

bu cher pflegen, Briefe schreiben, E-Mail-Rundbriefe und so weiter. Wenn 

ich aber vergleiche, was ich von Leuten aus meiner Schulklasse mitkriege, 

die bei Facebook sind, und was von denen, die dort nicht aktiv sind, dann 

erkenne ich da (mag bei anderen anders sein) doch einen deutlichen Un-

terschied. Und derzeit ist es eben vor allem Facebook, wo alle sind. 

Warum nicht Whatsapp? Ich nutze das bisher nur sehr begrenzt, und 

mit abgeschalteten akustischen Benachrichtigungen, sehe aber, das 

weite Kreise inzwischen vornehmlich u ber Whatsapp kommunizieren. 

Mich sto rt daran „noch ein Dienst“, die Bindung an Mobiltelefone und 

die, hm, Suggestion emotionaler Na he. Twitter ist O ffentlichkeit, Face-

book tendenziell auch, das ist bei Whatsapp anders, das ganze Setting 

suggeriert Geschlossenheit und nicht den offenen politischen Raum, in 

dem auch Gegensa tzliches argumentativ aufeinander treffen kann.1 

Was ich an Facebook u brigens vollkommen uninteressant finde, sind 

Spielchen, Perso nlichkeitstests, Umfragen und dergleichen mehr (und 

natu rlich auch die personalisierte Werbung …). Ebenso nervt die zu-

nehmende Algorithmierung des Newsfeeds.  

Solange alle (und es sind ja weitem nicht alle) bei Facebook sind, ist 

es hilfreich, um lose Kontakte aufrecht zu erhalten. Und solange dort 

(semi-)o ffentlich politisch diskutiert werden kann, ist es hilfreich zur 

 
1 Alternative Mo glichkeit: der Ansatz getrennter Tools fu r getrennte Spha ren setzt sich 
doch noch durch, mit Nachbarschaftsapps, Berufsnetzwerksapps, Akademiker*innen-

apps, Schulfreundeapps usw. – bisher habe ich aber den Eindruck, dass sich das eher im 
Sande verla uft, weil Menschen eher faul sind, und nicht fu r jede Spha re ein eigenes Netz-
werk aufbauen und pflegen wollen, und weil es eigentlich gerade da spannend wird, wo 

unterschiedliche Spha ren aufeinander treffen und sich im Idealfall befruchten. 
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Meinungsbildung und auch zur eigenen Pra senz in Debatten. Trotzdem 

bleibt ein schlechtes Gefu hl. Auf dem Handy nutze ich schon seit la nge-

rem nicht die Facebook-App (auch weil die mit meinem inzwischen 

schon etwas a lteren Telefon nicht gut klarkommt), sondern einen Wrap-

per (Tinfoil), der die FB-Website als App darstellt. Das reduziert auch die 

Art und Menge der Informationen, etwa u ber Standorte, die bei Facebook 

ankommen. In Facebook selbst sind es nur wenige Apps, denen ich Zu-

griff auf meine Daten erlaube. Trotzdem bleibt es ein halbo ffentlicher 

Raum – der Funktion nach o ffentlich, aber in privater Hand.  

Insofern scheint mir die große Frage, die sich aus den aktuellen 

Cambridge-Analytica-Geschichten ergibt, nicht die eines „Datenlecks“ 

zu sein, und auch nur begrenzt die Frage „Is Facebook evil?“, sondern 

eher die Notwendigkeit, noch einmal daru ber zu reden, wie eigentlich 

sichergestellt werden kann, dass monopolartige Plattformen fu r be-

stimmte Dienste, die von der Datenanalyse und dem Datenverkauf le-

ben, einer gewissen politischen Kontrolle unterliegen. Und damit meine 

ich nicht das missglu ckte Netzwerkdurchsetzungsgesetz oder eine wie 

auch immer geartete „Zensur“, sondern eher Datenschutzstandards 

und Zuga nglichkeit (auch im Sinne: darf das private Unternehmen Fa-

cebook willku rlich Nutzer*innen rauswerfen?). Vielleicht ist es ja ein 

Kollateralnutzen des aktuellen Skandals um Cambridge Analytica, das 

auch u ber solche Fragen noch einmal nachgedacht wird.  

Ich vermute nicht, dass am Ende ein „Verstaatlicht Facebook!“ dabei 

herauskommt. Aber mo glicherweise – siehe die anderen großen Infra-

strukturen, egal, ob es das Eisenbahnnetz oder die Telekommunikation 

betrifft – der Aufbau einer u berwachenden Beho rde und eine politi-

sche, dann notgedrungen internationale Debatte daru ber, ob es eigent-

lich besonderer rechtlicher Standards fu r Netzplattformanbieter be-

darf. Vielleicht wa re das hilfreich. 

Warum blogge ich das? Weil ich mir tatsächlich die Frage gestellt habe, ob ich 

meinen Account löschen soll, und es sich aus meiner Sicht lohnt, sich darüber zu 

verständigen, was diese seltsame Plattform für die Erfassung sozialer Netzwerke 

eigentlich in unserer Praxis ist.



Digitales Leben, Medien, Technologiepolitik 

122 

 

Google-Welt und/oder Wikipedia-Welt 

5. Juli 2018 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft 

Heute hat das Europa ische Parlament mehrheitlich entschieden, die 

Empfehlung des Rechtsausschusses fu r ein europa isches Leistungs-

schutzrecht und Uploadfilter nicht direkt anzunehmen, sondern im 

September im Plenum zu behandeln und damit auch A nderungsan-

tra ge zu ermo glichen. Das passt ganz gut zu einer Unterscheidung, die 

mir vor ein paar Tagen einfiel, als es darum ging, sich die Zukunft der 

Medien im Jahr 2030 vorzustellen.  

Meine These war: wir ko nnen 2030 (naja, eigentlich heute schon) ent-

weder in einer Google-Welt oder in einer Wikipedia-Welt aufwachen. 

Beide Begriffe sind unscharf und erkla rungsbedu rftig, und statt Google-

Welt ko nnte da auch Facebook-Welt oder Amazon-Welt oder Tencent-

Welt stehen, statt Wikipedia-Welt auch Linux-Welt oder Open-Know-

legde-Welt. Unscharf sind die Begriffe, weil es faktisch nicht um zwei ge-

trennte Welten geht, sondern unza hlige Querverbindungen bestehen. 

Wikipedia wa re ohne Google nie zu dem geworden, was sie heute ist, viel-

https://www.flickr.com/photos/tillwe/7000133010/in/photolist-5gzQW-gAzDH-fM4xkx-bEzvEs-fM4wY2-77Sqme-95BYuV-6WrYfW-7mMi8P-95BYYV-bTueXX-6WrYLW-bTueKH-fq7ms-7mRbcQ-fupuqC-7mRb9w-6WrZUU-6WnZ1F-8NA9b
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leicht wa re auch die fu hrende Suchmaschine weniger erfolgreich, wenn 

sie nicht auch auf das in der Wikipedia angesammelte Wissen zuru ck-

greifen wu rde. Oder, um einen Blick auf Android zu werfen: das Google-

Betriebssystem beruht zu großen Teilen auf Open-Source-Software, und 

andersherum fließen Entwicklungen von Google auch in die Open-Sour-

ce-Welt zuru ck. Also: zwei auf den zweiten Blick gar nicht so gut geeig-

nete Begriffe, aber trotzdem glaube ich, dass sie idealtypisch zugespitzt 

zwei konkurrierende Welt- und Menschenbilder beschreiben und da-

mit doch ganz gut geeignet sind, Aussagen u ber morgen zu treffen. 

Vor der Klammer: in beiden Fa llen treten Plattform-Effekte auf. Dass 

„das Netz“ sich in den letzten Jahren mehr und mehr auf eine an zwei 

Ha nden abza hlbare Zahl an großen Plattformen reduziert hat, findet da 

wie dort statt und hat etwas mit Skalen- und Netzwerkeffekten zu tun.  

Was also macht die Google-Welt aus? Fu r mich wu rde dieser Begriff 

ein Netz bezeichnen, das vor allem durch große kommerzielle Einhei-

ten strukturiert ist, die als Gatekeeper agieren. Nutzer*innen sind in 

zweierlei Hinsicht interessant: als Daten- und Contentquelle fu r die 

kommerzielle Verwertung, und in zweiter Hinsicht als eine Art 

Kund*innen, die weitgehend passiv Inhalte konsumieren. „Eine Art“, 

weil die Zahlungsstro me anders laufen, als wir uns das bei Verka ufer-

Ka uferin-Beziehungen u blicherweise vorstellen. Das Netz wird auf die-

ses Nutzer*innen-Bild hin optimiert. Das fu hrt dann zu Radikalisie-

rungseffekten in YouTube, seltsamen Debattenblasen bei Facebook, 

und personalisiert-optimierten Angeboten von der Werbung u ber die 

Routenplanung bis zum Einkaufswagen. 

Ohne na her hinzusehen, ko nnte die Wikipedia-Welt mit der Google-

Welt verwechselt werden. Auch hier gibt es dominierende große Pro-

jekte wie eben die Wikipedia, oder die großen Linux-Distributionen, 

oder Open Street Maps, oder … Und diese Angebote ko nnen ebenso ge-

nutzt werden wie die der Google-Welt: kostenfrei und weitgehend pas-

siv. Trotzdem steckt ein anderes Bild der Nutzer*innen dahinter. Auch 

wenn die große Mehrzahl davon im passiv-konsumierenden Modus 

verbleibt, ist doch immer das Potenzial da, zu einem der großen Pro-

jekte beizutragen, es zu verbessern und mitzugestalten. (In der Praxis 
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ist das mo glicherweise weniger einfach, als es auf dem Papier klingt – 

aber mir geht’s jetzt um das Potenzial, nicht um die tatsa chliche Nut-

zungspraxis). Auch die Wikipedia kann kommerziell genutzt werden 

(ihre Lizenz ermo glicht das). Aber die beteiligten Menschen werden 

nicht in erster Linie als optimierbare Zielgruppe betrachtet. Wenn die 

Grundhaltung in der Google-Welt kommerziell und passiv ist, dann ist 

sie hier partizipativ und aktiv.  

Wa hrend das Netz in einem Modus groß geworden ist, der stark der 

Wikipedia-Welt a hnelt, dominiert in der o ffentlichen Wahrnehmung 

heute das Bild der Google-Welt. Ma chtige Konzerne verwerten Inhalte 

und bestimmten, wer was zu sehen bekommt. Empirische Daten wie 

Zugriffszahlen besta tigen diese Deutung.  

Entsprechend reagiert die Politik und setzt auf Regulierungen, die 

kompatibel zu einer Google-Welt sind: in dieser Sichtweise geht es da-

rum, Trittbrettfahrertum zu unterbinden und sicherzustellen, dass bei-

spielsweise Urheber*innen kreativer Werke am digitalen Reichtum 

partizipieren. Weitergedacht kommen dann Vertra ge mit Verwertungs-

gesellschaften, Leistungsschutzrechte, Upload-Filter und dergleichen 

mehr dabei heraus. Das kommerzielle Netz wird durch große, oligopo-

listische Konzerne gestaltet, und Politik heißt, deren Macht einzuhegen 

und zu regulieren. 

Dummerweise kollidiert diese Art der Regulierung mit der Wikipe-

dia-Welt. Wie gesagt, oberfla chlich ko nnte sie mit der Google-Welt ver-

wechselt werden. Aber die Motivlagen und Menschenbilder sind an-

dere. Wer sich an der Wikipedia beteiligt, tut das nicht, um reich zu wer-

den, sondern um etwas zu korrigieren, was falsch im Netz steht. Open 

Source ist die Grundlage eines florierenden Wirtschaftszweigs – aber 

Open Source kann eben auch einfach so genutzt, vera ndert und verbes-

sert werden. Und in dieser Welt passen die Regulierungsansa tze der 

Google-Welt nicht, und auch die Ausnahme fu r den nichtkommerziellen 

Bereich trifft den Kern der Unterscheidung nicht. 

Politisch erscheint mir – aber das ist wiederum mein Menschenbild – 

die Wikipedia-Welt als das bessere Leitbild fu r 2030. Ich glaube u bri-

gens, dass auch viele Menschen, die kommerzielle Plattformen nutzen, 
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dies nicht der Monetarisierung, der SEO-Optimierung oder der Klick-

reichweite wegen tun, sondern weil sie sich mitteilen wollen, weil sie 

etwas teilen wollen, vielleicht sogar, weil sie die Welt verbessern wol-

len. Und wie schon angesprochen: auch technisch, auch organisatorisch 

sind diese Welten nicht so getrennt, wie ich sie jetzt dargestellt habe. 

Kurzfristig heißt das fu r mich: jede Form der Internetregulierung ist 

nur dann gut, wenn sie die Folgen fu r die Wikipedia-Welt mitdenkt. 

La ngerfristig stellt sich die Frage (auf die ich auch keine gute Antwort 

habe), wie Politik dazu beitragen kann, das Internet als Reich der Frei-

heit zu erhalten, ohne es ein paar großen Konzernen zu u berlassen. Und 

erst recht nicht, wenn das als globale und nicht als europa ische Frage 

diskutiert wird. 

Warum blogge ich das? Weil die heutige Abstimmung ein willkommener Anlass 

ist, um diesen Gedanken mal auszuformulieren. 
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Einer wagt es, uns im Netz zu verlassen 

7. Januar 2019 – Digitales Leben, Politik und Gesellschaft, So grün, so grün 

 

Paukenschlag: Robert Habeck verabschiedet sich von Facebook und 

Twitter.1 Als Grund dafu r nennt er zwei Dinge – zum einen den massiven 

Datenklau samt Vero ffentlichung privater Chatverla ufe vor ein paar Tage, 

er war einer von rund 50 der etwa 1000 betroffenen Politiker*innen, bei 

denen nicht „nur“ eine private Mobilfunknummer vero ffentlicht wurde, 

sondern auch weitere Daten. Zum anderen einen dummen Versprecher 

in einem Wahlvideo fu r Thu ringen, der prompt heftigste bo se Kommen-

tare ausgelo st hat. Schuld daran sei auch der auf Twitter gepflegte Kom-

munikationsstil, der Drang zur Verku rzung, zur reduzierten Aufmerk-

samkeit. 

Robert hat aus diesen beiden Ereignissen fu r sich den Schluss gezogen, 

Facebook, Twitter (und wohl auch Instagram) zu verlassen – zumindest 

im Format der direkten, perso nlich-privaten Kommunikation. Ob es auch 

in Zukunft eine von der Partei gepflegte offizielle Seite geben wird, bleibt 

abzuwarten. Twitter- und Facebook-Account sind inzwischen gelo scht. 

Es gibt gute Gru nde, diese Entscheidung ein bisschen zu kurz gesprun-

gen zu finden. Die Gleichung des abfa rbenden Kommunikationsstils mag 

zu einfach sein, und es ist ein bisschen unfair Twitter und Facebook ge-

genu ber, diese fu r dumme eigene Fehler verantwortlich zu machen. Aber 

die Entscheidung ist jetzt so gefallen und zu respektieren.  

Damit wiederum scheinen gro ßere Teil der auf Twitter aktiven Com-

munity so ihre Schwierigkeiten zu haben. Dass der politische Gegner 

das Eingesta ndnis eines Fehlers sofort fu r Ha me und Draufzeigen nutzt, 

geho rt wohl leider zur deutschen politischen Kultur. Ko nnten wir auch 

mal a ndern.  

Ich hatte aber auch den Eindruck, dass viele politisch eher naheste-

hende Twitternde irritiert bis ha misch reagiert haben. Neben der Frage, 

 
1 https://www.robert-habeck.de/texte/blog/bye-bye-twitter-und-facebook/ (Link 

nicht erreichbar) 

https://www.robert-habeck.de/texte/blog/bye-bye-twitter-und-facebook/
https://www.robert-habeck.de/texte/blog/bye-bye-twitter-und-facebook/
https://www.robert-habeck.de/texte/blog/bye-bye-twitter-und-facebook/
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ob die Entscheidung fu r oder gegen ein bestimmtes Kommunikations-

medium eigentlich wirklich eine Nachricht ist, noch dazu eine Titelsei-

tennachricht, fand ich das eine der interessanteren Beobachtungen 

rund um diesen Paukenschlag und habe ich mich gefragt, woher diese 

Irritation kommt.  

Das eine ist sicherlich eine – netztypische – Besserwisserei: Warum 

soll jemand anderes Twitter verlassen, nur weil er dort heftig angegan-

gen wird und bei sich negative Effekte auf Aufmerksamkeit und Dis-

kurskultur beobachtet? Andere kommen damit doch auch klar, ein biss-

chen dickes Fell, und das alles ist kein Problem … was sich mit ein paar 

hundert oder tausend Followern vielleicht leider sagt als in einer expo-

nierten Rolle mit 50.000 Followern, bei der medial und vom politischen 

Umfeld auf jedes Wort geachtet wird. Jeder Nebensatz liegt auf der 

Goldwaage, und aus Feedbackkultur wird in Windeseile ein Shitstorm. 

Ich meine, neben dieser Besserwisserei noch etwas anderes wahrge-

nommen zu haben, und habe das heute Nachmittag in eine These ins 

Netz gestellt, was prompt Widerspruch – aber auch Zustimmung – aus-

lo ste: mein Eindruck ist der, dass einige unerwartet heftige Reaktionen 

auf Roberts Abschied von Facebook und Twitter etwas damit zu tun ha-

ben, dass es hier ein halbwegs prominenter Politiker wagt, den implizi-

ten Konsens in Frage zu stellen, dass die politische O ffentlichkeit der 

2010er Jahre auf Twitter stattfindet. Denn wenn ein Politiker diese 

Plattform einfach so verlassen kann, dann ist Twitter mo glicherweise 

weniger wichtig, als einige, die dort tagein, tagaus im Meinungsbrei 

ru hren, es glauben. Wozu dann aber die Mu he, die Selbstdisziplin, das 

Aneignen eines spezifischen diskursiven Stils, wenn die Arena der Poli-

tik doch eine ganz andere sein kann? Also: eine Gekra nktheit daru ber, 

dass einer es wagt, uns zu verlassen. 

Insofern scheint mir ein Teil der heftigeren Reaktionen auf diesen 

Schritt auch in der Angst vor dem o ffentlichen Bedeutungsverlust zu 

liegen. Vielleicht war Twitter in Deutschland nie der zentrale Ort, fu r 

der er manchmal gehalten wurde, der Ort, an dem jede und jeder mit-

reden konnte. Vielleicht war es fu r ein paar Jahre, ist aber dabei, diese 

Rolle zu verlieren. Vielleicht sind auch andere des „ich sage doch nur 
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meine Meinung“, des genu sslichen Bohrens in Wunden und des Instant-

feedbacks u berdru ssig. Dazu kommen Dinge wie die Radikalisierungs-

wirkung von Youtube, die durchkommerzialisierte Zielgruppenarchi-

tektur von Facebook, die unwirkliche Instagram-Idylle mit ihren 

Scheinwelten … der Kurs der Plattformen in der Meinungsbo rse sinkt, 

alle warten auf das na chste große Ding, und wa hrenddessen wird mo g-

licherweise ganz woanders kommuniziert, sei es auf Blogs, in der jour-

nalistisch gemanagten O ffentlichkeit oder an o ffentlichen Orten ohne 

Archivfunktion.  

Warum blogge ich das? Weil ich die Reaktionen auf diesen Schritt festhaltens-

wert fand. Auch wenn das selbst eine gewisse Ironie in sich birgt.
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Das letzte heimische Netz 

20. Oktober 2019 – Digitales Leben, Freiburg 

Gestern fand das sehr gelungene erste Netzkulturfestival von Freiburg 

gestalten statt (umsonst und drinnen, na mlich in der wunderbaren 

Lokhalle). Kathrin Passig war auch da, und hat erbaulich u ber die seit 

1982 nachweisbare Idee vorgetragen, dass das Netz kaputt sei und fru -

her doch alles besser, scho ner, utopischer war – bevor ungewaschene 

Barbaren und pubertierende Jungs Einzug in das jeweilige Kommuni-

kationsmittel gehalten haben.  

BBS-Mailbox-Systeme aus den 1980ern, das Usenet vor dem „eternal 

september“, Twitter, als es noch ein Geheimtipp war – die Erza hlung ist 

strukturell immer die gleiche. 

Passig erkla rt die Permanenz dieses Bildes nicht nur mit Wellenbe-

wegungen der O ffnung und Schließung netzkommunikativer Angebote, 

sondern auch mit biografischen Lebensphasen. Das nostalgisch ver-

kla rte „fru her“ war nicht nur elita r geschlossen, sondern ihm wohnte 

https://www.freiburg-gestalten.de/
https://www.freiburg-gestalten.de/


Digitales Leben, Medien, Technologiepolitik 

130 

auch der Zauber des Anfangs inne. Der Ru ckblick ru ckt das Besondere, 

das neu zu entdeckende in den Vordergrund.  

Aber dieser Moment hat keine Dauer. Der Reiz des Neuen verblasst, 

Normalita t und Gewo hnlichkeit u berschreiben dieses Gefu hl. Wie u ber-

all, wo Menschen miteinander interagieren, kommt es zu Konflikten. 

Manches ist mu hsam. Und dann liegt es nahe, den Blick zuru ck auf den 

verkla rten Anfang zu werfen, als die Plattform noch neu und spannend, 

der Umgang angenehm und der Geist gemeinsam waren. So jedenfalls 

die Erinnerung, die Hu rden ausblendet, etwa die Suche nach Kommu-

nikationspartnern.  

Im Fazit ihres Vortrags lieferte Passig dann eine ganze Liste von Stra-

tegien, um der nostalgischen Verkla rung zu entkommen.  

▪ Neuen Leuten folgen. 

▪ An neue „Orte“ weiterziehen. 

▪ Strategisches Entfolgen. 

▪ Nicht mit dem Krückstock fuchteln. 

▪ Vorsichtig mit ausschließenden Strategien. 

▪ An der Gegenwart erfreuen – heute ist das früher von morgen! 

Die ersten zwei Punkte zielen novophil darauf, den Zauber des Anfangs 

wieder und wieder erlebbar zu machen. In gewisser Weise kann ich das 

nachvollziehen – Wikipedia-Beitra ge zu schreiben verliert den Reiz? 

Dann eben Flickr und Facebook ausprobieren. Und wenn das langweilig 

wird – was ist eigentlich mit Instagram?1  

Mit den u brigen Punkten kann ich allerdings deutlich mehr anfangen. 

Das hat pragmatische Gru nde: jeder Wechsel von einer Plattform zur 

na chsten ist mit Arbeit verbunden – neue (informelle) Regeln kennen-

lernen, sich seine Kontakte (wieder) suchen … ich finde das anstren-

gend, auch wenn ich eine prinzipielle Offenheit – prinzipiell gesehen – 

 
1 Wobei Kathrin Passig, nebenbei gesagt, auch keine so rechte Antwort darauf wusste, 

was denn die neuen Orte des Jahres 2019 sein mo gen. 
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richtig finde. Aber vielleicht bin ich schlicht gar nicht so novophil. Viel-

leicht geht es auch anderen so. Was dann erkla ren ko nnte, warum ello, 

mastodon (!) und so weiter alle nicht so richtig abheben. Hier ließe sich 

jetzt ein wunderbarer Exkurs zu lock-in-Effekten, Interoperabilita t und 

der bisher nicht vorhandenen Mo glichkeit, Kontakte u ber Plattformen 

hinweg zu teilen/mitzunehmen, einfu gen.  

Vielleicht lassen sich die u brigen Punkte aber auch als „renovieren/re-

parieren statt abreißen/wegwerfen“ zusammenfassen.2 Damit meine ich 

nicht, dass es seitens der Plattformanbieter sta ndig Updates der Designs 

und Algorithmen gibt. Das nervt eher. Weil es – siehe oben – anstrengend 

sein kann, sich immer wieder auf Neues einzulassen. Stattdessen geht es 

darum, sich einzurichten, sich mit Leuten zu umgeben, sich ansta ndig zu 

verhalten. Auch das ist Arbeit, aber das Ergebnis ist aus meiner Sicht viel 

nachhaltiger als der Reiz des Neuen – es ist na mlich eine Art, im Netz, auf 

einer bestimmten Plattform heimisch zu werden.  

Warum blogge ich das? Weil das eines der Dinge ist, die ich von dem Netzkultur-

festival mitnehme – das andere ist die erstaunte Feststellung, wie diszipliniert, 

undogmatisch und selbstverständlich eine mit einem medial begleiteten 

WhatsApp-Kettenbrief gestartete Bewegung wie Fridays for Future Onlinewerk-

zeuge nutzt, um sich politisch zu organisieren. Da geht es dann um Telefonkon-

ferenzen, um Slack, um Etherpads. Das Netz als Politik-Tool, als große demokra-

tische Bewegung – das ist eine der immer wieder utopisch darauf projizierten 

Vorstellungen. Jenseits des Pathos und jenseits des überhöhten Hypes findet das 

2019 tatsächlich statt.

 
2 Ursula K. Le Guins Bu cher beispielsweise atmen diese Philosophie. 
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Reallabore, Klima und Nachhaltigkeit  

 

 

 

Wissenschaft in der wirklichen Welt 

2. Mai 2018 – Hochschulpolitik, Nachhaltiges Leben, Politik und Gesellschaft 

Zwischen OB-Wahlkampf in Freiburg und dem Besuch der re:publica in 

Berlin will ich doch noch die Gelegenheit nutzen, ein paar Eindru cke 

vom Reallabor-Symposium zusammenzufassen, das letzten Freitag in 

Karlsruhe stattfand. 

Reallabore sind zumindest in bestimmten wissenschaftspolitischen 

Feldern und in der Nachhaltigkeitsforschung ein fester Begriff. Aufbau-

end auf Lehr-Lern-Projekten etwa an der ETH Zu rich fand das Konzept 

„Reallabor“ Eingang in die Empfehlungen der von Wissenschaftsminis-

terin Theresia Bauer eingesetzten Expertenkommission „Wissenschaft 

fu r Nachhaltigkeit“ – und wurde dann auch prompt umgesetzt. Wenn 

ich mein Versta ndnis von Reallaboren (oder, im internationalen Dis-

kurs: „real world laboratories“) zusammenfasse, dann geht es dabei um 

Forschungsprojekte, in denen konkrete (zumeist lokalisierbare) Prob-

leme gelo st werden, indem Wissenschaft und Praxis – idealerweise auf 

Augenho he – diese zusammen definieren (Ko-Design), Lo sungsansa tze 

erproben (Realexperimente) und daraus entstehendes Wissen wieder 

in den wissenschaftlichen Diskurs einspeisen. 

Eine erste Kohorte von sieben baden-wu rttembergischen Reallaboren 

startete 2015, eine zweite folgte 2016 („Reallabor Stadt“). Die Vorhaben 

https://blog.till-westermayer.de/category/fragen-der-politik/hochschulpolitik/
https://blog.till-westermayer.de/category/nachhaltiges-leben/
https://blog.till-westermayer.de/category/fragen-der-politik/
https://mwk.baden-wuerttemberg.de/de/forschung/forschungspolitik/wissenschaft-fuer-nachhaltigkeit/reallabore/
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werden durch zwei Begleitforschungsgruppen unterstu tzt (eine eher mit 

dem Fokus, u bergreifende Erkenntnisse zusammenzufassen, eine eher 

aktiv involviert mit Schulungen, Statusworkshops und Beratung) und, da 

die erste Fo rderperiode von drei Jahren jetzt ausgelaufen ist, evaluiert. 

Auch das u.a. durch das Scientific Theatre Freiburg scho n gestaltete und 

gut besuchte Reallabor-Symposium ist Teil dieser Begleitung.  

Ich werde jetzt nicht auf die einzelnen Vortra ge und Impulse (u.a. von 

Lucia Reisch, Uwe Schneidewind, Theresia Bauer) eingehen und auch 

nicht die vielfa ltigen, sich in einer Messe pra sentierenden Reallabore 

vorstellen. Vielmehr mo chte ich aufschreiben, was ich an u bergreifen-

den Erkenntnissen und Fragen zu diesem neuartigen Forschungsfor-

mat mitgenommen habe. 

Das betrifft erstens die Verortung von Reallaboren als Methode und 

Forschungsformat. Wie erwa hnt, sind sie aus den Empfehlungen der Ex-

pertenkommission „Wissenschaft fu r Nachhaltigkeit“ heraus entstanden 

und entsprechend an Nachhaltigkeitsforschung gekoppelt. Sie sind also – 

fu r Wissenschaft zuna chst einmal unu blich – explizit normativ unterfu t-

tert, insofern es hier um Problemlo sung im Sinne nachhaltiger Entwick-

lung geht. Eine Debatte auf dem Symposium drehte sich um die Frage, ob 

und inwieweit diese Methode verallgemeinerbar ist. Lassen sich damit 

auch Probleme angehen, die nichts mit Nachhaltigkeit zu tun haben, so-

lange es um Gemeinwohl und eine bessere Zukunft geht? Bedarf es der 

normativen Unterfu tterung als Leitstern, droht sonst Beliebigkeit? Oder 

ist sogar die Orientierung an Nachhaltigkeit gerade eine Besonderheit 

der Reallabore, die sie von vergleichbaren Formaten der Konsumfor-

schung oder der Soziologie (etwa Aktionsforschung) unterscheidet? 

Eine zweite Debatte, auf die im Symposium immer wieder Bezug ge-

nommen wurde, ist die Doppel- oder sogar Dreifacherwartung an die Re-

allabore. Sie sollen Transformationsforschung betreiben, sie sollen trans-

formative Forschung betreiben, und sie sollen zu Wissenschaft im Sinn 

von disziplina rer Forschung und Lehre – Vero ffentlichungen, Promoti-

onsvorhaben, Lehrveranstaltungen – beitragen. Die Unterscheidung zwi-

schen Transformationsforschung und transformativer Forschung habe 

ich dabei so verstanden, dass „Transformationsforschung“ Forschung 
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daru ber ist, wie die gesellschaftliche Transformation im Sinne nachhalti-

ger Entwicklung von statten gehen kann, wa hrend „transformative For-

schung“ Forschung ist, die durch die Forschung selbst zu dieser Transfor-

mation beitra gt. 

Diese Mehrfacherwartung an Reallabore fu hrt selbstversta ndlich zu 

Spannungen. Ko-Design, offene Forschungsfragen und scheiternde Ex-

perimente ko nnen problematisch sein, wenn herko mmliche Maßsta be 

von Wissenschaft angelegt werden. Akteure in Reallaboren sind gleich-

zeitig Expert*innen in der Sache und Aktivist*innen. Diese Rollen aus-

einander zu halten und zu sortieren, und mit den unterschiedlichen An-

forderungen, die daran gestellt werden, klarzukommen, ist, das wurde 

deutlich, nicht immer einfach. Die unterschiedlichen Reallabore schei-

nen mir damit unterschiedlich umgegangen zu sein – einige haben sich 

sta rker in Richtung transformativer Aktivita ten geneigt, andere eher 

den (inter-)disziplina ren Charakter ihrer Arbeit hervorgehoben. Nahe-

liegend, aber im Konflikt zu den Selbstversta ndlichkeiten des Wissen-

schaftssystems stehend, wa re eine interne Rollenteilung zwischen akti-

vistischer/moderierenderen Rollen einerseits und wissenschaftsna he-

ren Rollen andererseits.  

Drittens war – vor dem normativen Hintergrund und vor den gerade 

beschriebenen Spannungen – die Erwartung an die transformative 

Wirkung der Reallabore ein Thema. Das Format, Akteure aus der Pra-

xis – inklusive der „Zivilgesellschaft“ – und Wissenschaft gemeinsam 

auf die Lo sung von Problemen loszulassen, scheint mir bei relativ klar 

umrissenen, o rtlich begrenzten Problemstellungen gut zu funktionie-

ren, wenn es etwa um Stadtteilentwicklung geht, um lokale Wirt-

schafts-, Energie- oder Erna hrungssysteme oder wie im Reallabor 

Nordschwarzwald um die Entwicklung einer Region.  

Noch nicht wirklich absehbar scheint mir hingegen, ob das hier pro-

duzierte Wissen u ber den lokalen Fall hinaus skalierbar und anwend-

bar ist. Reallabore ero ffnen – systematisch beobachtete – Erfahrungs- 

und Utopiera ume, und ko nnten dies auch noch sta rker tun, auch das 

wurde in der Veranstaltung gefordert. Ob und wie gut Reallabore 

funktionieren, wenn das Feld gro ßer und abstrakter wird, sagen wir: 
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ein Reallabor „Grundeinkommen“, scheint mir eine offene Frage 

zu sein.1 

Damit verbunden ist fu r mich die u bergreifende Frage, welchen Bei-

trag Reallabore u berhaupt zu sozial-o kologischen Transformation bei-

tragen ko nnen, d.h.: Wie viel Vera nderung findet auf Mikro- und Me-

soebene statt, und wo wa ren o konomische oder politisch-regulierende 

Eingriffe auf der Makroebene notwendig, um Wirtschaft und Gesell-

schaft in Richtung der sozial-o kologischen Transformation zu lenken? 

Reallabore als Ra ume reflektiertet lokaler Erfahrung liefern hier sicher 

einen wichtigen Beitrag, wenn es darum geht, Stellschrauben zu identi-

fizieren und mo gliche Lo sungen im „Realexperiment“ auszutesten. 

Nachhaltig wirksam werden sie, befu rchte ich, jedoch erst, wenn u ber-

geordnet eingegriffen wird. 

Ein viertes Thema des Symposiums schließlich waren die Erfahrun-

gen der Reallabor-Akteure mit den konkreten Bedingungen der baden-

wu rttembergischen Fo rder- und Ausschreibungsbedingungen. Das 

u berschneidet sich zum Teil mit den oben dargestellten in Spannung 

zueinander stehenden Erwartungen. Daneben habe ich drei Themen-

komplexe wahrgenommen: die Fo rderdauer bis hin zu einer mo glichen 

Verstetigung, die Frage, wer und was u berhaupt gefo rdert wird, und die 

methodologische Unterstu tzung.  

Die auf drei Jahre angelegte Fo rderung wurde von vielen Seiten als zu 

kurz angesehen; auch wenn jetzt einige wenige Reallabore eine Verla n-

gerung um weitere zwei Jahre erhalten, bleibt dies deutlich hinter den 

5+3 oder 4+4 Jahren, die im Symposium im Raum standen. Forderun-

gen gingen dabei bis hin zu fu nfzig (!) Jahren oder gar einer dauerhaften 

Verstetigung der Reallabore. Hier wa ren dann aus meiner Sicht aller-

dings die Grenzen der Projektfo rderung erreicht, und die Institutionen 

– am KIT scheint das zu gelingen – gefragt, an denen die Reallabore an-

gesiedelt sind. Wa hrend eine la ngere Fo rderung mit Blick auf die Pro-

zesse und Abla ufe nachvollziehbar wirkt – einige Zeit muss ja beispiels-

 
1 Spannend du rften hier die Ergebnisse des Reallabors „Stadt-Raum-Bildung“ sein, das 
in verschiedenen Sta dten Schularchitektur als Grundlage individualisierten und ko-

operativen Lernens erforscht – Einzelfalloptimierung oder u bertragbare Ergebnisse? 
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weise fu r die Erarbeitung der Forschungsfragen gemeinsam mit Praxis-

akteuren aufgewendet werden, die Umsetzung und Evaluierung der 

Wirkung von konkreten Vera nderungen bracht Zeit – in ich skeptisch, 

ob der Charakter Reallabor zu einer Dauerfo rderung passt. Wa re das 

noch ein Langzeitexperiment, wa re es ein institutioneller Hafen fu r un-

terschiedliche Reallaborprojekte, oder doch eher so etwas wie wissen-

schaftlich unterstu tzte Quartiersarbeit? 

Was gefo rdert wird, ist ebenfalls eine spannende Debatte. Als For-

schungsfo rderung waren die Ausschreibungen des MWK Baden-Wu rt-

temberg so aufgesetzt, dass eine Hochschule Hauptantragstellerin war, 

die dann freie Forschungseinrichtungen, Kommunen und Praxis-

partner mit ins Boot geholt hat. Geldflu sse direkt an Praxispartner sind 

dagegen bisher nicht vorgesehen und wu rden der Logik der For-

schungsfo rderung widersprechen. Andererseits ko nnte es aber durch-

aus zielfu hrend sein, Gelder direkt an die Praxis zu geben, die sich dafu r 

dann „Wissenschaft“ einkauft. Aber auch jenseits dieser grundsa tzli-

chen Frage scheint es Probleme dahingehend gegeben zu haben, wel-

che Aktivita ten innerhalb der Reallabore finanziert werden konnten 

und welche nicht. 

Ein Ergebnis der Begleitforschung sind zwei Methodenhandbu cher fu r 

Reallabore. Auch hiermit verbinden sich m.E. wichtige Fragen. Im Sym-

posium angesprochen wurde die Notwendigkeit, Weiterbildungen fu r 

Reallabor-Akteure anzubieten. Zum Teil war dies wohl Bestandteil der 

Begleitforschung; eine systematische Verankerung von Reallabor-Metho-

den (und des theoretischen Hintergrunds der Reallabore) scheint es je-

doch bisher nicht zu geben. Dies ko nnte dazu fu hren, dass jedes neue Fo r-

dervorhaben „Reallabor“ sich die damit verbundenen Abla ufe und Me-

thoden immer wieder neu aneignen und diese aushandeln muss. Wa h-

rend ein solcher Aushandlungs- und Suchprozess sicher auch Vorteile 

hat, ko nnte ich mir vorstellen, dass eine – organisatorisch ganz unter-

schiedlich denkbare – Institutionalisierung von „Theorie und Methode 

des Reallabors“ in der Hochschullandschaft hilfreich sein ko nnte, um 

zum einen dezidierte Reallabor-Forschungsprojekte zu unterstu tzen und 

um zum anderen die diesem Forschungsformat zugrundeliegenden 
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Ideen in den „normalen“ Wissenschaftsbetrieb einfließen zu lassen, ohne 

in die Plastikwortfalle beliebiger Dehn- und Deutbarkeit zu laufen. 

Insgesamt nehme ich mit, dass der Impuls Reallabor als Wissen-

schaftsinnovation Wurzeln und Triebe geschlagen hat und eine Vielfalt 

an Fru chten tra gt. Wichtig wa ren aus meiner Sicht jetzt eine Weiterent-

wicklung und Verankerung dieses Formats im Sinne der eben skizzier-

ten U berlegungen. Wichtig wa re es aber auch, Wissenschaft fu r Nach-

haltigkeit nicht auf dieses Format zu verku rzen, sondern zu u berlegen, 

welche weiteren Impulse notwendig sind. Die Empfehlungen der Ex-

pertenkommission – auch darauf wurde im Symposium verwiesen – 

enthalten hier durchaus noch weiteren Stoff, den sich noch einmal an-

zugucken lohnen ko nnte.
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Bits und Bäume und dazwischen 
Zwischenräume 

20. November 2018 – Digitales Leben, Nachhaltiges Leben, Politik und Gesellschaft 

„Nachhaltigkeit“ und „Digitalisierung“ sind zwei der großen Themen 

unserer Zeit. Insofern fand und finde ich es eine großartige Idee, die 

Schnittmenge zwischen diesen beiden Entwicklungen genauer zu be-

leuchten, wie dies mit der Konferenz „Bits und Ba ume“1 an diesem Wo-

chenende in Berlin umgesetzt wurde.  

Ich will jetzt gar keinen Konferenzbericht im u blichen Sinne schreiben. 

Es gab ungefa hr 130 verschiedene Veranstaltungen, rund 1300u ber 

1700 Leute waren da, und die TU Berlin verwandelte sich fu r zwei Tage 

in ein wuseliges O ko-Tech-Camp. Wer einzelne der Vortra ge nachgucken 

will, kann diese auf der Medienseite des CCC2 finden – es lohnt sich 

durchaus, vom 8-Minuten-„Sporangium“ bis zu den großen Podien und 

Panels. Und wer ganz knapp wissen mo chte, warum das mit der Digitali-

sierung und der Nachhaltigkeit nicht so einfach ist, sollte sich die Ero ff-

nungsvortra ge von Tilman Santarius und von Lorenz Hilty anschauen. 

Ich verrate schon mal: Rebound-Effekte haben einiges damit zu tun. 

 
1 https://bits-und-baeume.org/  
2 https://media.ccc.de/c/bub2018  

https://bits-und-baeume.org/de
https://media.ccc.de/c/bub2018
https://bits-und-baeume.org/
https://media.ccc.de/c/bub2018
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Vorbereitet und getragen wurde die Bits und Ba ume von der TU Berlin 

und neun Organisationen aus der Zivilgesellschaft, finanziert unter ande-

rem durch die Deutsche Bundesstiftung Umwelt. Ein Blick auf die Orga-

nisationen im Tra gerkreis weist schon auf ein Ungleichgewicht hin, das 

in der Konferenz selbst meines Erachtens nach deutlich spu rbar war.  

Im Tra gerkreis vertreten waren zum einen o kologisch orientierte Ver-

ba nde – der BUND und der Deutsche Naturschutzring – sowie das Insti-

tut für ökologische Wirtschaftsforschung (mit der Forschungsgruppe 

Nachhaltigkeit und Digitalisierung als Nukleus). Dazu kamen mit Brot 

fu r die Welt und Germanwatch zwei eher im entwicklungspolitischen 

Arm der Nachhaltigkeitsbewegung verankerte Organisationen. Auch 

das mo glicherweise eher unbekannte Konzeptwerk Neue Ökonomie aus 

Leipzig geho rte dem Tra gerkreis an; das Konzeptwerk ist eng mit der 

Suffizienz- und Postwachstumsidee verbunden und organisiert u.a. die 

Degrowth-Sommerschulen.  

Wer mitgeza hlt hat, findet hier vier große NGOs und zwei „Think-

tanks“ aus der Nachhaltigkeitsszene, also „Ba ume“.3 In der Summe also 

sechs Ba ume. Die „Bits“, also die Digitalisierungsseite, war im Tra ger-

kreis durch drei Organisationen vertreten: der Chaos Computer Club 

(CCC) als seit den 1980er Jahren bestehende Hacker-Vereinigung, das 

ebenso lange schon wirkende Forum InformatikerInnen für Frieden und 

gesellschaftliche Verantwortung (FIfF) sowie die ju ngere Open Knowledge 

Foundation Deutschland, die sich um Informationsfreiheit und offene Da-

ten ku mmert. Halb dazugeza hlt werden ko nnte noch netzpolitik.org als 

Medienpartner. 

Das klingt erst einmal gut: auf der einen Seite ein breites Spektrum an 

Nachhaltigkeitsbewegten, auf der anderen Seite die technisch interes-

siere Welt mit ihrem Kampf fu r informationelle Selbstbestimmung, Da-

tensicherheit und fu r einen verantwortlichen Umgang mit Technik. 

Dass es dabei eine gewisse Asymmetrie zwischen den Ba umen und den 

Bits gab, sei’s drum. Habituell auf beiden Seiten: das linksgru nsozialde-

 
3 Irgendwo muss ich nochmal loswerden, dass „Baum“ auch ein Fachbegriff aus der In-
formatik ist, der eine bestimmte Klasse von Datenstrukturen bezeichnet. Und weil ich 

keinen besseren Ort dafu r gefunden habe, mache ich das hier. 
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mokratische Milieu, tendenziell akademisch und/oder protestantisch, 

vereint fu r das Gute. 

Hier wird nun allerdings auch schon eine erste Leerstelle deutlich: Di-

gitalisierung, der digitale Wandel, kommt bereits durch die Auswahl 

der Tra gerkreisorganisationen bei der Bits und Ba ume mit einer ganz 

spezifischen Zuschreibung daher, die irgendwo zwischen dem selbst 

Basteln und Tu fteln technischer Gera te und Programme, dem erhobe-

nen Zeigefinger, was mit Algorithmen, U berwachung und Datensam-

meln alles passieren kann und der Bewegung fu r offene Daten (stellver-

tretend auch offene Quellcodes) verortet ist. Zentrale Forderung: infor-

mationelle Selbstbestimmung, zentraler Wunsch – wie es Constanze 

Kurz fu r den CCC sinngema ß bei der Ero ffnung formulierte – „von den 

O kos lernen, wie eine Bewegung so aufgestellt wird, dass sie u berall an-

kommt und effektiv etwas bewegt“.  

Im Konkreten des Kongressprogramms war damit dann auch schnell 

klar, wie die Grenzlinie zwischen Gut und Bo se gezogen werden kann: 

datensammelnde globale Konzerne hier, lokale Initiativen mit Rasp-

berry-Pi-Bastelei und „Gegeno ffentlichkeit“ da. Entsprechend hieß ei-

ner der Workshops mit dem gro ßten Zuspruch dann auch „Facebook 

zerschlagen“. 

Gepaart mit dem starken Schwerpunkt bei Suffizienz und Postwachs-

tum auf der Nachhaltigkeitsseite – und damit einem ganz bestimmten 

Bild des guten Lebens, gekennzeichnet durch Genu gsamkeit und Zwi-

schenmenschlichkeit – ergab sich dann ein Programm, dessen Schnitt-

stelle im Lob der selbstverwalteten und selbstbestimmten Nische zu 

finden war aka „Digitale Suffizienz“. Oder, etwas zugespitzt: endlich gibt 

es auch eine o kologische Begru ndung fu r Datensparsamkeit – weil je-

der Datenverkehr Strom verbraucht. Was ja auch stimmt, aber trotz-

dem ist es mir zu wenig. 

Das klingt jetzt ziemlich negativ und wird der Bits und Ba ume nicht 

wirklich gerecht. Das Programm war spannend, insbesondere da, wo es 

konkret wurde – etwa in der Vorstellung von CoWorkLand, oder bei der 

Frage, wie Open-Source-Soft- und Hardware fu r eine solidarische Land-

wirtschaft genutzt werden kann, oder beim ganz konkreten Blick da-

https://www.boell-sh-digital.de/coworkland/
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rauf, wo eigentlich die Ressourcen- und Energieverbra uche von Soft-

ware und Websites herkommen. Und eine selbstbestimmte Aneignung 

von Technologie zu finden – auch das ist mir sehr sympathisch; nicht 

zuletzt deshalb, weil ich mich biografisch in beiden Bewegungen veror-

ten wu rde. Und wenn das Ganze dann noch auf einer scho n gestalteten 

Konferenz stattfindet, mit Rampenplan-Volksku che, kulturellem Bei-

werk und hu bschen Lichteffekten – warum dann meckern? 

Trotzdem. Was mir fehlte, war die direkte, produktive Auseinanderset-

zung mit den Akteuren, die Digitalisierung gestalten. Das ist, egal, ob mir 

das gefa llt oder nicht, gro ßtenteils die Wirtschaft. Die tauchte, soweit ich 

es wahrgenommen habe, nur randsta ndig auf – die DBU als Sponsor be-

richtet u ber ihr Programm nachhaltig.digital, das Fairphone und posteo 

waren irgendwie pra sent, und als Diskursgegenstand wurde selbstver-

sta ndlich dauernd u ber Google und Microsoft oder auch u ber die Tele-

kom gesprochen. Und in a hnlicher Weise ließe sich das auch u ber die in-

stitutionelle Politik sagen, die ebenfalls eher ausgeblendet wurde. 

Wenn es stimmt, dass sa mtliche Effizienzgewinne in der Chipgestal-

tung – immer kleinere und damit ressourcena rmere, immer sparsa-

mere Chips – von zunehmenden Softwareanforderungen und der im-

mer schnelleren Verbreitung der IT weltweit aufgefressen werden; 

wenn das Smartphone zum Wegwerfprodukt wird, das dazu beitra gt, 

einige Rohstoffe dramatisch knapp werden zu lassen und andere unter 

menschenunwu rdigen Bedingungen zu extrahieren, zusammengebaut 

in ausbeuterischen Fabriken, ohne irgendeine Form der Mitbestim-

mung; wenn die Visionen „smarter“ Sta dte und „smarter“ Haushalte 

und „smarter“ Verkehrssysteme letztlich zu durchkommerzialisierten 

Neonwelten fu hren – warum dann nicht mit denen reden, die ein be-

stimmtes Bild von Digitalisierung propagieren und damit diese Ent-

wicklungen vorantreiben? 

Vielleicht ist die Vorstellung naiv, dass so ein Dialog produktiv sein 

ko nnte. Vielleicht ist eine Versta ndigung zwischen hohlen Hochglanzflos-

keln auf der einen Seite und einem ganz bestimmten Bild des „guten Le-

bens“ auf der anderen Seite nicht mo glich. Andererseits glaube ich, dass 

es kluge Formate geben ko nnte, in denen ein solcher Austausch organi-
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siert werden ko nnte, der nicht bei Werbeversprechen stehen bleibt. Aber 

das hieße, sich ein bisschen aus der Nische (auch aus der Berliner Nische) 

herauszuwagen. Die Grenzlinien zwischen gutem Leben und smarter Zu-

kunftsvision wa ren dann nicht mehr so klar gezogen.  

Vielleicht wa re dann der Forderungskatalog4 der Tra gerorganisatio-

nen auch etwas anders ausgefallen. So jedenfalls ist er so richtig wie er-

wartbar: ganz viel, was nachhaltige Digitalisierung sein soll und an wel-

chen Zielen (friedens-, umwelts-, entwicklungspolitische) sie ausgerich-

tet sein soll (durch wen? wie?). Sie soll demokratische und emanzipato-

rische Potenziale sta rken, digitale Monopole sollen kontrolliert werden, 

Datenschutz, Manipulationsfreiheit und informationelle Selbstbestim-

mung werden groß geschrieben, en kritischer Umgang mit Technik muss 

gelernt werden, die La nder des Su dens sollen eigene Wege der Digitali-

sierung gehen ko nnen, Menschenrechte und Umweltstandards mu ssen 

durch die Technologiekonzerne gewa hrleistet werden, und Soft- und 

Hardware muss sicher, offen und reparierbar sein. 

Wie gesagt – gro ßtenteils sich das Forderungen, denen ich mich sofort 

anschließen kann. Anders als bei beispielsweise der Energiewende sind 

die globalen Abha ngigkeiten und Vernetzungen hier aber gro ßer, der 

Wandel auch der technologischen Basis schneller – AI, anyone? – die Ge-

staltungsspielra ume durch Verbraucherentscheidungen kleiner. Deswe-

gen vermute ich, dass der Ru ckfall auf die erprobten Handlungsmuster 

der neuen sozialen Bewegungen (Forderungskatalog, Kampagne, Boy-

kott, Bewusstseinsbildung, Demonstration) hier nur begrenzt erfolgreich 

sein wird.  

Digitalisierung so mitzugestalten, dass die darin enthaltenen Potenzi-

ale fu r Mensch und Umwelt sich entfalten ko nnen, dass sie nicht zum 

na chsten großen festgefahrenen technologischen Lock-in wird, der in 

zwanzig Jahren dann mu hsam „gewendet“ werden muss, heißt: jetzt 

Weichen zu stellen. Die werden in den, um den Begriff aufzunehmen, 

Technologiekonzernen, gestellt – und durch neue wirtschaftliche Ak-

 
4 https://netzpolitik.org/2018/bits-baeume-forderungen-fuer-mehr-digitale-nach-

haltigkeit/  

https://netzpolitik.org/2018/bits-baeume-forderungen-fuer-mehr-digitale-nachhaltigkeit/
https://netzpolitik.org/2018/bits-baeume-forderungen-fuer-mehr-digitale-nachhaltigkeit/
https://netzpolitik.org/2018/bits-baeume-forderungen-fuer-mehr-digitale-nachhaltigkeit/
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teure. Wo bleiben die O ko- und Sozial-start-ups? Diese Weichen werden 

aber auch politisch gestellt. Im kleinen Maßstab geschieht das landes- 

und bundespolitisch, u brigens in sa mtlichen Politikfeldern. Da geht es 

beispielsweise um Beschaffungsverordnungen und Ausfu hrungsbe-

stimmungen fu r Forschungsfo rderprogramme. Klingt furchtbar, kann 

aber etwas bewegen. Die eigentliche Arena ist hier jedoch die Europa i-

sche Union; schlicht deswegen, weil eine nationale Regulierung in vie-

len Fa llen ins Leere greift. Im Mai 2019 finden die Europawahlen statt. 

Auch diese werden mit daru ber entscheiden, ob der digitale Wandel 

nachhaltig und menschenfreundlich gestaltet werden kann oder nicht. 

Vielleicht ein Ansatzpunkt? 

Dazu mu sste es aber, als wirkma chtiges Gegenbild – und um diesen 

heißen Brei ist die Bits und Ba ume ebenfalls eher herumgeschlichen – 

auch so etwas wie eine optimistische, positive Vision eines durch digi-

tale Technik ermo glichten „guten Lebens“ geben – Entlastung von mu h-

seliger Arbeit, Erma chtigung, Bereitstellung von angepasstem Wissen 

oder auch die Herstellung perso nlicher Na he u ber Entfernungen wa ren 

einige Stichworte, die mir dazu einfallen (nein, Linux und die lokale 

Bastello sung sind es nicht.) Konkret ließe sich das dann herunterbre-

chen: wie sieht das o kosmarte Energienetz aus, wie die digital gestu tzte 

Verkehrswende? Auch daru ber wurde fu r meinen Geschmack viel zu 

wenig nachgedacht. 

Warum blogge ich das? Weil ich länger überlegt habe, warum ich trotz zweier 

großer Themen, die mich schon lange umtreiben, bei der Bits und Bäume das 

Gefühl eines großen blinden Flecks hatte.
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Die Welt lässt sich ändern 

8. Juni 2019 – Nachhaltiges Leben, Politik und Gesellschaft 

Es gibt jetzt ein paar Umfragen unterschiedlicher Institute, in denen 

Gru ne bundesweit vor CDU und CSU liegen. Das macht mir Mut – ich 

deute diese Zahlen so, dass es eine gesellschaftliche Mehrheit dafu r 

gibt, die Klimakrise anzugehen und zu handeln.  

In gewisser Weise kulminiert hier die Repolitisierung der deutschen 

Gesellschaft seit dem letzten Jahr. Seebru cke, Unteilbar, Großdemos, der 

Hambacher Wald – und Fridays for Future. Plo tzlich wird wieder u ber 

Politik gesprochen. Das Ende der Geschichte liegt lange zuru ck. Trump 

und Brexit-Großbritannien haben deutlich gemacht, dass politische 

Mehrheiten eine Rolle spielen, dass demokratische Errungenschaften 

zerbrechlich sind. Die Wahlbeteiligung steigt. Und solange SPD und 

CDU/CSU nicht in der Lage sind, diese Repolitisierung ernst zu nehmen, 

mit der nun eben auch ein ganz anderer Stil, eine ganz andere An-

spruchs- und Erwartungshaltung Politik gegenu ber einhergeht, so-

lange bleibt es bei der Zersto rung der Volksparteien.  

https://www.flickr.com/photos/tillwe/3052215851/in/photolist-5DMF4b-5DHpre-5DHoDF-5gaXtX-vWEax-vWDVY-vWDR7-vWDT2-4pvGJ-4pvHB-4pvGr
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Aber wenn ich u ber diesen Text geschrieben habe, dass die Welt sich 

a ndern la sst, dann geht es mir nicht um Umfragemehrheiten. Vielmehr 

schreibe ich ihn, weil die Klimakrise eine eminent politische Frage ist. 

Und ja: ich bin u berzeugt davon, dass diese Frage sich beantworten la sst. 

Vielleicht braucht es dafu r eine Anstrengung wie bei der Mondlandung.  

Damit es so eine Anstrengung gibt, braucht es politische Mehrheiten. 

Deswegen machen die Umfragezahlen Hoffnung. Es braucht aber noch 

etwas anderes, und das ist da: gesellschaftliche Mehrheiten dafu r, einen 

Fokus, ein Ziehen in dieselbe Richtung. Und ich zumindest nehme es so 

wahr, dass wir jetzt an diesem Punkt sind. 

Bei Diskussionen u ber Klimapolitik wird gerne auf die Einfu hrung des 

Katalysators zuru ckgegriffen, oder auf das Montreal-Protokoll, mit dem 

in gemeinsamer globaler Anstrengung der Ausstoß von FCKW minimiert 

und das Ozonloch reduziert wurde. Montreal ist scho n und gut – mal ab-

gesehen von einzelnen Fabriken in China, die jetzt plo tzlich wieder FCKW 

emittieren – aber ich glaube, der richtige Vergleich fu r Klimapolitik ist ein 

anderer. Die Gurtpflicht beim Auto,1 auch auf den Ru cksitzen, ko nnte ein 

Beispiel sein. 1976 war ich ein Jahr alt, damals wurde gegen große gesell-

schaftliche Kritik die Anschnallpflicht auf dem Vordersitz von Autos 

durchgesetzt. 1979 war ich vier Jahre alt, ab diesem Zeitpunkt mussten 

Gurte auch bei den Ru cksitzen eingebaut werden, ab 1988 – ich war 13 – 

gab es die Pflicht, auf Autoru cksitzen Dreipunktgurte einzubauen, sagt 

die Wikipedia. Eine Pflicht, Gurte auf der Ru ckbank zu benutzen, gibt es 

fu r Erwachsene seit 1984, fu r Kinder gibt es erst ab 1993 eine Siche-

rungspflicht. Was ich damit sagen will: ich habe als Kind noch miterlebt, 

dass es Debatten darum gab, dass der Staat Autofahrer*innen jetzt vor-

schreiben mo chte, nur noch angeschnallt zu fahren. Was heute als vo llig 

normale Sicherheitsmaßnahme erscheint, war einmal heiß umka mpfter 

Eingriff in die Freiheit der Autofahrenden. Die Welt la sst sich a ndern. 

Noch deutlicher wird es vielleicht beim Rauchverbot.2 Zu meiner 

Schulzeit gab es selbstversta ndlich eine Raucherecke auf dem Schulge-

 
1 http://de.wikipedia.org/wiki/Sicherheitsgurt  
2 https://de.wikipedia.org/wiki/Rauchverbot  

https://de.m.wikipedia.org/wiki/Sicherheitsgurt
https://de.m.wikipedia.org/wiki/Rauchverbot
http://de.wikipedia.org/wiki/Sicherheitsgurt
https://de.wikipedia.org/wiki/Rauchverbot
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la nde. Bis 2007 gab es noch Raucherabteile bei der Deutschen Bahn, die 

Lufthansa erlaubte noch bis zur Mitte der 1990er Jahre – 1995 war ich 

20 – das Rauchen im Flugzeug. Bundesbeho rden wurden 2007 rauch-

frei. In Baden-Wu rttemberg untersagt das Landesnichtraucherschutz-

gesetz3 seit August 2007 das Rauchen „in Gaststa tten, Schulen, Jugend-

ha usern, Kindertagessta tten, Krankenha usern und Pflegeeinrichtun-

gen. Gleiches gilt fu r Beho rden, Dienststellen und sonstige Einrichtun-

gen des Landes und der Kommunen, außer Justizvollzugsanstalten.“  

2007 ist gerade einmal 12 Jahre her. Ich kann mich – als lebenslanger 

Nichtraucher – noch gut an die Debatten daru ber erinnern, die wir 

selbst im gru nen Kreisverband gefu hrt haben: Was wiegt ho her? Der 

Schutz vor Passivrauch oder die Freiheit der Raucher*innen, sich nach 

dem Essen eine Zigarette anzuzu nden? Raucherabteile in Zu gen (und 

deren Gestank) kenne ich ebenso aus eigener Anschauung wie ver-

rauchte Kneipen. Heute erscheint mir beides undenkbar, und ich rege 

mich daru ber auf, wenn jemand an der Straßenbahnhaltestelle raucht, 

und empfinde das ebenso als sto rend wie Rauch, der aus dem Innenhof 

oder von Nachbarbalkonen in meine Wohnung zieht. 

Hier sind verschiedene Dinge zusammengekommen: eine neue Ak-

zeptanz medizinischer Fakten und eine Ende des Glaubens an Zigaret-

tenindustrie-Studien, die sogar eine Gesundheitsfo rderung durch das 

Rauchen sahen. Ein gesellschaftlicher Stimmungswandel. Politische 

Maßnahmen auf nationaler und regionaler Ebene. Warnhinweise und 

Werbeverbote. Und 2005 mit der WHO-Tabakrahmenkonvention4 auch 

eine internationale U bereinkunft zum Schutz von Nichtraucher*innen. 

Viele La nder haben a hnliche Gesetze erlassen. 

Im Ergebnis hat sich die Welt vera ndert. Der Zigarettenkonsum ist zu-

ru ckgegangen, ebenso die Zahl der Raucher*innen5. Es wird nicht mehr 

als selbstversta ndlich angesehen, irgendwo Rauchen zu ko nnen. Ob 

 
3 https://www.rauchfrei-info.de/das-ist-geregelt/laendergesetze-zum-nichtraucher-
schutz/  
4 https://de.wikipedia.org/wiki/Rahmen%C3%BCbereinkom-

men_der_WHO_zur_Eind%C3%A4mmung_des_Tabakgebrauchs  
5 https://www.rauchfrei-info.de/die-gesellschaft/raucherquote-bei-erwachsenen/  

https://de.m.wikipedia.org/wiki/Nichtraucherschutzgesetze_in_Deutschland
https://de.m.wikipedia.org/wiki/Nichtraucherschutzgesetze_in_Deutschland
https://www.rauchfrei-info.de/informieren/gesetzliche-regelungen/laendergesetze-zum-nichtraucherschutz/baden-wuerttemberg/
https://www.rauchfrei-info.de/informieren/gesetzliche-regelungen/laendergesetze-zum-nichtraucherschutz/baden-wuerttemberg/
https://de.m.wikipedia.org/wiki/Rahmen%C3%BCbereinkommen_der_WHO_zur_Eind%C3%A4mmung_des_Tabakgebrauchs
https://www.rauchfrei-info.de/informieren/verbreitung-des-rauchens/raucherquote-bei-erwachsenen/
https://www.rauchfrei-info.de/das-ist-geregelt/laendergesetze-zum-nichtraucherschutz/
https://www.rauchfrei-info.de/das-ist-geregelt/laendergesetze-zum-nichtraucherschutz/
https://de.wikipedia.org/wiki/Rahmen%C3%BCbereinkommen_der_WHO_zur_Eind%C3%A4mmung_des_Tabakgebrauchs
https://de.wikipedia.org/wiki/Rahmen%C3%BCbereinkommen_der_WHO_zur_Eind%C3%A4mmung_des_Tabakgebrauchs
https://www.rauchfrei-info.de/die-gesellschaft/raucherquote-bei-erwachsenen/
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sich direkte kausale Gesundheitseffekte zeigen lassen, ist umstritten – 

es gibt aber zumindest Indikatoren dafu r.  

Ich kann mir gut vorstellen, dass wir in zwo lf Jahren in einer Welt le-

ben werden, in der fossile Brenn- und Kraftstoffe als aus der Zeit gefal-

len gelten. In der regelma ßiger Fleischkonsum als Laster gilt, und in der 

selbstversta ndlich jeder Flug mit einer CO2-Kompensation verbunden 

ist, wenn er denn u berhaupt angetreten wird. Die ersten kleinen Stein-

chen in diese Richtung rollen gerade den Hang herab. Sobald daraus 

eine Lawine wird, kann sich die Welt erstaunlich schnell vera ndern. 

Dann greifen politische und gesellschaftliche Verschiebungen ineinan-

der. Vormals randsta ndige Positionen sind plo tzlich common sense der 

Mitte der Gesellschaft. Und dafu r lohnt es sich, jetzt zu ka mpfen. 

Warum blogge ich das? Weil mir der Blick auf diese „historischen“ – so lange 

ist’s gar nicht her – Beispiele Mut macht.
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Nicht ablenken: die Klimakrise kann nur 
politisch gelöst werden 

21. Juli 2019 – Nachhaltiges Leben, Politik und Gesellschaft, So grün, so grün, 

Soziologisch gesehen 

Oft sind Twitterdebatten furchtbar, aber manchmal sind sie tatsa chlich 

fruchtbar. Aber ich fange noch mal anders an. Nehmen wir an, ein Land 

ha tte sich vorgenommen, den Mond zu erreichen. Ein milliardenteures 

Vorhaben. Es muss eine entsprechende Forschungslandschaft und In-

dustrie aufgebaut werden. Astronaut*innen mu ssen gefunden und trai-

niert werden. Und so weiter. In diesem Land aber ist das anders. Es gibt 

eine breite o ffentliche Debatte daru ber, wie wichtig es sei, den Mond zu 

erreichen. Und deswegen wu rden alle Bu rger*innen ab sofort dazu auf-

gerufen, Leitern auf ihren Hausda chern zu befestigen, gerne auch hohe. 

Jedes bisschen hilft! Wer Astronaut*in werden will, sollte selbstver-

sta ndlich auf die ho chste Leiter auf dem ho chsten Haus klettern. 

https://www.flickr.com/photos/tillwe/33797951495/in/photolist-Tfxqqw-MmDiTu-TfxqFS-TuBktD-TuBjM8-Tfxppy-SUC6Pm-SUC8Tb-SUC6eo-SUC98u-trEgY-iKwib-5TvAU-rWPbsh
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Der Vergleich hinkt. Trotzdem hilft er. In gewisser Weise ist die Lo -

sung der Klimakrise ein Moonshot-Projekt. Alles muss sich darauf aus-

richten, Treibhausgasemissionen zu reduzieren und Senken zu schaffen 

(also zum Beispiel Ba ume zu pflanzen). Ein relevanter Teil der o ffentli-

chen Debatte bescha ftigt sich damit, was jede und jeder selbst tun kann. 

Vegetarische Erna hrung. Eine autofreie Mobilita t. Keine Flu ge.  

Wenn alle das tun wu rden, dann wa re das in der Tat relevant. Wo-

bei: etwa die Ha lfte der deutschen Treibhausgasemissionen1 kommen 

aus dem verarbeitenden Gewerbe inkl. Bau und der Energiegewinnung. 

Der Verkehrssektor insgesamt macht etwa 18 Prozent von Deutsch-

lands Treibhausgasemissionen aus, der ganz u berwiegende Anteil ist 

auf den Straßenverkehr zuru ckzufu hren. Wobei ich ehrlich gesagt keine 

Ahnung habe, wie der in Deutschland startende und landende Flugver-

kehr in diese Bilanzen eingerechnet wird.2 

Wie dem auch sei: individuelles Verhalten betrifft nur einen relativ 

kleinen Anteil der Treibhausgasemissionen. Der Alltagsverkehr – Auto 

oder nicht – spielt dabei eine große Rolle, der Strommix, die Wa rmever-

sorgung und Da mmung. Trotzdem fokussiert sich die o ffentliche De-

batte gerne auf Flu ge. Hm. (Global soll der Flugverkehr3 fu r etwa 5 Pro-

zent aller Treibhausgasemissionen verantwortlich sein.)  

Im Umkehrschluss heißt das: um Deutschlands Treibhausgasemissi-

onen schnell und wirksam zu reduzieren, sind die großen Hebel der 

Energiemix, der Verkehr, „u brige Feuerungsanlagen“ (Heizkessel und 

Kamine in Wohnha usern) und das verarbeitende Gewerbe. Das aber 

wieder sind Ra der, die individuell nur begrenzt drehbar sind. Wie ein 

Haus geheizt wird, wie das Haus geda mmt ist: das ist ein relativ wir-

kungsvoller Hebel. Oder ein Auto benutzt wird. Was fu r Strom bezogen 

wird. Trotzdem: letztlich sind es Maßnahmen wie der Kohleausstieg, 

die Verkehrswende oder die Novellierung von Landesbauordnungen, 

 
1 https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissio-
nen/emissionsquellen  
2  Und auch bei z.B. Landwirtschaft und Erna hrung stellt sich die Frage nach Grenzzie-

hungen, wenn es um importierte Lebensmittel geht … 
3 https://www.bund.net/themen/mobilitaet/infrastruktur/luftverkehr/  

https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissionen/emissionsquellen
https://www.bund.net/themen/mobilitaet/infrastruktur/luftverkehr/co2-emissionen/
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissionen/emissionsquellen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissionen/emissionsquellen
https://www.bund.net/themen/mobilitaet/infrastruktur/luftverkehr/
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die hier etwas bewegen. Und natu rlich ein harter CO2-Preis, der nicht 

zuletzt Handlungsbedarf sichtbar macht.  

Aus Sicht von Umweltbewegten mag das jetzt furchtbar deprimierend 

klingen. Da gibt eine oder einer sich ein ganzes Leben lang Mu he, ver-

zichtet (wie ich) auf ein Auto, erna hrt sich vegetarisch, achtet auf einen 

kleinen Fußabdruck, fliegt sehr selten (insgesamt bisher vier Mal – ein-

mal Indien, einmal Schottland, einmal Schweden, einmal USA – inner-

halb von 43 Lebensjahren) – und dann ist das alles aus der Vogelper-

spektive betrachtet nichts wert? 

Hier kommen mehrere Probleme und Diskurse zusammen. Das eine ist 

eine Debatte daru ber, ob Menschen, die sich fu r eine o kologische Politik 

einsetzen, fu r eine Lo sung der Klimakrise, selbst Vorbilder sein mu ssen. 

Diese Idee ist weit verbreitet (und fu hrt im Umkehrschluss dann schnell 

zu ha mischem Zeigefingergezeige – da, ein Gru ner, und der fliegt; dort, 

eine Gru ne, die es wagt, Eis aus einem Plastikbecher zu essen!). Und ja, 

auch ich wu rde sagen: wer aktiv fu r o kologische Politik wirbt, und nicht 

vorlebt, das diese mo glich ist, hat ein gewisses Authentizita tsproblem. 

Aber auch da geht es um die großen Ra der, nicht um den Plastikstroh-

halm. Und um ein feines Gespu r dafu r, was tatsa chlich schra g ist, und wo 

es hauptsa chlich um Panikmache und Skandalisierung geht. 

Anders sieht’s aus, wer „bloß“ wa hlend an Politik beteiligt ist. Mir ist 

es lieber, jemand verha lt sich nicht wirklich o kologisch, wa hlt aber gru n 

(und nimmt damit in Kauf, dass das eigene Verhalten in Zukunft teurer 

wird oder gar verboten oder eingeschra nkt wird) als andersherum. 

Denn darum geht es letztlich: politische Mehrheiten dafu r zu erreichen, 

mit der no tigen Massivita t und Ha rte Maßnahmen auf der strukturellen 

Ebene durchzusetzen (vgl. etwa das Klimaschutz-Sofortprogramm). Die 

haben dann jeweils individuelle Folgen, und es la sst sich trefflich daru ber 

streiten, wo Verbote oder Kontingentierungen, wo Sanktionen, wo hohe 

Preise und wo bessere Alternativen der richtige Weg sind. Und genauso 

la sst sich daru ber streiten, wie die sozialen Folgen aussehen. 

Hier kommen wir zum zweiten Diskurs. Denn erstaunlicherweise 

ha ngt der o kologische Impact (oder Fußabdruck) nicht mit Werten und 

Haltungen zusammen. Wenn ich dreißig oder vierzig Jahre Umweltsozi-

https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/klimaschutz/pdf/190628_Klimaschutz-Sofortprogramm-Sommer-2019.pdf
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ologie grob zusammenfasse, dann sind hier zwei bis drei Aussagen wich-

tig. Zum einen sind die o kologisch Sparsamsten a rmere Rentner*innen – 

wer wenig kauft, aus Mangel an Geld, Zeit und Gesundheit das Haus oder 

die Wohnung selten verla sst, und noch dazu von Kind auf Verzicht und 

Sparsamkeit gedrillt wurde (bei Lebensmitteln wie bei der Heizung) 

emittiert nur extrem wenig CO2. Und wer gut gebildet, mit einem span-

nenden Job und halbwegs viel Geld versorgt ist, reist gerne in der Welt-

geschichte umher, fu hlt sich als Weltbu rger*innen, fa hrt vielleicht als 

Zweitwagen ein sparsames Elektroauto (neben dem großen Erstwagen), 

konsumiert viel, hat eine große Wohnung … und wa hlt mo glicherweise 

gru n (oder FDP), wa hrend die Rentnerin oder der Rentner CDU oder SPD 

wa hlt. Puh. Ein gutes Rezept la sst sich daraus nicht ableiten. 

Zweitens: selbst wenn es ein sozial-o kologisches Milieu geben wu rde, 

das nicht aus Sparsamkeit und Geldmangel, sondern aus einer Werthal-

tung heraus o kologisch vorbildhaft lebt, wa re das keine Lo sung fu r die 

Klimakrise. Das mit dem Vorbild ist na mlich so eine Sache. Sehr schnell 

wird daraus Distinktion und Abgrenzung. O ko wird zum Lebensstil, 

zum sichtbaren Symbol einer bestimmten Milieuzugeho rigkeit. Die 

Bahncard 100, das mit Holz verkleidete Haus samt Echtholzmo bel und 

Insektengarten, der Kauf beim (teureren) Bioladen, … all das kann auch 

Statusmarker sein. Und dann wie alle anderen Statusmarker nicht nur 

Nachahmung, sondern eben auch Abgrenzung hervorrufen. „Ich lasse 

mir mein … doch nicht verbieten!“ ebenso wie vehementer Spott u ber 

Vegetarierer*innen meint oft genau das: zu denen geho re ich nicht.  

Das aber ist kontraproduktiv, wenn es darum geht, dass nicht nur 

zehn oder zwanzig Prozent der Bevo lkerung bestimmte Dinge tun oder 

lassen, sondern neunzig oder hundert Prozent. Da helfen dann nur all-

gemeine Vorschriften und Anreize, die alle treffen. Und unsichtbare 

o kologische Lo sungen, die im Produktionsprozess oder im Produkt ste-

cken, ohne dass sich die Funktionalita t vera ndert. 

Und dann gibt es noch den dritten Punkt: Menschen sind nicht rational, 

sondern vor allem Gewohnheitstiere. Wiederholte Praxis frisst sich ein 

und la sst sich nur schwer a ndern. Selbst wer viel u ber die Umwelt weiß, 

selbst wem eine Lo sung der Klimakrise wichtig ist, der oder die wird 
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nicht ohne weiteres sein oder ihr Handeln vera ndern. Damit sich einge-

fahrene Praktiken a ndern, braucht es Gelegenheitsfenster, harte Anreize, 

mo glicherweise auch Vorbilder oder einmal gemachte Erfahrungen, dass 

es auch anders geht. Das ist der Strohhalm fu r all diejenigen, die ihre 

nachhaltige Lebensweise beibehalten wollen, und dafu r mehr Grund 

brauchen, als dass es individuell moralisch das Richtige ist. 

All das zusammen – der reale, in Zahlen darstellbare Impact individuel-

len Verhaltens; die Diskurse um Moral und Vorbildfunktionen; das Wis-

sen darum, dass Verhaltensweisen und Praktiken sich nicht so einfach 

a ndern, selbst bei optimaler Aufkla rung – fu hren mich dazu, eine Priori-

ta t auf politische und strukturelle Lo sungen zu legen. Appelle an das Ver-

halten des oder der Einzelnen erscheinen mir eher kontraproduktiv.  

Und deswegen, um zum Ausgangspunkt zuru ckzukehren, finde ich es 

nicht wirklich u berraschend, dass Wa hler*innen der Gru nen besonders 

viel fliegen (und dabei ein schlechtes Gewissen haben4). Das war auch 

schon 2014 so – und la sst sich vermutlich schnell erkla ren, wenn Fakto-

ren wie Bildung, Beruf, Einkommen und Alter herausgefiltert werden. 

Dann wu rde – so vermute ich – herauskommen, dass Anha nger*innen 

der Gru nen inzwischen ziemlich durchschnittlich sind, nur eben eher 

ju nger, eher gebildeter und manchmal auch besser verdienend. All das 

sind Faktoren, die berufliche Flu ge (z.B. zu wissenschaftlichen Konferen-

zen) ebenso wahrscheinlicher machen wie „Weltbu rger-Flu ge“, um einen 

Bildungskanon (New York, Sydney, Tokyo – musst du gesehen haben!) ab-

zureisen oder transnationale familia re und freundschaftliche Verbindun-

gen zu leben.  

Ist das jetzt Grund zur Sorge, zu Ha me und Hetze? Wenn an meiner 

Argumentation oben etwas dran ist, nicht. Dann ist es wichtiger, wie je-

mand wa hlt – und welches politische Programm damit eine Mehrheit 

bekommt – als wie er oder sie sich im Alltag verha lt.5 

 
4 http://tagesspiegel.de/politik/grunen-anhanger-fliegen-am-meisten--und-haben-
das-schlechteste-gewissen-6609748.html  
5 Meine perso nlichen Anspru che an Flugreisen – auch im Sinne eines politischen Zie-

les – wa ren u brigens, dass diese nur angetreten werden, wenn sie wirklich wichtig 
sind, und wenn es eine Ausgleichsabgabe gibt. Letztere gerne verpflichtend, ersteres 
ist natu rlich individuell sehr verschieden – je teurer Flu ge sind, desto sta rker du rfte 

https://twitter.com/_tillwe_/status/1152945619075522560
https://twitter.com/_tillwe_/status/1152945619075522560
https://www.tagesspiegel.de/politik/umfrage-zur-flugscham-gruenen-anhaenger-fliegen-am-meisten-und-haben-das-schlechteste-gewissen/24679158.html
http://tagesspiegel.de/politik/grunen-anhanger-fliegen-am-meisten--und-haben-das-schlechteste-gewissen-6609748.html
http://tagesspiegel.de/politik/grunen-anhanger-fliegen-am-meisten--und-haben-das-schlechteste-gewissen-6609748.html
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P.S.: Bei weniger globalen Problemen sieht die Argumentation u bri-

gens ein bisschen anders aus. Ein autofreier Stadtteil funktioniert bei-

spielsweise auch lokal.  

P.P.S.: Im Zwischenbericht zum neuen gru nen Grundsatzpro-

gramm6 heißt es dazu (S. 29): 

„Das System ändern, nicht den Menschen 
 
So wichtig das Engagement Einzelner ist: Es reicht nicht 
aus, den Unternehmer*innen oder den Verbraucher*innen 
individuell die Verantwortung für die ökologische Moder-
nisierung zu geben. Viele Instrumente für eine wirksame 
ökologische Politik setzen bei Strukturfragen und bei In-
stitutionen an. Das Abwälzen von politisch notwendigen 
Entscheidungen allein auf eine Änderung des privaten 
Konsumverhaltens ist de facto eine Form der Privatisier-
ung. In einer Demokratie sind Bürger*innen der Souverän, 
nicht Konsument*innen. Die neoliberale Haltung, wonach 
etwa die Bedingungen der industriellen Tierhaltung nicht 
verändert werden müssen, solange die Menschen beim 
Discounter Ökoprodukte kaufen können, verkennt die 
grundsätzliche Bedeutung von Politik. Denn sie muss Re-
geln schaffen, die weiter reichen als auch noch die besten 
Vorsätze im Privaten. Dafür ist Politik da: nicht den besse-
ren Menschen schaffen, sondern bessere Regeln.”  

Warum blogge ich das? Weil ich die Diskussion spannend fand, aber auch ge-

merkt habe, dass Twitter zu knapp ist, um das auszubreiten, um was es mir geht.

 
„wichtig“, wie auch immer das individuell gewertet wird, in die Entscheidung einflie-
ßen, ob ein Flug genommen wird oder nicht. Auf Twitter meinten einige, dass es unge-
recht sei, wenn Flu ge dadurch zu einem Luxusgut werden. Aus meiner Sicht sind sie 

das – es gibt kein Recht auf Flug. Damit wu rde ich Flu ge anders behandeln als Ener-
gie- und Wa rmeversorgung oder regionale/nahe Mobilita t – die sollte tatsa chlich fu r 
alle erschwinglich sein. Aber all das la sst sich auch anders sehen. 
6 https://cms.gruene.de/uploads/assets/20190328_Zwischenbericht-Gruenes-

Grundsatzprogramm.pdf  

https://cms.gruene.de/uploads/documents/20190328_Zwischenbericht-Gruenes-Grundsatzprogramm.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/documents/20190328_Zwischenbericht-Gruenes-Grundsatzprogramm.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20190328_Zwischenbericht-Gruenes-Grundsatzprogramm.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20190328_Zwischenbericht-Gruenes-Grundsatzprogramm.pdf
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Klimaaktionstag. Ein Gespräch mit Z. 

20. September 2019 – Freiburg, Kinder, Nachhaltiges Leben, Politik und Gesell-

schaft 

Der 20. September 2019 ist in positiver wie negativer Hinsicht ein Tag, 

der als Kipppunkt der Klimakrise in Erinnerung bleiben wird. Großar-

tig sind die heute und in dieser Woche weltweit stattfindenden De-

monstrationen – ein Tag, der mit 300.000 Demonstrierenden in Austra-

lien beginnt, allein in Deutschland 1,4 Mio. Demonstrierende gesehen 

hat und mit 250.000 in New York endet. Fridays for Future hat hier glo-
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bal etwas in Bewegung gesetzt. Gleichzeitig ist der 20. September 2019 

der Tag, an dem die Bundesregierung ihren wenig ambitionierten Kom-

promiss vorgestellt hat, bei dem heute schon klar ist, dass damit die 

Ziele des Pariser Klimaabkommens nicht erreicht werden ko nnen. Die 

freita glichen Demos und a hnlichen Aktionen werden also weitergehen. 

In Freiburg fand die gro ßte Demonstration der Stadtgeschichte1 statt, 

mit etwa 30.000 Teilnehmenden (bei 230.000 Einwohner*innen). Ich 

war mit meinem Zehnja hrigen da – und als wir etwas zu spa t ankamen, 

war nicht nur der Platz der Alten Synagoge voll, sondern auch die Ter-

rasse des Theatercafes, die Bertoldstraße und der Rotteckring rund um 

den Platz. Extrem eindrucksvoll. 

Auch meine Tochter Z. (fast 14) hat wie an allen bisherigen Demos in 

Freiburg auch an dieser teilgenommen; getroffen habe ich sie erst in der 

Straßenbahn zuru ck, so groß war die vielfa ltige Menschenmenge. Ich 

habe ihr ein paar Fragen zur Demo und zu den Freiburger Fridays-For-

Future-Aktivita ten gestellt. 

 

Du weißt, wer Greta Thunberg ist, oder? Ja, natu rlich – bist du blo d? Ich 

folge ihr auch auf Instagram. 

 

Würdest du sagen, dass Greta Thunberg ein Vorbild für dich ist? (u ber-

legt) Nein, eigentlich nicht. Ich finde sie schon ganz cool, aber manche 

Sachen finde ich auch ein bisschen doof. Zum Beispiel – aber dafu r kann 

sie jetzt nichts – hat ihre Mutter mal so ein Buch geschrieben u ber sie 

und ihre Schwester, das fand ich ein bisschen komisch.  

 

Wärst du gerne Greta Thunberg? Das fa nde ich megacool. Weil es halt 

richtig krass ist, wenn du selbst etwas bewegen kannst, wenn alle u ber 

dich reden und du beru hmt bist. Und alle deine Reden richtig feiern. 

Und vor allem fa nde ich es halt richtig cool, wenn ich etwas bewegen 

ko nnte, das zumindest ein Auslo ser fu r die Weltrettung sein ko nnte. 

 
1 https://www.badische-zeitung.de/liveticker-zum-nachlesen-mehr-als-20-000-men-

schen-gehen-in-freiburg-fuers-klima-auf-die-strasse  

http://fudder.de/liveticker-zum-nachlesen-mehr-als-20-000-menschen-gehen-in-freiburg-fuers-klima-auf-die-strasse
https://www.badische-zeitung.de/liveticker-zum-nachlesen-mehr-als-20-000-menschen-gehen-in-freiburg-fuers-klima-auf-die-strasse
https://www.badische-zeitung.de/liveticker-zum-nachlesen-mehr-als-20-000-menschen-gehen-in-freiburg-fuers-klima-auf-die-strasse
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Ich finde ihre Reden cool. Ihre Reden mag ich. Ich finde es schade, dass 

sie keine in Freiburg gehalten hat. Wenn ich sie unbedingt bei einer 

Rede ha tte sehen wollen, ha tte ich mal nach Berlin fahren ko nnen. 

  

Meinst du, es würde so etwas wie Fridays for Future ohne sie geben? Nein. 

Sie war der Anstoß und das Vorbild. Und zumindest den Namen wu rde 

es auf jeden Fall nicht ohne sie geben. Sie war sozusagen die Trendset-

terin und hat diesen Trend in die Welt gesetzt. Und jetzt gibt es halt 

richtig viele Nachahmer, also Leute, die das auch cool finden und ma-

chen. Die Demos machen. Weil sie es cool finden, was sie macht. Und fu r 

Klimaschutz sind.  

 

Was ist denn deine Lieblingsdemospruch? Im Moment „We are unstopp-

able, another world is possible.“ 

 

Das ist jetzt englisch. Wie kommt es, dass viele der Sprüche davon in Eng-

lisch sind? Na, das ist ja schon so international – Englisch ist so etwas 

wie eine Weltsprache, und dann ko nnen das auch Leute woanders so 

sagen, glaube ich.  

 

Und ist es dir wichtig, dass Fridays for Future global ist? Ich finde das 

schon cool, und ich finde es auch cool, dass das in so vielen unterschied-

lichen La ndern und Sta dten gemacht wird. 

 

Merkst du das bei den Demos in Freiburg, dass Fridays for Future eine in-

ternationale Bewegung ist? Bei der letzten oder vorletzten Demo gab es 

ein Lied, auf die Melodie von „Bella Ciao“. Es wurde aufgenommen, wie 

das die ganzen Leute gesungen haben, und das war halt auch auf Eng-

lisch. Und dann gab es ein Youtube-Video, wo richtig viele unterschied-

liche Sta dte es gesungen haben, so zusammengeschnitten.  

 

Wie hast du davon erfahren, dass heute eine Demo stattfindet? U ber 

meine Whatsapp-Gruppe, in der ich schon la nger bin. Eine Fridays-for-

Future-Freiburg-Whatsapp-Gruppe. Ich glaube, ich bin in Gruppe neun 

https://www.youtube.com/watch?v=zemK3S79tpU
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oder acht. Es gibt halt richtig viele, weil nur eine begrenzte Anzahl Teil-

nehmer in einer Whatsapp-Gruppe mo glich sind. Da sind richtig viele 

Leute drin. Und halt ein paar Admins, die immer die Neuigkeiten rein-

schreiben, das sind aber meist Weiterleitbriefe.  

 

Wie ist Fridays for Future in Freiburg organisiert? Weißt du dazu et-

was? Es gibt Orgatreffen. Da kann hingehen, wer will. Ich bin bisher 

noch nicht hingegangen. Ich wu rde nicht gerne alleine hingehen, und 

bisher wollte keine meiner Freundinnen mit hingehen.  

 

Alle anderen kriegen dann per Whatsapp davon mit? Ja. 

 

Gibt es in diesen Whatsapp-Gruppen auch Diskussionen – oder mehr so 

Infos? Nur Infos, weil nur Admins Nachrichten in die Gruppen schreiben 

ko nnen. Sonst wu rde man nicht den Durchblick behalten ko nnen, viele 

wu rden es dann stumm schalten, weil so viele die Gruppen dann voll-

spammen wu rden.  

 

Und wie hast du dich auf die Demo heute vorbereitet? Eigentlich habe ich 

nicht so viel gemacht. Ich habe die Plakate von der letzten Demo mitge-

nommen. In der ersten Pause in der Schule habe ich sie noch verbessert. 

Und ich habe halt einen Turnbeutel mitgenommen, damit ich nicht den 

Schulranzen mitschleppen muss. 

 

Wusstest du schon, mit wem du auf die Demo gehst? Ja. Ich bin zu allen 

Demos, die es in Freiburg gab, gegangen. Und da bin ich immer mit der-

selben Freundin aus meiner Schule hingegangen.  

 

War die Demo heute anders als früher? Ja – es gab kein Sit-in. Eigentlich 

war das angeku ndigt, aber vielleicht waren einfach zu viele Menschen 

da. Was auch noch anders war: normalerweise gab es nach den Demos 

immer ein offenes Mikro. Diesmal gab es nur Musik. Es wurde auch ge-

sagt, dass das so war, weil zu viele Menschen da waren.  
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Und wieso waren so viele Menschen da? Weil alle Generationen hingehen 

sollten! Nicht nur die Leute, die zur Schule gehen oder studieren! Wir 

waren dreimal so viele wie sonst. Und bei meiner Familie waren drei 

Generationen bei der Demo.  

 

Und war die Demo anders als sonst, weil verschiedene Generationen da 

waren? Es war so, dass weniger Spru che gerufen wurden. Es waren 

viele Erwachsene da, die hatten nicht so Lust, Spru che zu rufen, und die 

waren nicht so lustig und laut. Jedenfalls waren die nicht so leicht anzu-

stecken. Wenn nur Kinder da sind, ist es lustiger.  

 

Was war das Ziel der Demo? Also, das Ziel ist, dass die Politiker mehr, 

bessere Klimapolitik machen! Und außerdem soll die Stadt Freiburg 

den Klimanotstand ausrufen! Dazu gibt es Forderungen von Fridays for 

Future, auch an die Stadt Freiburg. Und es wurden in Berlin heute so 

Beschlu sse gefasst, und darum ging es auch.  

 

Gehen alle Leute wegen dem Thema Klimaschutz zu den Demos? Es ist 

halt so, dass der große Teil der Leute deswegen hin geht. Aber es sind 

auch viele Leute da, die mit ihrer Organisation dahingehen, und die 

eher fu r etwas anderes werben. Zum Beispiel habe ich heute so einen 

Flyer gesehen, dass Freiburg 5G-frei bleiben soll. Das hat jetzt nicht so 

viel mit Fridays for Future zu tun. Ich finde das aber nicht so schlimm. 

Ich kann ja dann einfach sagen, dass ich den Flyer nicht will.  

 

Meinst du, dass die Fridays-for-Future-Demos etwas verändern? Ich 

glaube schon, dass es auf jeden Fall etwas vera ndert. Zum Beispiel hat 

Freiburg sich so Klimaziele gesetzt. Es gibt jetzt auch eine Straßenbahn 

mit diesen Klimastreifen, wo blaue Streifen eher ku hlere Jahre und rote 

Streifen eher wa rmere Jahre darstellen. Die VAG ist auch mit einbezo-

gen in diese Klimaziele. Und insgesamt ist es so, seit es Fridays for Fu-

ture gibt, und seit Greta Thunberg so bekannt ist, dass die Aufmerksam-

keit der Leute auf das Thema gelenkt wird. 
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Hast du den Eindruck, dass auch insgesamt etwas getan wird? Nicht so 

wirklich. Ich glaube, dass es halt so ist, dass die Menschen, auch die, die 

bei Fridays for Future mitmachen, mehr auf ihren Lebensstil achten 

mu ssten. Ziemlich viele, auch aus meiner Klasse, gehen da hin, aber ma-

chen sonst nichts fu r die Umwelt. Wenn sich etwas a ndern soll, mu ssen 

das nicht nur die Politiker machen, sondern auch die Menschen. Wenn 

viele nur dahin gehen, weil sie freitags dann keine Schule haben, und 

vielleicht danach zu McDonalds gehen, kann man das nicht so ernst 

nehmen.  

 

Meinst du, dass es noch oft so Demos geben wird? Ja, denke ich schon. 

Sehr oft. 

 

Und du hast weiter vor, da hinzugehen? Ja, habe ich.  

 

Wie würdest du es finden, wenn Fridays for Future eine Partei gründen 

würde? Ich fa nde es ziemlich cool und wu rde die wa hlen. Das wa re 

dann erstens richtig gut fu rs Klima. Und zweitens ist das zumindest in 

Freiburg so, dass wir niemanden ausschließen oder diskriminieren 

wollen. Zum Beispiel steht auf der Bu hne immer jemand, der in Geba r-

densprache u bersetzt. Und drittens wa ren viele junge Leute dabei, weil 

Fridays for Future viele Schu ler und Studenten hat. Deswegen wa re das 

eine gute Partei.  

 

Und für wie wahrscheinlich hältst du es, dass sich aus Fridays for Future 

heraus eine Partei gründet? Ich denke eher nicht. Bisher habe ich mir 

daru ber keine Gedanken gemacht. 

 

Wird es nicht irgendwann langweilig, immer nur Demos zu machen? 

Nein! Das sind ja nicht nur Demos, da gibt es auch viele andere Aktio-

nen. Und wir haben ja auch schon Sachen bewegt, ein bisschen zumin-

dest. Mir fa llt dazu ein, dass Fridays for Future mitgeholfen hat, dass die 

Ba ume beim Eugen-Keidel-Bad erst einmal nicht gefa llt werden. Das 
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konnten wir verhindern, dass hier Ba ume fu r Parkpla tze abgeholzt 

werden. 

 

Und was sagt deine Schule dazu? Die finden das gut und wu rden das 

gerne unterstu tzen. Das wird als unentschuldigter Fehltag eingetragen, 

aber es gibt keine Strafen. Und zum Beispiel gab es heute einen 

Klimaaktionstag in der Schule. Auch die paar, die nicht zur Demo sind, 

mussten sich mit dem Thema Klima bescha ftigen.  

 

Vielen Dank! 

P.S. (28.11.2019): Dieser taz-Artikel2 gibt einen ganz guten Einblick in die in-

terne Organisation von Fridays for Future.

 

 
2 https://taz.de/Inside-Fridays-for-Future/!5641252/  

https://taz.de/Inside-Fridays-for-Future/!5641252/
https://taz.de/Inside-Fridays-for-Future/!5641252/




 

163 

Anhang  
 
Personenindex 

Al-Wazir, Tarek  67 

Andresen, Rasmus  73 

Ataman, Ferda  74 

Baerbock, Annalena  59, 71, 74 

Bauer, Theresia  133, 134 

Bause, Margarete  95 

Beck, Katharina  81 

Beck, Volker  46 

Beer, Nicola  13 

Berninger, Matthias  93, 94, 97 

Bla ss, Philipp  91 

Bloss, Michael  73 

Borchert, Katharina  74 

Brantner, Franziska  46 

Bulmahn, Edelgard  93 

Bu tikofer, Reinhard  72 

Cavazzini, Anna  72 

de Maiziere, Thomas  9 

Delay, Jan  38 

Deparnay-Grunenberg, Anna  73 

Dobrindt, Alexander  9, 107, 108 

Franz, Romeo  72 

Gehring, Kai  92 

Gibson, William  77 

Giegold, Sven  46, 72 

Go ring-Eckardt, Katrin  11, 16, 33, 36, 

51, 52, 53, 55 

Gro nemeyer, Herbert  25 

Habeck, Robert  11, 33, 59, 62, 70, 74, 

126, 127 

Hahn, Henrike  72 

Ha usling, Martin  72 

Heubuch, Maria  72 

Hilty, Lorenz  139 

Hofreiter, Toni  11, 33, 51 

Janosch  15 

Jungjohann, Arne  31 

Kappes, Christoph  105 

Kehr, Dota  25 

Keller, Ska  46, 72 

Kellner, Michael  16, 43, 50, 74, 92 

Kern, Christian  59 

Kiel, Sabine  93, 94 

Kohl, Helmut  93 

Krebs, Stefan  108 

Kretschmann, Winfried  11, 34, 109 

La Hengst, Bernadette  25 

Lagodinsky, Sergey  72 

Lang, Ricarda  81, 91 

Langensiepen, Katrin  72 

Le Guin, Ursula K.  131 

Levit, Igor  71 

Lindner, Christian  12, 14, 16 

Luzina, Patrick  91 

Macron, Emmanuel  59 

Marquardt, Erik  72 

Marx, Karl  24 

Mayer, Benedikt  73 

Meiwald, Peter  46 

Merkel, Angela  9, 15, 23, 35, 37, 54, 

68, 104 

Metz-Go ckel, Sigrid  93 

Mu ller-Gemmecke, Beate  46 

Murat, Nadia  50 

Nena  38 

Neubauer, Luisa  74, 78 

Neumann, Hannah  72 

O zdemir, Cem  11, 12, 16, 33, 36, 51, 

52 

Palmer, Boris  4, 11, 20, 57 

Parker, Jens  81 

Passig, Kathrin  129, 130 



Anhang 

164 

Paulus, Jutta  72 

Peter, Simone  51 

Reintke, Terry  72 

Reisch, Lucia  134 

Ro stel, Gunda  92 

Roth, Claudia  11, 73 

Santarius, Tilman  139 

Schellnhuber, Hans Joachim  54 

Schneidewind, Uwe  134 

Scholz, Christine  97 

Schro der, Gerhard  9, 97 

Schulz, Martin  9, 35, 37 

Schwab, Luisa  91 

Spahn, Jens  9 

Steinbru ck, Peer  9 

Steinmeier, Frank-Walter  9 

Strobl, Thomas  108 

Stross, Charles  30 

Thunberg, Greta  156, 159 

Tocotronic  25 

Trittin, Ju rgen  11, 81 

Trudeau, Justin  36 

Trump, Donald  9, 30, 103 

Unfried, Peter  68 

Verlinden, Julia  46 

 


